
Suchergebnisse: Arbeiter

-1750 – Der Codex Hammurabi regelt den Bierausschank 

Babylonien  * Der babylonische König Hammurabi lässt eine umfangreiche Gesetzessammlung

auf einer monumentalen Stele festhalten. Seine Regierungszeit wird – je nach verwendeter

Chronologie – unterschiedlich datiert; häufig wird sie mit etwa 1792 bis 1750 v. Chr. angegeben.  

Der sogenannte Codex Hammurabi enthält auch Vorschriften für Schankwirtinnen und den

Verkauf von Bier. Er regelt unter anderem Preise, Zahlungsmittel und Strafen bei Verstößen. Die

oft genannten täglichen Bierrationen für Arbeiter, Beamte und Priester stammen jedoch nicht aus

dem Codex selbst. Solche Zuteilungen sind aus anderen mesopotamischen

Verwaltungsaufzeichnungen bekannt und richten sich nach Tätigkeit und gesellschaftlicher

Stellung.   Bier dient in Babylonien als Grundnahrungsmittel, Genussmittel, Opfergabe und

Bestandteil medizinischer Zubereitungen. Mit heutigem Bier ist es nur bedingt vergleichbar: Es

wird aus verschiedenen Getreidesorten hergestellt, häufig ungefiltert getrunken und kann mit

weiteren Zutaten versetzt sein.   Die Stele des Codex Hammurabi wird 1901/1902 bei

Ausgrabungen in Susa im heutigen Iran entdeckt. Sie besteht aus schwarzem Basalt und befindet

sich heute im Louvre in Paris. Der Codex zählt zu den ältesten und umfangreichsten erhaltenen

Gesetzessammlungen, ist jedoch nicht die älteste bekannte Gesetzessammlung der Welt.

3. März 321 – Der Sonntag wird arbeitsfrei

Rom ? • Der Kaiser Konstantin der Große erklärt den Sonntag, den Heiligen Tag des

Christentums und des Mithraskultes, für arbeitsfrei – für „alle Richter und Einwohner der Städte,

auch die Arbeiter aller Künste“. Einzig landwirtschaftliche Arbeiten bleiben sonntags erlaubt. Das

Edikt des Kaisers gilt als die Geburtsstunde des staatlich geschützten Ruhetags. 

18. April 1371 – Der Münchner Rat erhöht die Bürgerrechtsgebühr

München * Der Münchner Rat&nbsp;setzt die Bürgerrechtsgebühr&nbsp;auf fünf Pfund fest und

damit in eine - für Arbeiter, Taglöhner, Kleinhandwerker, Dienstboten und Knechte, Mägde und

Handelsdiener - unerreichbare Höhe.&nbsp;    Um das Gemeinwesen und damit das

Stadtsäckel&nbsp;durch den Zuzug unvermögender Personen nicht übermäßig zu belasten,

werden besitz- und gewerbslose Zuwanderer in der jungen, aufstrebenden Stadt schon ziemlich

Münchner Zeitensprünge Seite 1/158



früh zu „unwillkommenen Gästen“ erklärt.&nbsp;Der Rat der Stadt&nbsp;will nicht Armut, sondern

leistungsfähige und finanzkräftige Menschen einbürgern.&nbsp;Umgekehrt müssen die

Aufgenommen mindestens zehn Jahre in der Stadt bleiben, sonst haben sie mit einer Strafsteuer

von 31 Pfund zu rechnen.&nbsp;

6. März 1445 – Arme Leute aus Oberbaiern kommen für Schanzarbeiten

München * Baiernherzog Albrecht III. gibt den Befehl, wonach den Münchner Bürgern zwei Jahre

lang Arbeiter aus dem Umland zur Hilfeleistung für die Schanzarbeiten geschickt werden sollen.

Die „armen Leute aus Oberbaiern“ erhalten „genügend Brot und einen Zehrpfennig“. In

Haidhausen und in der Au finden sie eine neue Heimat.

27. September 1589 – Das Hofbräuhaus wird gegründet

München-Graggenau * Die Hofkammer will die Geldverschwendung für den Durst der

Hofschranzen eingeschränkt sehen, weshalb sie einen Antrag für den Bau eines „aigen

Preuhaus“ formuliert. Das Datum gilt seither als offizieller Gründungstermin des Hofbräuhauses.   

Einen Brand beim alten Hennen- und Badhaus im Alten Hof erkennt man als Zeichen des

Himmels und umgehend beginnen die Arbeiter in der Nähe des Zerwirkgewölbes die Wände

einzureißen, die Keller einzuschachten und Sudanlagen zu installieren. Der Keller diente zuvor

dem Herzogshof als Vorratsraum. Der Standort am Alten Hof kam den Verantwortlichen aufgrund

der „besseren Überwachung bezüglich der möglichen Veruntreuungen“ gerade recht.    Darin wird

zunächst nur braunes Bier gebraut. 

Januar 1620 – Die Schanzarbeiten beginnen vor dem Schwabinger Tor

München-Graggenau * Die Schanzarbeiten,beginnen vor dem Schwabinger Tor und verlaufen in

Richtung Kosttor. 200 Männer und 300 Frauen werden von der Stadt für die Arbeiten am

Festungsbau bezahlt.       Straftäter werden nicht mehr des Landes verwiesen, sondern zum

Schanzbau zwangsverpflichtet,   Bettler und Landstreicher aus allen Rentämtern werden dem

Großbauvorhaben zugeführt.      Im ersten Jahr sind etwa 2.000 auswärtige Arbeiter in München

im Ausbau der Festung beschäftigt.
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1651 – Ein Bräuhaus für die Paulaner in der Au

Au * Kurfürst Ferdinand Maria gestattet den Paulanern den Bau eines Bräuhauses, damit diese in

der Au ihr Bier für den Hausgebrauch brauen dürfen, „weil ein gleiches und gesundes Getränk ein

wesentliches Erfordernis für Mönche ist, deren Hauptnahrung Bier ausmacht, indem sie in Baiern

den Wein vermissen und ihnen schlechte Fische und Mehlspeisen, wozu keine Eier, keine Milch

und Butter genommen werden dürfen, zu wenig Kräfte geben“.   Mit der Braustätte eröffnen die

Paulaner-Ordensmänner still und leise einen Ausschank im Kloster und ziehen ihren Gewinn

daraus. Außerdem bezahlen sie Handwerker und Arbeiter nicht mit Geld, sondern in Form des

Kloster-Haustrunks.   Noch im selben Jahr klagten die Auer Wirte darüber, dass jedermann mit

dem Krug ins Kloster kommen und dort sein Bier kaufen kann. Ein kurfürstlicher Erlass bedroht

die vegetarischen Patres zwar mit einer Strafe von einhundert Dukaten sowie im

Wiederholungsfall mit dem Herausreißen der Braupfanne und dem Verlust der dem Kloster

erteilten Konzession. Doch diese Androhungen bekümmern die Mönche wenig. 

19. März 1664 – Kurfürst Ferdinand Maria erklärt den Josephstag zum Feiertag

München-Kreuzviertel * Kurfürst Ferdinand Maria erklärt den „Josephstag“ zum Feiertag. Nach

der Heiligenlegende arbeitet Joseph als Zimmermann und verlobt sich als achtzigjähriger Witwer

mit der zwölfjährigen Maria.    Die Anfang des 17. Jahrhunderts entwickelte Wirtschaftsideologie

des Merkantilismus besagt, dass die Anzahl der Bevölkerung die Wirtschaftskraft eines Staates

bestimmt. Um den Geburtenzuwachs zu erhöhen, müssen die Herrscher das eheliche Leben

fördern. Als Vorbild des „Hausvaters“ dient ihnen dafür der heilige Joseph. Demzufolge wird aus

dem achtzigjährigen Greis ein Mann mittleren Alters mit christusähnlichen Gesichtszügen. Joseph

wird aber nicht nur zum Patron der Ehepaare und Familien, sondern auch der der Arbeiter und

Handwerker.

20. Januar 1669 – Lucca van Uffele wirbt in Venedig Seidenarbeiter an

München - Venedig * Lucca van Uffele reist nach Venedig, um dort Arbeitskräfte anzuwerben. Es

kommt zu einem heftigen Konflikt mit dem italienischen Staat wegen „beabsichtigter Ausbeutung

italienischer Fabrikgeheimnisse“, sodass Kurfürst Ferdinand Maria höchstpersönlich den Streit

schlichten muss. Erst danach kann van Uffele mit einem Meister und zwei Arbeitern nach

München zurückkehren.    Später kann er noch Seidenarbeiter aus Venedig zur Übersiedlung

nach München überreden. Nun ist auch die Herstellung von venezianischen Gold- und

Silberbrokaten möglich. 
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1670 – Anwerbung von Seidenarbeitern und einer Seidenmeisterin

München - Lyon * Nachdem Kurfürstin Henriette Adelaide auch eine Seidenherstellung nach

französischer Art wünscht, entsendet Lucca van Uffele einen Agenten nach Lyon.    Dieser kann

dreißig Seidenarbeiter anwerben, wird dann aber - wegen befürchteter Verletzung französischer

Fabrikgeheimnisse - mitsamt den Arbeitern verhaftet. Durch List und Bestechung gelingt ihm und

sieben Arbeitern die Flucht nach München, später glückt ihm noch die Anwerbung einer

berühmten Meisterin aus Lyon, zur Erzeugung von Spitzen in Seide, Silber und Gold. 

1690 – 2.000 Personen finden Brot und Lohn in der Tuchfabrik für Militäruniformen

Au * Alleine die holländische Tuchmacherei in der Tuchfabrik für Militäruniformen gibt fast 2.000

Personen Brot und Lohn.    Neben erstklassigen gelernten Arbeitern beschäftigt man ausgediente

Soldaten, arme Weiber und Kinder, dazu kommen eingewiesene Bettler und Nichtsnutze. Anno

1682 schrieb die Hofkammer, dass „Arme im Wollhause zu München Beschäftigung finden,

Faulenzer dagegen ins Zuchthaus“ eingeliefert würden.    Auch dieser Unternehmung war kein

langes Leben beschieden. Ab 1696 ging es auch mit der Fabricca wieder bergab. Anno 1720 war

sie am Ende.

28. November 1781 – Kurfürst Carl Theodor gründet eine Seidenbau-Direktion

München * Kurfürst Carl Theodor gründet eine Seidenbau-Direktion. Trotzdem geht Geld auf

verschlungenen Wegen verloren. So haben es sich die privaten Seidenzüchter angewöhnt, ihren

Bedarf an Maulbeerbäumen heimlich von den kurfürstlichen Pflanzungen zu holen.    Der

Mitarbeiterstab der Seidenbau-Direktion wächst immer weiter an und belastet dadurch den

Jahresetat entsprechend. Besonders die ungezügelten Gehaltsforderungen der

Seidenbaudirektions-Vorstände fressen einen erheblichen Teil der Einkünfte auf. 

1. Februar 1788 – Die Soldaten-Besoldung wird erhöht

München * Die Besoldung der im Dienst stehenden pfalz-baierischen Soldaten wird erhöht.

Außerdem wird ihnen ein Nebenerwerb als „Freywächter respect. Stadtarbeiter“ zugestanden.

1790 – Ein Bierausschank für die im Englischen Garten beschäftigten Arbeiter
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München-Englischer Garten - Schwabing * An der ursprünglichen nördlichen Grenze des

Englischen Gartens befinden sich zwei kleine Holländische Bauernhäuser, die dem

Parkwächter Josef Tax als Wohnung dienen.   Er hält Kühe und Esel und betreibt außerdem

einen Bierausschank für die im Englischen Garten beschäftigten Arbeiter und Tagelöhner. Damit

legt er den Grundstein für das später so beliebte Ausflugslokal Kleinhesselohe, das anfangs im

Volksmund auch Kleines Eselsloch genannt wird.

24. September 1799 – Das Militärische Arbeitshaus wird aufgelöst

Au * Das Militärische Arbeitshaus in der Au wird bereits nach zehn Jahren wegen Unrentabilität

wieder aufgelöst. Als Grund gibt Kurfürst Max IV. Joseph an, dass die „Monturstücke für die

kurfürstlichen Regimenter, die aus dem Militärarbeitshaus geliefert werden, teurer als bei den

bürgerlichen Gewerbeleuten“. Die Arbeiter überlässt man weitgehend ihrem Schicksal. 

9. Oktober 1809 – Die Statuten des Landwirtschaftlichen Vereins werden bestätigt

München * Die Statuten des Landwirtschaftlichen Vereins, Sitz München, werden vom König

bestätigt. Laut seiner Satzung will der Landwirtschaftliche Verein in Baiern seine Zwecke

erreichen,       „durch mündliche und schriftliche Mittheilungen seiner Mitglieder;    durch Ankauf

und Vertheilung vorzüglicher Viehzuchtracen,    nützlicher Sämereien und Gewächse,    dann

zweckmäßiger Geräthe; [...],    Herausgabe einer Wochenschrift, [...];    Vertheilung von Preisen

für wichtige mit besonderem Fleiße und entsprechendem Erfolge ausgeführten Versuche und

Abfassung wichtiger vom Verein veranlaßter Abhandlungen;    endlich durch Unterstützung

würdiger, unverschuldet verunglückter Arbeiter, Gewerbe- und Landleute.“

26. März 1820 – König Max I. Joseph soll ein Denkmal bekommen

München-Graggenau * Der Magistrat der Haupt- und Residenzstadt München&nbsp;beschließt,

König Max I. Joseph ein Denkmal zu setzen.&nbsp;Anlass ist der bevorstehende zweite

Jahrestag der Bayerischen Verfassung.&nbsp;Der König soll als „Vater des Vaterlandes“ und als

„Friedensfürst“ dargestellt werden.    Zur Aufbringung der Kosten richtet man eine

Subskription&nbsp;ein, eine für die damalige Zeit durchaus übliche Vorgehensweise. &nbsp;An

vielen Orten in Deutschland und ganz Europa konstituieren sich im 19. Jahrhundert solche

Kommissionen, deren Bestreben es ist, für eine zu ehrende Person - häufig sind&nbsp;es

allerdings bürgerliche Größen der Geistes- und Kulturgeschichte - ein Denkmal zu
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errichten.&nbsp;Sie fungieren als unermüdliche Geldbeschaffer, Ausarbeiter eines

Programms&nbsp;und Auftraggeber für einen Künstler.

1828 – Militärisch Untaugliche wegen der Kinderarbeit

Berlin * Der preußische König Friedrich Wilhelm III. beauftragt seinen Innen- und seinen

Kultusminister mit der Ausarbeitung eines Gesetzentwurfs zum Schutz von Fabrikkindern. Im

Vordergrund steht dabei jedoch weniger das Wohl der Kinder als vielmehr die Sorge um die

militärische Leistungsfähigkeit des Staates. Die Regierung stellt fest, dass in den

Industriegebieten immer weniger junge Männer den Anforderungen des Militärdienstes genügen.

Nach zeitgenössischer Auffassung haben insbesondere Fabrikarbeit sowie Nacht- und

Schichtarbeit im Kindesalter dazu beigetragen, dass viele Rekruten körperlich geschwächt oder

gesundheitlich beeinträchtigt sind.   Sowohl in Preußen als auch in England liegt der Anteil der für

den Militärdienst Untauglichen in den industrialisierten Regionen deutlich höher als in den

ländlichen Gebieten. Diese Entwicklung ist jedoch nicht allein auf die belastenden

Arbeitsbedingungen in den Fabriken zurückzuführen. Ebenso spielen die oftmals schlechten

Wohnverhältnisse, unzureichende Ernährung und die allgemeine soziale Not vieler

Arbeiterfamilien eine wichtige Rolle.   Die Ausarbeitung des Gesetzentwurfs zieht sich über

mehrere Jahre hin. Für die betroffenen Kinder bringt dies zunächst keine spürbare Verbesserung

ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen.

1830 – Das Jodeln wird in den Vorstadt-Theatern sozusagen erfunden

München - Wien * Das Jodeln wird in den Vorstadt-Theatern in Wien und München erfunden.

Freilich hat das Jodeln eine alpenländische Tradition, deren Ursprünge auf vorhistorische Zeiten

zurückreichen.     In allen gebirgigen und unwegsamen Regionen der Welt gibt es verschiedene

Techniken, um mit Rufen weite Distanzen akustisch zu überbrücken.Jodelnd verständigten sich

Hirten und Sammler, Waldarbeiter und Köhler. Nicht nur in den Alpen wurde von Alm zu Alm mit

„Almschrei“ (Almschroa) oder „Juchzer“ (Juchetzer, Jugitzer, Juschroa) kommuniziert oder auch

das Vieh mit einem „Jodler“ (Viehruf) angelockt.    Dennoch wird das Jodeln erst als

Unterhaltungseinlage in den Vorstadttheatern und Singspielhallen populär gemacht. Erst von dort

aus kommt es von gastierenden Künstlern aufs Land.

9. August 1832 – Mit dem Guss der Königsfigur kann begonnen werden
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München-Maxvorstadt * Mit dem Guss der Königsfigur auf dem Max-Joseph-Platz kann

begonnen werden. Stiglmaier hat erstmals beim Guss des „Max-Joseph-Denkmals“ die Form mit

der sogenannten Schwarzen Masse, einer Mischung aus angefeuchtetem Sand, Lehm und

Holzkohle hergestellt und will die Figur in einem Stück gießen.    Das Metall wird mehrere Tage

lang in einem mit Holz gespeisten sogenannten Flammofen bis zum Schmelzen erhitzt. Zuerst

wird das Kupfer geschmolzen, zuletzt das leicht verbrennende Zinn untergerührt. Nach Entfernen

des Tonpfropfens aus dem Flammofen, fließt die flüssige Bronze in einem schmalen, feuerfesten

Kanal in ein größeres Reservoir über der fertigen Gussform. Auf ein Kommando öffnen die

Arbeiter alle mit eisernen Pfropfen verschlossenen Zuflussöffnungen, sodass das flüssige

Material aus dem Reservoir in die Gussform stürzen kann.    Der Guss der Königsstatue ist ein

derart außergewöhnliches Ereignis, dass daran der komplette Magistrat der Haupt- und

Residenzstadt München, der Finanzministe, der Direktor der Königlichen Münze und Leo von

Klenze teilnehmen. An den Guss einer auch nur annähernd gleichwertigen Bronzeplastik kann

sich keiner der Gäste erinnern. Er lag viele Generationen zurück.     Doch der Versuch, die Figur

in einem Stück zu gießen, missglückt. Fünfzehn Personen werden bei diesem Unglück verletzt

und das Werk von achtzehn Monaten Arbeit vernichtet. Ferdinand Miller beziffert den Schaden

auf 8 bis 10.000 Gulden.

1. Juli 1834 – Eine städtische Klassengesellschaft

München * Durch die Novellierung des Gemeindeedikts von 1818 unterteilt man die Angehörigen

eines Gemeindebezirks in Gemeindebürger und Nichtbürger ein.       Gemeindebürger sind

Personen, die im Gemeindegebiet ein Anwesen besitzen und eine Grundsteuer bezahlen oder  

ein besteuertes Gewerbe ausüben.      Zu diesen gesellen sich die „einem Gemeindebezirk

angehörigen, aber mit Gemeindebürgerrecht nicht begabten Personen“, die in verschiedenen

Klassen eingeteilt sind:        Die erste Klasse der Nichtbürger bilden die Schutzverwandten oder

Passivbürger, in den Städten auch Insassen genannt. Das sind Personen, die sich auf

Lohnerwerb oder wegen definitiver Einstellung in einem öffentlichen Amt des Staates, der Kirche

oder einer Gemeinde ansässig machen konnten. Dieser Personenkreis ist nicht wahlberechtigt.  

Die zweite Klasse der Nichtbürger besteht aus den ohne Ansässigmachung Heimatberechtigten.  

Die dritte Klasse der Nichtbürger aus den Heimatberechtigten anderer Gemeinden. Das ist der

größte Teil der unverheirateten zugezogenen Arbeiter und Tagelöhner. 

1839 – Die Maffei'sche Fabrik beschäftigt bereits 160 Arbeiter und Tagelöhner

München-Englischer Garten - Hirschau * Angeblich beschäftigt die Maffei'sche Fabrik bereits 160
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Arbeiter und Tagelöhner. Doch diese Angabe scheint weit überzogen.  Das Münchner Kunst- und

Gewerbeblatt vom Juni 1852 beziffert die von Maffei im Jahr 1839 bezahlten Wochenlöhne auf

12.500 Gulden. Davon kann er unmöglich 160 Arbeiter bezahlt haben. Das wären lediglich 1 ½

Gulden in der Woche.

9. September 1839 – Vorschriften für Kinderarbeit in Fabriken in Preußen

Berlin - Königreich Preußen * Das „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in

Fabriken“ in Preußen tritt in Kraft.     Danach dürfen Kinder unter 17 Jahren erst dann arbeiten,

wenn sie nachweisen können, dass sie eine dreijährige Schulbildung genossen haben.

Unternehmer umgehen diesen Punkt jedoch leicht, wenn sie eine Fabrikschule führen. Diese sind

dann aber mehr Alibischulen.   Kinder unter 17 dürfen nicht mehr als zehn Stunden täglich

arbeiten. Die Ortspolizei kann jedoch die Arbeitszeit für maximal einen Monat erhöhen.   Zwei

Pausen von mindestens 15 Minuten und eine einstündige Mittagspause müssen eingeräumt

werden.   Sonntags- und Feiertagsarbeiten sowie die Nachtschicht ist für Kinder völlig verboten.  

Fabrikbesitzer haben Buch über die Kinder in ihren Unternehmen zu führen. Nichteinhaltung der

Vorschriften werden mit Geldstrafen geahndet.   Die Vorgaben gelten nicht für Arbeiterkinder in

der Landwirtschaft.     An das Gesetz zum Schutze der Fabrikkinder halten sich allerdings die

wenigsten Unternehmer. Das liegt zum einen an den noch nicht vorhandenen Gewerkschaften,

die sich für die Fabrikkinder einsetzen, zum anderen an der fehlenden Kontrolle. Selbst die

Geldstrafen sind so niedrig, dass sie nicht ernstgenommen werden.

15. Januar 1840 – Bayerns erste Verordnung zur Einschränkung der Kinderarbeit in Fabriken

München - Königreich Bayern * Die „Königlich Allerhöchste Verordnung, die Verwendung der

werktagsschulpflichtigen Jugend in Fabriken betreffend“ tritt im Königreich Bayern in Kraft.    

Nach dieser darf kein Kind vor dem zurückgelegten neunten Lebensjahr zu einer regelmäßigen

Beschäftigung in Fabriken aufgenommen werden.   Kinder mussten ein gerichtsärztliches

Zeugnis über ihre gesundheitliche Tauglichkeit sowie ein Zeugnis der Lokalschulinspektion über

vorgeschriebene Kenntnisse vorweisen.   Die Arbeitszeit der Neun- bis Zwölfjährigen durfte nicht

mehr als zehn Stunden am Tag betragen, nicht vor sechs Uhr morgens beginnen und nicht nach

20 Uhr abends enden.   Die Erfüllung der Schulpflicht hatte durch die Teilnahme an mindestens

zwei Unterrichtsstunden pro Tag zu erfolgen.     Durch diese und weitere Bestimmungen bleibt

die erste bayerische Fabrikkinder-Schutzverordnung hinter dem im Jahr zuvor erlassenen

preußischen „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in den Fabriken“ zurück.

Dieses hatte beispielsweise die Arbeitszeit nicht nur bis zum Alter von zwölf Jahren, sondern bis
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zum zurück-gelegten 16. Lebensjahr auf zehn Stunden pro Tag beschränkt.   Ob Überlegung

über die Sorge des Staates um die spätere Militärtauglichkeit der in den Fabriken eingesetzten

Kinderarbeiter bei der ersten bayerischen Kinderschutzverordnung eine Rolle spielten, ist nicht

belegt, aber auch nicht gänzlich auszuschließen.   

März 1840 – Theres Feldmüller erwirbt weitere Grundstücke in Obergiesing

Obergiesing * Theres Feldmüller erwirbt weitere Grundstücke in Obergiesing. Sie lässt ihre Äcker

und Wiesen parzellieren und verkauft - wann immer sie Geld braucht - ein Stück ihres

Grundbesitzes als Bauplatz an zugewanderte Kleingewerbetreibende, Tagelöhner und Arbeiter

des Baugewerbes zum Bau von Eigenheimen. Auch neu erbaute Häuser kauft und verkauft sie

öfter.    Die Feldmüller-Siedlung entsteht. Dieses Arbeiterquartier aus der Zeit König Ludwig I.

entwickelt sich gleichzeitig mit der mittelständisch-bürgerlichen Maxvorstadt. 

März 1840 – Das Gasthaus Zum Hasenstall in der Hirschau wird eröffnet

München-Englischer Garten - Hirschau * Das Gasthaus Zum Hasenstall in der Hirschau wird

eröffnet. Es wird zur Werkskantine der Maffei‘schen Maschinenbauanstalt. Seine Gäste sind

ausschließlich Arbeiter aus der Maffei-Fabrik.

1844 – Die Maffei'sche Maschinenfabrik beschäftigt 150 Arbeiter

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Maschinenfabrik in der Hirschau

beschäftigt 150 Arbeiter.

23. April 1844 – Soziale Not und wachsender Volkszorn

München * Neben der schleichenden Geldentwertung trägt auch eine neue, von König Ludwig I.

eingeführte Biersteuer zur Preiserhöhung bei. Gleichzeitig streichen der König und seine

Regierung den Soldaten die Teuerungszulage von zwei Pfennigen. Auch der Tagelohn der

Arbeiter auf den königlichen Baustellen sinkt von 48 auf 44 Kreuzer - eine Kürzung um 16

Pfennige. Zusätzlichen Unmut löst die kurz zuvor verfügte deutliche Erhöhung des Brotpreises

aus.   Für viele Menschen ist damit die Belastungsgrenze erreicht. Ihr Zorn richtet sich gegen den

König und seine Regierung, vor allem aber gegen die Brauer. Diese stehen im Ruf, „wie Fürsten
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und Grafen herumzustolzieren“, gewaltige „Bierfestungen“ zu errichten und ihren neu

gewonnenen Reichtum stolz zur Schau zu stellen.   Dieses harsche Urteil trifft zwar nur auf

wenige Brauereibesitzer zu und wird auch innerhalb des Braugewerbes kritisch gesehen. In der

aufgeheizten Stimmung findet eine solche Differenzierung jedoch kaum noch Gehör. Das

sprichwörtliche Fass läuft über: Die Münchner entschließen sich, „Revoluzzion“ zu machen.

11. September 1844 – Der Kopf der Bavaria wird gegossen

München-Maxvorstadt * Der Kopf der Bavaria wird gegossen.  „Bei dem Herausziehen aus der

Dammgrube war große Feierlichkeit im Gießhaus, es war die königliche Familie eingeladen und

sehr viele hohe Herrschaften, ist das ganze Gießhaus dekoriert gewesen. 25 Arbeiter haben sich

in dem Kopf versteckt und sich aus der Grube herausziehen lassen. […] Wie der Kopf

herausgezogen war […] stiegen die 25 Arbeiter einer nach dem andern aus dem Kopf heraus,

jeder solle ein Kompliment gegen den König machen. Viel Spaß machte es den König und der

ganzen Gesellschaft.“

1845 – Die Königliche Bayerische Staatsbahn kauft den „Münchner“

München-Englischer Garten - Hirschau * Da Joseph Anton von Maffei seine erste, im Eisenwerk

Hirschau gefertigte Lokomotive immer noch nicht verkauft hat, greift er zur Feder und schreibt an

König Ludwig I. folgende Zeilen:   „Es sind sechs Jahre, seitdem der „Münchner“ zu bauen

angefangen wurde. Die Durchschnittszahl der in dieser Fabrik allein seither Beschäftigten

Arbeiter beläuft sich für ein Jahr auf 230. Jeder derselben, gering gerechnet, gebraucht zur

Stillung seines Durstes des Tages drei Maaß Bier, was in sechs Jahren 1.511.100 Maaß betrug.

Bekanntlich entrichtet die Maaß Bier beiläufig 1 Kreuzer ärarialischen Aufschlag, so entziffert sich

an diesem einzigen Gefälle schon seither eine Staatseinnahme von ohngefähr 25.000 Gulden“. 

Daraufhin kauft die Königliche Bayerische Staatsbahn den „Münchner“ für 24.000 Gulden und

reiht ihn unter der Nummer 25 in ihren Lokomotivenpark ein.

1845 – Friedrich Engels: „Über die Lage der arbeitenden Klasse in England“

England * Friedrich Engels veröffentlicht sein Werk „Über die Lage der arbeitenden Klasse in

England“, das ihn auch in Deutschland populär macht. Darin schreibt er: „Die Teilung der Arbeit,

die Benutzung der Wasser- und besonders der Dampfkraft und der Mechanismus der

Maschinerie - das sind die drei großen Hebel, mit denen die Industrie seit der Mitte des vorigen
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Jahrhunderts daran arbeitete, die Welt aus ihren Fugen zu heben. [...]     Denn wie die neue

Industrie erst dadurch bedeutend wurde, dass sie die Werkzeuge in Maschinen, die Werkstätten

in Fabriken - und dadurch die arbeitende Mittelklasse in arbeitendes Proletariat, die bisherigen

Großhändler in Fabrikanten verwandelte; wie also schon hier die kleine Mittelklasse verdrängt

und die Bevölkerung auf den Gegensatz von Arbeitern und Kapitalisten reduziert wurde, so

geschah dasselbe, außer auf dem Gebiet der Industrie im engeren Sinne, in den Handwerken

und selbst im Handel. [...] Die wichtigste Frucht aber dieser industriellen Umwälzung ist das

englische Proletariat.“

1846 – Die Maffei'sche Maschinenbauanstalt beschäftigt 372 Arbeiter

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Maschinenbauanstalt in der

Hirschau beschäftigt 372 Arbeiter. Das ist eine für das damalige München „gewaltige“ Zahl.

1847 – Das Schyrenbad wird als städtisches Männerfreibad eröffnet

Untergiesing * Das Schyrenbad wird als städtisches Männerfreibad eröffnet. Schwimmen dürfen

hier in der Anfangszeit nur Männer, da Gleiches für Frauen als unschicklich gilt.    Vorkämpfer für

die Errichtung von Badeanstalten sind die Anhänger der deutschen Volksbadebewegung. Sie

wollen durch eine Verbesserung der Körperpflege die sittliche Verwahrlosung und den sozialen

Unfrieden in der Arbeiterbevölkerung abschaffen. Die minderbemittelte Bewohnerschaft soll einen

Teil ihrer Freizeit in einer Badeanstalt verbringen können. Die Gruppierung teilt sich in die

Befürworter der Regenerationsbäder und in jene, die den Reinigungsbädern den Vorrang

einräumen.    Das städtische Männerfreibad wird damals vom Aubach oder Auerbach gespeist. Er

zweigt im heutigen Tierpark Hellabrunn aus dem Auer Mühlbach ab. Nach dem Auslass unterhalb

der Thalkirchner Überfälle wechselt der Bach seinen Namen in Freibadbächl.    Da das Wasser

direkt aus der Isar kommt und schon aufgrund seiner Temperatur nicht unbedingt für das

Badevergnügen einladend ist, muss das Wasser erst in zwei großen, flachen

Aufwärmseen gesammelt und wird erst danach dem Schyrenbad zugeführt. Einer dieser

Aufwärmseen hat sich noch bis heute im Rosengarten erhalten. Kein Wunder also, dass selbst

der Münchner Magistrat das Schyrenbad als „ein hervorragendes Bad“ bezeichnet.    Das

Schwimmbad war etwa dreihundert Meter lang und rund zwanzig Meter breit. Es verfügt über

einen schönen Baumbestand und über ein angenehmes Bachwasser, das „stets mild bleibt“.   

Das Freibadbächl fließt heute unterirdisch durch das Schyrenbad und mündet als

Freibad-Auslaufkanal zwischen der Reichenbachbrücke und der Corneliusbrücke in die Kleine

Isar zurück.
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1848 – Im Münchner Löschwesen herrschen primitivste Verhältnisse

München * Während in Bayern bereits 173 gut ausgebildete Feuerwehren vorhanden sind,

herrschen in München die primitivsten Verhältnisse. Das Münchner Löschwesen besteht

einerseits aus der städtischen Feuerwache, die durch städtische Arbeiter im Nebenamt gebildet

wird, und andererseits aus den kgl. Feuer-Piquetts, die die königlichen und militärischen

Liegenschaften schützen.    Der Polizeidirektor ist gleichzeitig der Kommandant der

Löschmannschaft.

1848 – Maffei beschäftigt 500 Mitarbeiter

München-Englischer Garten - Hirschau * Maffei beschäftigt 500 Mitarbeiter in der Hirschau.

1848 – Das Bauerntum als staatstragende Schicht

München * Nach der Revolution von 1848&nbsp;betrachten die politischen Führungskräfte das

Bauerntum&nbsp;als staatstragende Schicht&nbsp;und unterstützen und fördern dieses, während

sie den Auswirkungen des Fabrikwesens - Proletarisierung der Arbeiter&nbsp;und Niedergang

alter Handwerksbetriebe&nbsp;- sehr widersprüchlich gegenüberstehen.    Und tatsächlich bildet

das traditionell wirtschaftende Bauerntum&nbsp;und die dörfliche Sozialverfassung&nbsp;eine

starke Abwehrfront gegen alle Einflüsse der Industrialisierung.

23. Februar 1848 – Heftige Straßen- und Barrikadenkämpfe in Paris

Paris * Die Arbeiter vereinigen sich vorübergehend mit den Bürgern, so dass am 23. und 24.

Februar in Paris heftige Straßen- und Barrikadenkämpfe zwischen den Aufständischen und den

königlichen Truppen toben. 

13. März 1848 – In Wien beginnen Straßenkämpfe

Wien * Die Forderungen des Landtagsabgeordneten&nbsp;Lajos Kossuth werden in Wien mit

Petitionen&nbsp;unterstützt und im Ständehaus&nbsp;beraten. Vor dem Gebäude demonstrieren

Studenten, Bürger und Arbeiter, die den Rücktritt des verhassten Staatskanzler&nbsp;Klemens

Wenzel von Metternich fordern. &nbsp;  Metternich personifiziert für sie ein repressives, jegliche
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Freiheitsregung rücksichtslos verfolgendes System.    Die Stimmung eskaliert, als am Nachmittag

das Militär die Demonstranten plötzlich mit Waffengewalt angreifen.&nbsp;Es beginnen

Straßenkämpfe in der Innenstadt und in den Vorstädten, die mehrere Dutzend Opfer

fordern.&nbsp;

22. Juni 1848 – Ein bewaffneter Aufstand in Paris fordert über 3.000 Tote

Paris * In den Straßen von Paris tobt zwischen dem 22. bis 26. Juni 1848 eine Schlacht, an der

bis 50.000 Menschen kämpfen. Über 400 Barrikaden werden errichtet, über 3.000 Tote sind das

Ergebnis. Kein anderes Ereignis in der Revolution von 1848/49 hat so viele Menschenleben

gekostet.    Der Auslöser des Protests, der sich von anfänglichen Arbeiter-Demonstrationen

schnell zum bewaffneten Aufstand ausweitet, ist die Beseitigung der Nationalwerkstätten. Diese

waren im Februar 1848 unter dem Eindruck der hohen Arbeitslosigkeit eingerichtet worden.

Damals war über die Hälfte der Pariser Arbeiter ohne Arbeit. Durch die Nationalwerkstätten

konnten insgesamt 100.000 Menschen mit Erd- und Kanalisationsarbeiten beschäftigt und damit

das Recht auf Arbeit verwirklicht werden. 

18. September 1848 – Es kommt es zum sogenannten September-Aufstand

Frankfurt am Main * In Deutschland kommt es zum sogenannten September-Aufstand. Dieser

beginnt, nachdem sich eine Demonstration in Frankfurt zu einem Barrikadenkampf zwischen

revolutionären Arbeitern, Bauern und Handwerkern einerseits und dem preußischen und

österreichischen Militär auf der anderen Seite, auswächst.      Der Aufstand wird sehr schnell

unterdrückt, da die Handwerker, Tagelöhner und Gesellen spontan und planlos vorgehen. Sie

haben zwar an rund vierzig Stellen in der Stadt Barrikaden errichtet, aber versäumt, wichtige

militärische Zufahrtswege zu sperren und aus den Dörfern Unterstützung zu holen. Gegen

Mitternacht ist der Aufstand niedergeschlagen. Bei den Kämpfen fallen dreißig Aufständische und

zwölf Soldaten.      Doch mit diesem September-Aufstand sind die revolutionären Veränderungen

von Staat und Gesellschaft gescheitert. Den Demokraten geht es nur mehr um die Wahrung der

Märzerrungenschaften. 

20. Januar 1849 – Ein politisches Haberfeldtreiben gegen einen fortschrittlichen Lehrer

Holzolling * In der Nacht vom 20. zum 21. Januar 1849 wird auf einer Wiese außerhalb von

Holzolling ein Haberfeldtreiben abgehalten. Die Treiben finden nun schon seit einiger Zeit aus
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Sicherheitsgründen außerhalb der dörflichen Siedlungen statt. Getrieben wird  von 50 bis 60

Haberern. Es gilt mehreren Einwohnern des Dorfes, in der Hauptsache aber dem Lehrer Franz

Xaver Bacherl.    Der Grund für das Haberfeldtreiben ist bei Franz Xaver Bacherl nicht in einer

Leichtfertigkeit zu finden, sondern ist politischer Natur und zeigt damit eine völlig neue Tendenz

weg vom Sittlichkeitstreiben. Der Lehrer Franz Xaver Bacherl       begeisterte sich für ein großes,

geeinigtes Deutschland,   hatte einen Arbeiterverein, angelehnt an den Münchner

Märzverein gegründet,   organisierte Versammlungen und hielt politische Reden.      Als der

Holzollinger Kooperator Haid gegen den Arbeiterverein von der Kanzel predigte, schrieb Bacherl

über ihn einen Artikel in der revolutionsfreundlichen, radikal-demokratischen Zeitung „Gradaus

mein deutsches Volk! * Volksblatt für uneingeschränkte Freiheit“.    Daraus ergibt sich einerseits,

dass das Haberfeldtreiben gegen Franz Xaver Bacherl von einem geistlichen Herrn forciert

worden war, und dass andererseits die Haberer wenig sorgfältig über ihr Opfer recherchierten

und wie hilflos sie im Grunde den neuen sozialen und politischen Entwicklungen gegenüber

standen. Die Haberer werfen dem Lehrer vor:        seinen schändlichen Artikel im „Gradaus“ und  

 unterstellen ihm, er hätte einen „Lumpenverein“ gegründet,   den Opferstock ausgeraubt und  

die Vorhänge aus dem Beichtstuhl gestohlen, um sich daraus einen Frack schneidern zu lassen. 

1. Mai 1850 – Die Maffei'sche Maschinenfabrik präsentiert ihr erstes Dampfschiff

München-Englischer Garten - Hirschau * Die Maffei'sche Maschinenfabrik präsentiert ihr erstes

Dampfschiff. Über dem zu den Werkstätten in der Hirschau führenden Isarkanal fährt der

Raddampfer Stadt Donauwörth über die Isar bis zur Praterinsel.  Die Fabrikarbeiter haben den

Dampfer, der eine Länge von etwa 40 Metern bei 3 ½ Meter Breite und einen sehr geringen

Tiefgang besitzt, reich verziert und an der Landspitze nahe der Praterinsel eine große, mit

maschinentechnischen Emblemen geschmückte Pyramide aufgebaut.  Eine große Schar

Neugieriger beobachtet die Fahrt des Schiffes, das mit einer Leistung von 43 Pferdestärken

gegen den Strom der Isar hinauf fährt; später dann flussabwärts bis zur Donau.

7. August 1850 – Der Kopf der Bavaria

München-Ludwigsvorstadt * Der Transport des riesigen Kopfes der Bavaria zur Theresienwiese

sowie dessen Aufsetzen auf den Rumpf gaben Anlass zu ersten Feierlichkeiten. In einem

Triumphzug wird er von zwölf Pferden zum Festplatz gezogen. Im Zuge führt man auch eine

geschmückte Büste des verstorbenen Ludwig von Schwanthaler mit.    König Ludwig I., Königin

Therese sowie die Königin von Griechenland sind bei der Vollendung des Standbildes zugegen.  

Vor einer begeisterten Zuschauermenge wird das Schauspiel der dem Kopfe entsteigenden
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Arbeiter nochmals aufgeführt. 

1854 – Die demokratisierende Macht des Bieres

München * Paul Heyse schreibt: „Die demokratisierende Macht des Bieres hatte doch eine

Annäherung bewirkt. Der geringste Arbeiter war sich bewusst, dass der hochgeborene Fürst und

Graf keinen besseren Trunk sich verschaffen konnte als er; die Gleichheit vor dem

Nationalgetränk milderte den Druck der sozialen Gegensätze.     Und wenn im Frühling noch der

Bock hinzukam, konnte man in manchen Wirtsgärten eine so gemischte Gesellschaft zwanglos

beisammen finden, wie sie in Berlin nirgends anzutreffen war.“

16. Juli 1854 – Die Arbeitsbedingungen für Kinder in Fabriken wird verbessert

München - Königreich Bayern *  Die Königlich Allerhöchste Verordnung, die sanitäts- und

sittenpolizeiliche Fürsorge für jugendliche Arbeiter in den Fabriken betreffend wird erlassen.

Diese zweite bayerische Kinderschutzverordnung erhöht immerhin        das Mindestalter von

Fabrikarbeitern auf zehn Jahre,    gleichzeitig senkt sie die zulässige Höchstarbeitszeit von

Kindern auf neun Stunden pro Tag.    Nachtarbeit von schulpflichtigen Kindern ist nun

ausdrücklich und uneingeschränkt verboten.    Der den Kindern während der Arbeitszeit zu

erteilende Schulunterricht wird auf drei Stunden am Tag erhöht.       Die Verordnung erweitert

somit den Kinderschutz in Bayern, bleibt aber erneut hinter den Bestimmungen eines ein Jahr

zuvor in Preußen erlassenen Gesetzes zurück. 

1859 – Bis zu 17.000 Arbeiterinnen und Arbeiter bauen an der Ostbahn

Geiselhöring - Passau - Regensburg * Ab dem Verkehrsknotenpunkt Geiselhöring wird auf zwei

Strecken die Ostbahn weitergebaut. Die eine Strecke führte nach Passau, die andere nach

Regensburg, Amberg und Nürnberg. Mit einem Aufgebot von bis zu 17.000 Arbeiterinnen und

Arbeitern wird das 453 Kilometer umfassende Grundnetz der Bayerischen

Ostbahnen fertiggestellt werden. Paul Camille von Denis schafft das in einer fünfeinhalbjährigen

Bauzeit.    Der Direktor der Ostbahngesellschaft unterschreitet damit nicht nur die zeitliche

Vorgabe der staatlichen Eisenbahn-Commission, die dafür eine Bauzeit von sieben Jahren

vorgesehen hatte,  sondern auch die Baukosten gegenüber dem Voranschlag von 46,5 Millionen

Gulden um 12,8 Millionen Gulden. Das sind nahezu dreißig Prozent.    Damit ist Paul Camille von

Denis, dem „Altmeister des Eisenbahnbaus“, die allgemeine Anerkennung sicher. In
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Zeitungsartikeln halten sich die Zeitgenossen mit ihrer Bewunderung für diese Leistung nicht

zurück: „Der Erfahrungssatz, der leider bei uns in Deutschland viel zu wenig bekannt oder

anerkannt scheint - ‚Zeit ist Geld‘ -, spricht sich in allen Anordnungen der Ostbahn-Direction

aus.“ 

1859 – Johann Georg Landes gründet die Landes Maschinen- und Kesselfabrik

München-Haidhausen * Johann Georg Landes gründet die J. G. Landes Maschinen- und

Kesselfabrik, Eisen- und Metallgießerei. Die Firma stellt Erzeugnisse des Maschinenbaues her

und spezialisiert sich später auf Wasserturbinen, Schleusen- und Wehranlagen. Das

Unternehmen ist bis zum Zweiten Weltkrieg tätig.    Johann Georg Landes richtete „aus Fürsorge

um das Wohl ihrer Arbeiter“ eine firmeneigene Betriebskrankenkasse ein. Die Höhe der

Unterstützungsleistung richtet sich nach der Lohngruppe. Um das Leistungsrisiko zu vermindern,

knüpfen die Kassen oft die Auszahlung von Krankengeld an gewisse Bedingungen.    In der

Satzung des Krankenvereins der Maschinenfabrik J. G. Landes heißt es: „Auf Unterstützung hat

aber kein Mitglied Anspruch, so lange dasselbe wirklich Arbeit verrichtet, nur Medizin gebraucht,

oder sich Krankheit und Arbeitsunfähigkeit durch Exzeß, Rauferei oder unordentlichen

Lebenswandel [durch übermäßiges Trinken oder syphilitische Krankheiten] zugezogen hat.“

1859 – Bierboykott statt Straßenkrawall 

München * Als der Münchner Magistrat den Schankpreis auf sechs Kreuzer je Mass festsetzt,

reagiert die Bevölkerung mit einer neuen Form des Protests: Viele Menschen verzichten bewusst

auf Bier.   Die Münchner Stadtchronik berichtet: „Bei dem Eintritt des erhöhten Bierpreises ließ,

wie wenn es allgemein verabredet gewesen wäre, der Bierkonsum mit einem Male auffallend

nach. Die sonst am zahlreichsten besuchten Gastlokalitäten blieben spärlich besucht und waren

sehr lange vor der Polizeistunde gänzlich leer. Es bildeten sich förmlich Bierenthaltungsvereine.

[…] Arbeiter der großen, bei vierhundert Köpfe zählenden Maschinenfabrik von Maffei

[verpflichteten sich] durch eigene Unterschriften, [bei] Eintritt des Feierabends kein Bier zu

trinken, so lange die hohen Bierpreise bestünden.“   Der Boykott zeigt Wirkung. Mehrere Brauer

und Wirte bieten ihr Bier schließlich unter dem amtlich festgelegten Preis an. Dennoch bleibt der

Verbrauch deutlich niedriger als in den Vorjahren. Die Stadtchronik hält fest: „Aber dem

ohngeachtet blieb die Bierkonsumtion im heurigen Winter gegen frühere Jahre bedeutend zurück,

denn viele Hunderte hatten sich bereits daran gewöhnt, weniger Bier zu trinken.“   Anders als bei

den früheren Bierkrawallen setzen die Münchner ihren Protest nun mit Konsumverzicht und

wirtschaftlichem Druck durch. 
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1859 – Johann Valentin Fey arbeitet bei Karl Falk als Geschäftsführer

München-Au * Johann Valentin Fey übt beim Auer Tapezierer Karl Falk in der Entenbachstraße

63 die Tätigkeiten eines Geschäftsführers und Vorarbeiters aus.

31. Dezember 1861 – Zu den Wohnverhältnissen in den Herbergsvierteln

München - München-Au - München-Haidhausen - München-Giesing * Im Physikatsbericht des

Bezirks der Stadt München finden sich über die Wohnverhältnisse in den

Herbergsvierteln folgende Ausführungen:    „München besteht gegenwärtig aus 2 Theilen, durch

den Isarfluß voneinander getrennt. München links der Isar ist der größte Theil, und das

ursprüngliche, eigentliche, alte München. München rechts der Isar enthält die erst seit 1854 zu

München gezählten 3 Vorstädte Au, Haidhausen und Giesing.     In diesen 3 Vorstädten sind

natürlich die Wohnungsverhältnisse ganz anders, wie auch die Population eine ganz andere ist,

als wie in München links der Isar. In den genannten 3 Vorstädten, in welchen größtentheils

Taglöhner, überhaupt Arbeiterbevölkerung wohnt, ist das Herbergswesen vorherrschend. [...]    

In diesen Herbergen ist die Bewohnung dichter, sind die Wohnungen überhaupt schlechter, den

hygienischen Anforderungen nicht entsprechend, ja sie sind, wie dies namentlich in den

Jägerhäuseln, in der Lohstraße, Quellenstraße, in der Grube zu Haidhausen der Fall ist, sogar im

hohen Grade feucht in Folge ihrer tiefen Lage an dem Bergabhang und an den Canälen und

dergleichen, sie sind finster, oft dumpf usw., und wunderbar dennoch ist, wie ich in einer

speciellen Bearbeitung der Wohnungsfrage in München im Allgemeinen im vorigen Jahre

nachgewiesen habe, die Mortalität in diesen Straßen und Häusern nicht im Geringsten eine

größere, und sind die Erkrankungen, namentlich an Typhen etc. nicht einmal so häufig hier, als

wie in den luftigsten und schönsten Quartieren der Stadt.     Ich weiß dieses nur dadurch zu

erklären, daß diese Bevölkerung eine abgehärtetere und obgleich arm, doch gut genährte, und

größtentheils im Freien lebende ist.“

23. Mai 1863 – Der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein - ADAV wird gegründet

Leipzig * In Leipzig wird der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein - ADAV gegründet und

Ferdinand Lassalle zum Präsidenten gewählt. 

März 1864 – Die Geschichte der Sozialdemokratie beginnt nun auch in Bayern
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Augsburg * Eine Gruppe Augsburger Arbeiter tritt dem 1863 in Leipzig gegründeten Allgemeinen

Deutschen Arbeiterverein - ADAV bei. Damit beginnt in Bayern die Geschichte der

Sozialdemokratie, denn der ADAV ist die erste selbstständige deutsche Arbeiterpartei.

11. Juni 1864 – Über den Nutzen der Einrichtung Konsumverein

München * Die Münchner Neuesten Nachrichten schreiben über den Nutzen der Einrichtung

Konsumverein: „Er hat die ganz dieselbe Wirkung für den Arbeiter, Handwerker, Beamten usw.

wie eine Lohnerhöhung. Diesen wichtigen Moment können wir unseren Lesern nicht eindringlich

genug ans Herz legen.“ 

1865 – Bitte um Verkürzung der täglichen Arbeitszeit

Augsburg * Arbeiter einer Augsburger Textilfabrik wenden sich an König Max II. mit der Bitte um

Verkürzung der täglichen Arbeitszeit um eine Stunde. Begründet wird die Bitte damit, dass

zahlreiche&nbsp;Arbeiter in den umliegenden Dörfern wohnen.&nbsp;    „Um nun rechtzeitig an

ihrer Arbeit einzutreffen, sind diese Arbeiter genötigt, morgens um drei&nbsp;Uhr aufzustehen.

Um fünf Uhr morgens beginnt diese Arbeit und dauert bis abends sieben Uhr. Bis die Arbeiter

nach Hause kommen, wird es neun Uhr und bis sie zur Nacht gegessen und die Ruhestätte

aufsuchen können, wird es zehn Uhr. So bleibt diesen Arbeitern, wovon die Hälfte nKinder und

Weibspersonen sind, nur fünf Stunden zur nötigen Ruhe.“

1866 – Martin Achleitner erbaut die Marienklause

München-Giesing * Erst fünfzig Jahre, nachdem die Gebrüder Achleitner im Angesicht des Todes

schwörten, der „heiligen Jungfrau“ eine Kapelle zu erbauen, errichtet der Sohn eines der Flößer,

Martin Achleitner, die Marienklause.   Auch er, der seinen Dienst als Wasserbaumeister und

Aufseher am Wehr des Auer Mühlbachs ausführt, verlobt sich der Gottesmutter für „öftere

Errettung aus Hochwasser- und Felssturzgefahr“.   In den Jahren 1865/66 errichtet er hinter dem

einsam gelegenen Schleusenwärterhäuschen die Marienklause, eine kleine Kapelle aus Holz und

Grottenwerk mit einem Türmchen, in deren Altarraum sich eine Marienfigur befindet.   Die Kapelle

ist einerseits von den Hochwasserfluten der Isar, andererseits von Felsstürzen des

Nagelfluhsteilhangs bedroht. Eng an den Isarsteilhang geschmiegt, von Bäumen, Sträuchern und

Büschen schützend umgeben, ist die Kapelle den direkten Blicken entzogen.   Die Marienklause

ist weniger „Kunstwerk“, sondern eher ein authentisches Stück Alltagsgeschichte der Isararbeiter.
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1867 – Arbeiten an der Braunauer Eisenbahnbrücke

München-Untergiesing - München-Isarvorstadt * Die Arbeiten an der Braunauer

Eisenbahnbrücke, die einen Bestandteil der neuen Eisenbahntrasse von München nach

Simbach/Braunau am Inn darstellt, dauern bis 1870 an.    Nach vorhergehenden Probebohrungen

wird mit den Fundamentierungsarbeiten der vier Brückenpfeiler begonnen. Für die beiden inneren

Pfeiler sind dafür aufwändige Arbeiten auszuführen. Im Gegensatz dazu werden die beiden

äußeren Pfeiler durch die sie umgebenden Hochwasserdämme stabilisiert.    Mit sogenannten

Lokomobilen, das sind auf Schienen bewegbare Dampfmaschinen, können Bagger,

Förderbänder sowie Pumpen betrieben und über einen Dynamo Strom erzeugt werden. So eine

Lokomobile leistet sechs PS. Um sie aufzubauen oder zu versetzen und zur Montage der

Baggermaschine sind acht Arbeiter zehn Tage beschäftigt. Die Bedienungsmannschaft der

Lokomobile setzt sich aus dem Baggerführer, dem Führer der Lokomobile und vier weiteren

Arbeitern zusammen.    Die elektrischen Lichtbogenlampen kommen zum Einsatz, nachdem die

Spundwände für die Pfeiler gesetzt und mit den Betonierungsarbeiten begonnen worden ist. Um

diese Arbeiten zügig fertig zu stellen, arbeiten die Brückenbauer bis spät in die Nacht hinein. Der

riesige, schwenkbare Scheinwerfer ist dazu auf einem zwölf Meter hohen Holzturm angebracht.

Die ursprünglich ausschließlich für militärische Zwecke - von der Telegraphenbau-Anstalt

Siemens & Halske entwickelte Beleuchtungsanlage kommt beim Bau der Braunauer

Eisenbahnbrücke erstmals im zivilen Bereich zum Einsatz.    Nachdem die Fundamente errichtet

worden sind, baute die aus Nürnberg stammende Eisenbaufirma Cramer-Klett, von der schon die

Großhesseloher Brücke stammt, auch diese Brücke. Nun überspannen zwei unabhängig

voneinander parallel verlaufende Fachwerkträgerkonstruktionen mit drei gleichen Öffnungen auf

150 Meter das Isarbett. Die sieben Meter hohen Eisenfeldträger können rationell in

Serienproduktion hergestellt werden und werden anschließend an den Stößen vernietet.    Der

hölzerne Werksteg wird nach Beendigung der Bauarbeiten abgebaut und circa siebenhundert

Meter isarabwärts - in der Höhe der heutigen Wittelsbacher Brücke wieder montiert. Er diente bis

zur Fertigstellung dieser für Giesing so wichtigen Verkehrsanbindung - im Jahr 1875 - als

provisorischer Flussübergang. Er darf bis dahin jedoch nur von Fußgängern benutzt werden.

1868 – Der Untergiesinger Eisenbahndamm entsteht

München-Untergiesing * Zur optimalen Straßenführung legt die Bahnverwaltung „einen

Eisenbahndamm von der Brücke angefangen bis zum Berge von Giesing, und durch diesen einen

aufsteigenden tiefen Einschnitt“ an. Damit wird Untergiesing in zwei Hälften zerschnitten.   

Proteste der Untergiesinger stellen heraus, dass mit dem plumpen und unansehnlichen

Bahndamm die Vorstadt in ihrer baulichen Entwicklung beeinträchtigt, dass zumindest die in der
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Nähe des Damms liegenden Grundstücke entwertet und der Bevölkerung eine „unästhetische

und unerträgliche Last aufgebürdet“ wird.    Der Stadtrat befürchtet bei einem Bruch des

Hochwasserdammes der Isar können die hereinströmenden Wassermassen große Teile

Untergiesings überschwemmen. Statt des festen Bahndammes fordert man deshalb die

Herstellung der Bahntrasse auf Pfeilern. Die Bahnverwaltung hält aber die vorgetragenen

Hochwasserängste für stark übertrieben, da genügend Öffnungen für Straßen und Bäche

vorgesehen sind. Gleichzeitig stellt sie die - berechtigte - Frage, ob eine leichtere Bauweise

etwas an der Lautstärke und der Ästhetik ändern würde.    Zum Bau des Bahndamms wird auf

der gesamten Strecke zwischen dem Bergeinschnitt und der Braunauer Brücke ein sieben Meter

hohes Holzgerüst aufgebaut. Diese Konstruktion trägt eine Rollbahn, mit der die Erdmassen aus

dem Hangeinschnitt abtransportiert und anschließend auf beide Seiten der Holzkonstruktion

herabgekippt werden. Das Holzgerüst verschwand nach und nach im aufgeschütteten

Eisenbahndamm.    Zehn Monate sind dafür vorgesehen, um die 60.000 Kubikmeter Erdreich, die

beim Aushub des Einschnitts zwischen dem Giesinger Berg und dem Ostbahnhof anfallen, auf

den Bahndamm zu verteilen. Voraussetzung ist aber, dass die Bauarbeiter pro Tag rund 750

Waggons der Rollbahn mit Erdreich be- und entladen. Auf dem Streckenabschnitt sind drei

Rollbahnzüge mit jeweils siebzehn Waggons ständig im Einsatz. Zu erheblichen Problemen

führen nach der Inbetriebnahme der Bahnstrecke die Lärmentwicklung an der Eisenbahnbrücke

am Kolumbusplatz und dem gesamten Weg des Damms. Der Lärmpegel war noch höher wie

heute, da die Schienen ohne jede GeraÌˆuschdämmung direkt auf die eisernen Brückenläufe

montiert worden waren.

1. März 1869 – Der Münchner Ableger des ADV wird in der Nordendhalle gegründet

München * Der Münchner Ableger des seit 1863 bestehenden Allgemeinen Deutschen

Arbeitervereins - ADV wird in der Nordendhalle gegründet. Angekündigt ist eine Veranstaltung mit

dem einzigen Tagesordnungspunkt: „Besprechung der Arbeiterfrage“.    Tatsächlich ist es eine

Gründungsversammlung. Siebzig Personen treten dem Vorgängerverein der SPD an diesem Tag

bei. Der Verein wird aber ziemlich schnell wieder verboten, weil der Obrigkeit die politischen

Debatten in Vereinen einfach suspekt sind. 

Juni 1869 – Die erste Münchner Gruppe des ADAV gegründet

München-Maxvorstadt * Die erste Münchner Gruppe des Allgemeinen Deutschen Arbeitervereins

- ADAV gründen die Schriftsetzer Leonhard Tauscher und Robert Neff in der Nordendhalle in der

Schellingstraße. 
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1. August 1869 – Die erste sozialdemokratische Zeitung erscheint in Bayern

München * Die erste sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier - Sozialdemokratisches

Arbeiterwochenblatt“ in Bayern erscheint. 

1870 – Jährlich kommen etwa 15.000 Saisonarbeiter aus der Gegend von Udine

Königreich Bayern * Die bayerischen Ziegeleibarone holen jährlich etwa 15.000

Saisonarbeiter aus der Gegend von Udine und dem Friaul ins Land, da sie - so die offizielle

Begründung - als „streng katholisch“ sowie „genügsam und anspruchsvoll“ gelten. Auch würden

sie „am Montag früh stets vollständig zur Arbeit erscheinen, eine Eigenschaft, auf die man bei

den einheimischen Arbeitern nicht bestimmt rechnen kann“.    Wesentlich interessanter war für

die „Loambarone“ allerdings, dass die italienischen Arbeitskräfte gegenüber ihren deutschen

Kollegen erheblich billiger waren und dass sie das in Italien traditionelle Akkordanten-System von

jeglicher sozialer Verantwortung gegenüber den Ziegeleiarbeitern entband. Die Anwerbung der

Ziegelarbeiter, den Fornaciai, übernahmen die Akkordanten oder Capuzats. Das waren Friulaner,

die mit den hiesigen Verhältnissen bestens vertraut und sprachkundig waren und so als

Bindeglied zwischen den Ziegeleibesitzern und den Arbeitern fungierten.

23. November 1870 – Das Bündnis mit dem Norddeutschen Bund verbessert die Regelungen für Kinderarbeit

Berlin - München * Eine Verbesserung der Kinder-Schutzvorgaben in Bayern bringt der

Bündnisvertrag des Königreichs mit dem Norddeutschen Bund vom 23. November 1870. Mit der

Ausrufung des Deutschen Reichs werden deren Gesetze und Verordnungen auch in Bayern

maßgeblich. Für die regelmäßig beschäftigten Fabrikarbeiter gilt nun&nbsp;       ein Mindestalter

von zwölf Jahren,&nbsp;   für unter 14-jährige Beschäftigte eine maximale Arbeitszeit von sechs

Stunden am Tag.&nbsp;   die Arbeit an Sonn- und Feiertagen war verboten.   Der Schulunterricht,

der den Kindern zu erteilen war, die in Fabriken arbeiteten, sollte mindestens drei Stunden am

Tag betragen.&nbsp;      Das ist eine erhebliche Verbesserung gegenüber der bisher in Bayern

geltenden Verordnung.&nbsp;

18. Juni 1871 – „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein

München * Die sozialdemokratische Zeitung „Der Proletarier“ stellt sein Erscheinen ein, nachdem

die Redakteure Robert Neff und Jacob Franz wegen Beleidigung der Staatsregierung zu drei
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beziehungsweise fünf Monaten Gefängnis verurteilt worden sind. 

30. Juni 1871 – Die SAP hat etwa 500 Mitglieder in ganz Bayern

Königreich Bayern - München * Die Sozialdemokratische Arbeiterpartei - SAP hat etwa 500

Mitglieder in ganz Bayern, in München 43. 

9. Juli 1871 – Bürgermeister Alois von Erhardt stellt das Franzosenviertel-Konzept vor

München-Haidhausen * Das Einverständnisschreiben des Innenministeriums für die

„Straßenzüge zum Braunauer Bahnhof in der Vorstadt Haidhausen“ enthält gegenüber der

Ursprungsplanung nur geringfügige Änderungen. Daraufhin kann Bürgermeister Alois von Erhardt

noch im gleichen Monat das Konzept der Öffentlichkeit vorstellen.  Das Franzosenviertel ist von

dem Münchner Stadtbaurat Arnold Zenetti streng geometrisch als Dreistrahlanlage geplant

worden. Das Konzept umschließt das künftige Straßennetz zwischen dem Bahngelände, der

Stein-, Rosenheimer-, Wolfgang- und der Äußeren-Wiener-Straße und sieht den Ostbahnhof und

das ihn umgebende Rondell des Orleansplatzes als Mittelpunkt des Viertels vor. „Diese

Zentrierung auf den Ostbahnhof nimmt sich wie die Persiflage eines residenzstädtischen

Grundrisses aus, im dem - dem Arbeiterviertel entsprechend - der Platz des Herrscherhauses von

dem Pendlerbahnhof eingenommen wird“.   Damit die neue Wohnsiedlung an die Vorstadt

Haidhausen und an das Gasteig-Gelände angebunden werden kann, sind in Zenettis

Planungskonzepten Straßendurchbrüche von der Wörth- zur Preysingstraße und Verbreiterungen

der Rosenheimer-, Stein- und Milchstraße vorgesehen. Im Gegensatz zu der am Beginn des 19.

Jahrhunderts angelegten Maxvorstadt und zu dem ab dem Jahr 1860 erbauten

Gärtnerplatz-Viertel haben die Straßen und Plätze des Franzosenviertels erstmals

unterschiedliche Breiten. Dafür sind - neben verkehrstechnischen - vor allem ästhetische

Gesichtspunkte ausschlaggebend.  Vom 530 Fuß messenden, halbkreisförmigen Orleansplatz

ausgehend, bildet die 100 Fuß breite Wörthstraße die Mittelachse der symmetrischen

Dreistrahlanlage. Ihre Aufweitung - der früher als Forum bezeichnete heutige Bordeauxplatz -

bildet den prunkvollen Mittelpunkt innerhalb des Franzosenviertels. An seiner Stelle beträgt die

Straßenbreite 200 Fuß. Ein ebenfalls 100 Fuß breites Straßenprofil verzeichnen die

Rosenheimer- und die Orleansstraße. Die Weißenburger- und die Belfortstraße verlassen das

Rondell am Orleansplatz als Diagonalachsen. Diese Verkehrswege messen, ebenso wie die sie

kreuzende Pariser- und Breisacher Straße 60 Fuß in der Breite. Die restlichen Straßen haben

eine Breite von 50 Fuß.  An den beiden diagonal verlaufenden Straßenzügen sind Platzanlagen

geplant. So folgt an der Weißenburger Straße dem 220 Fuß messenden, rechteckigen Pariser

Münchner Zeitensprünge Seite 22/158



Platz der im Durchmesser 300 Fuß umfassende, kreisrunde Weißenburger Platz. Spiegelbildlich

zum Pariser Platz soll an der Belfortstraße ebenfalls eine quadratische Platzanlage, der

Straßburger Platz, angelegt werden. Die Planung, die mit ihrer symmetrischen Straßenführung an

eine barocke Bauweise erinnert, kann aber nur dort verwirklicht werden, wo sich der Grund in der

Hand eines Besitzers befindet.  Im Gegensatz zu dem Baugebiet das sich überwiegend im Besitz

Carl von Eichthals befindet und das etwa bis zur Wörthstraße reicht, scheitert nördlich davon der

weitere Ausbau am Kloster der Frauen zum guten Hirten, das das Gelände des ehemaligen

Preysing-Schlosses seit 1840 besitzt. Die Klosterverwaltung lehnt jeden Verkauf der notwendigen

Grundstücke zur Fertigstellung des Franzosenviertels ab und tritt nicht einmal einen

Quadratmeter Grund für die Straßenanlagen ab.  Ein Opfer dieser unnachgiebigen Haltung wird

der Straßburger Platz den der Königlich-bayerische Major a.D., Karl Graf von Rambaldi, im Jahr

1894 in seiner Zusammenstellung der Münchner Straßennamen wie folgt

beschreibt: „Straßburgerplatz. Liegt in Haidhausen zwischen der Elsaß-, Pariser- und

Belfortstraße, nördlich vom Ostbahnhofe“. Doch ohne ein Entgegenkommen der Klosternonnen

kamen die weiteren Planungsarbeiten für dieses Gebiet ins Stocken. Dies auch,    weil einerseits

keine aussichtsreichen Enteignungsmöglichkeiten bestehen,  andererseits, weil sich in den Zeiten

der geometrischen Stadtplanung kein Verantwortlicher zu einer Planänderung entschließen kann.

   Erst mit dem Amtsantritt Theodor Fischers, dem Vorstand des Münchner

Stadterweiterungsbüros, werden die Planungen wieder aufgenommen. 

2. September 1873 – Der „Sedantag“ wird als patriotischer Feiertag begangen

Deutsches Reich * Im Deutschen Kaiserreich wird am 2. September der „Sedantag“ als

patriotischer Feiertag an Stelle eines noch nicht existierenden Nationalfeiertages gefeiert. Es ist

vor allem ein Feiertag des kaisertreuen Bürgertums, des Adels sowie des Militärs, der

preußischen Beamtenschaft und der ländlichen Bevölkerung gewesen, nicht oder nur kaum einer

der Arbeiterschaft.

1874 – Gründung von „Krieger- und Veteranenvereinen“

München * Nach dem erfolgreichen Verlauf des Siebzigerkrieges und der Reichsgründung kommt

es zur Hinwendung des Bürgertums und der Arbeiterschaft zur Armee; und selbst

sozialdemokratisch geprägte Arbeiter sind stolz auf ihre aktive Dienstzeit. In der Folge kommt es

zur Gründung von militärischen Vereinen, wie der Münchner Gesellschaft der Offiziere des

Beurlaubtenstandes von 1879, aber auch einer Reihe von Krieger- und Veteranenvereinen.   

Den Dachverband für den überwiegenden Teil dieser Vereine bildet der im Jahr 1874 gegründete
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Bayerische Veteranen-, Krieger- und Kampfgenossenbund, der bis zum Jahr 1899 im gesamten

Königreich Bayern 2.573 Einzelvereine mit knapp 190.000 Mitgliedern umfasst.    Die

Kriegervereine werden bei ihrer Gründung auch als ein „Bollwerk gegen die sozialdemokratischen

Umtriebe“ verstanden. Vollkommen unnötig. Denn so mancher „Fürstenfeind“, der beizeiten

durchaus lautstark und öffentlich den Umsturz verkündete, schmettert zur rechten Zeit „ein

bayerisches Soldatenlied voller martialischer Treue zum angestammten Herrscherhaus“. 

1874 – Bierboykott mit Milch und Limonade

München * Im seit Jahren andauernden Bierpreisstreit greifen Münchner Arbeiter erneut zu einem

wirkungsvollen Protestmittel: Ganze Belegschaften meiden jene Gaststätten, die den Preis für

einen Liter Bier auf neun Kreuzer erhöhen. Zeitgenössisch ist noch häufig vom englischen

„Strike“ die Rede. Genau genommen legen die Arbeiter ihre Arbeit jedoch nicht nieder, sondern

organisieren einen gezielten Bier- und Wirtsboykott.   Auch Maurer aus Haidhausen und Giesing

schließen sich der Bewegung an. Sie versprechen auf Ehrenwort, so lange Milch statt Bier zu

trinken, bis der Preis wieder auf acht Kreuzer sinkt. Münchner Zeitungen stärken die

Durchhaltemoral der Boykottierenden und veröffentlichen sogar Rezepte für preiswerte

Ersatzgetränke.   Unter der Überschrift „An das durstige Publikum“ empfiehlt die „Volksstimme“

eine selbst hergestellte Brauselimonade: „Wer da glaubt, das Bier nicht entbehren zu können, der

mache den Versuch: Kaufe bei einem Materialisten ungefähr für 18 Kreuzer Weinsteinsäure, um

neun Kreuzer doppeltkohlensaures Natron, nehme zu einem halben Liter Wasser zwei Teile

Natron, einen Teil Weinsteinsäure, und das billigste Selterswasser ist fertig. Um 27 Kreuzer hat

man eine ganze Woche Selterswasser – statt saurem Bier!“   Der organisierte Konsumverzicht

zeigt einen Wandel der Protestformen: An die Stelle gewaltsamer Bierkrawalle tritt zunehmend

der wirtschaftliche Druck auf Wirte und Brauer. Wer das Bier verteuert, soll darauf sitzen bleiben. 

13. März 1874 – Fest zur Feier der Pariser Commune

München-Ludwigsvorstadt * Die Münchner Sozialdemokraten organisieren ein stark besuchtes

„Arbeiter-Massenfest zur Feier der Pariser Commune“ in den Räumlichkeiten der Centralsäle.

20. Juni 1874 – 25.000 Münchner beginnen den Bierboykott 

München * Zu Beginn des Sommers erreicht der Bierpreisstreit einen neuen Höhepunkt. Am

Morgen des 20. Juni beginnt ein groß angelegter Bierboykott. Nach Angaben der Zeitung
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„Zeitgeist“ beteiligen sich mindestens 20.000 bis 25.000 Männer. Sie meiden alle Gaststätten, die

für einen Liter Bier mehr als acht Kreuzer verlangen.   Die Aktion zeigt rasch Wirkung: Zahlreiche

Wirte, deren Gäste überwiegend der Arbeiterschaft angehören, nehmen die Preiserhöhung

zurück. 

24. Juni 1874 – Ein Bierstreik als organisierter Verbraucherboykott

München * Auf der Titelseite seiner Ausgabe vom Mittwoch, dem 24. Juni 1874, ruft der

„Zeitgeist“ unter der Überschrift „An die Arbeiter Münchens!“ dazu auf, den Boykott bis zu einem

vollständigen Erfolg fortzusetzen: „Der am Morgen des 20. Juni von wenigstens 20–25.000

Männern begonnene Bierstreik hat bis heute bereits namhafte Erfolge zuwege gebracht. Eine

erhebliche Anzahl von Wirten, bei denen die Arbeiter zahlreich zu verkehren pflegen, haben den

Bierpreis, so wie gefordert, herabgesetzt. Dieser teilweise Sieg war ein über Erwarten rascher.“  

Die Zeitung warnt davor, in der Entschlossenheit nachzulassen. Der Aufruf endet mit der

eindeutigen Parole: „Kein Arbeiter darf auch fernerhin irgendwo ein Glas Bier trinken, wo der Liter

mehr als acht Kreuzer kostet!“   Der sogenannte Bierstreik erweist sich damit als organisierter

Verbraucherboykott. Statt die Arbeit niederzulegen oder gewaltsam gegen Brauereien

vorzugehen, setzen die Münchner Arbeiter Wirte und Brauer durch gemeinsamen

Konsumverzicht wirtschaftlich unter Druck.

21. Juli 1874 – Solidarität zwingt den Wirt zum Einlenken 

München-Au * Der Bierboykott zeigt Wirkung. Der Wirt „Zum Bereiter Anger“ bietet den Arbeitern

der Lederfabrik Seiler und Bromberger den Liter Bier zunächst für acht Kreuzer an. Alle übrigen

Gäste sollen weiterhin neun Kreuzer bezahlen.   Die Arbeiter lehnen diesen Preisnachlass für ihre

eigene Gruppe ab. Sie erklären, den Boykott fortzusetzen, solange der niedrigere Preis nicht für

sämtliche Gäste gilt. Daraufhin gibt der Wirt nach und senkt den Bierpreis allgemein auf acht

Kreuzer.   Die „Süddeutsche Volksstimme“ würdigt am 21. Juli 1874 die solidarische Haltung: „Die

Arbeiter erklärten jedoch, unter diesen Umständen den Streik aufrecht erhalten zu müssen. Der

Wirt gab nun nach und verkauft jetzt durchgängig das Bier nur um 8 kr. Es ist sehr zu wünschen,

dass andere Stände von diesem Gemeinsinn der Arbeiter lernen, statt wie bisher über diese

loszuziehen.“   Der Vorgang macht deutlich, dass es den Arbeitern nicht nur um einen

persönlichen Preisvorteil geht. Ihr gemeinsames Vorgehen soll eine Preissenkung für alle Gäste

erreichen. 
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22. Juli 1874 – Arbeiter der Zentralwerkstätten setzen sich durch 

München * Nach einem zehntägigen Bierboykott erzielen die Arbeiter der Zentralwerkstätten

einen Erfolg. Der betroffene Wirt gibt ihrem wirtschaftlichen Druck nach und senkt den Preis für

einen Liter Bier auf acht Kreuzer. Die Zeitung „Der Zeitgeist“ meldet knapp: „Die Arbeiter der

Zentralwerkstätten haben nach zehntägigem Strike gesiegt, der Liter Bier kostet 8 Kr.“   Der

Erfolg bestätigt die Wirksamkeit des gemeinsamen Konsumverzichts und bestärkt andere

Arbeiter darin, den Boykott fortzusetzen.

23. Juli 1874 – Brauer drohen Wirten mit Lieferstopp 

München * Die Münchner Brauer reagieren auf die Erfolge des Bierboykotts. Sie setzen Gastwirte

unter Druck, die den Liter Bier bereits wieder für acht Kreuzer ausschenken. Nach einem Bericht

der „Süddeutschen Volksstimme“ drohen sie damit, diesen Wirten kein Bier mehr zu liefern.

Einige Gaststätten müssen deshalb erneut neun Kreuzer verlangen: „Verschiedene Wirte, welche

das Bier schon für 8 kr. gaben, mussten auf Drängen der Bräuer und die Drohung derselben,

ihnen kein Bier mehr zu liefern, wieder den erhöhten Preis von 9 kr. verlangen.“   Damit verschärft

sich die Auseinandersetzung: Die Arbeiter antworten mit Boykott, die Brauer mit wirtschaftlichem

Druck auf die Wirte.

25. Juli 1874 – Bereits 43 Wirte senken den Bierpreis 

München * Trotz des Widerstands der Brauer weitet sich der Bierboykott aus. Einer

zeitgenössischen Meldung zufolge zwingt die Protestbewegung inzwischen 24 Wirte zum

Einlenken. Insgesamt schenken bereits 43 Gaststätten den Liter Bier wieder für acht Kreuzer aus.

Beim Streikkomitee gehen fortlaufend weitere Beitrittserklärungen ein: „Der Bierstrike der Arbeiter

hat bis heute 24 Wirthe zur Kapitulation genöthigt. Die Gesamtzahl der Wirte, die das Bier zu 8 kr.

geben, beträgt bereits 43. Fast stündlich kommen neue Anmeldungen beim Strike-Comite.“   Der

Bericht greift anschließend Gabriel Sedlmayr und eine Aktienbrauerei mit scharfer Polemik und

einer antisemitischen Beschimpfung an. Diese Wortwahl verdeutlicht, wie sehr die

Auseinandersetzung um den Bierpreis inzwischen von persönlichen Angriffen und antisemitischer

Agitation überlagert wird. 

1. Januar 1875 – Ein Kompromiss beendet den Bierkrieg 
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München * Nach jahrelangen Auseinandersetzungen zwischen Arbeitern, Wirten und Brauern

endet der Münchner Bierboykott. Der allgemeine Preis für einen Liter Bier pendelt sich bei

achteinhalb Kreuzern ein. Damit liegt er zwischen den von den Arbeitern geforderten acht

Kreuzern und den von zahlreichen Wirten verlangten neun Kreuzern.   In gehobenen Gaststätten

müssen die Gäste allerdings weiterhin deutlich mehr bezahlen: Dort kostet der Liter Bier bis zu

zehn Kreuzer. Der gefundene Kompromiss beendet zwar den organisierten Protest, beseitigt

jedoch nicht die Preisunterschiede zwischen den Münchner Wirtschaften.

1878 – Sozis verbieten - Sozialgesetzgebung ankündigen

Deutsches Reich * Alle sozialistischen oder sozialdemokratischen Organisationen werden

verboten.   Zugleich wird eine Sozialgesetzgebung angekündigt, welche die Arbeiter gegen

Unfälle, Krankheiten und Altersarmut absichern soll.

1878 – Von den Arbeitsbedingungen der Ziegeleiarbeiter

Berg am Laim - München-Haidhausen - Bogenhausen * Da die Padroni jenseits der Alpen bei

den Akkordanten komplette Arbeitstrupps anheuern, stellen sie anfangs auch keine Geräte zur

Verfügung. Das bedeutet, dass die Italiener Schaufeln und Hacken schleppen und selbst

Schubkarren und anderes Gerät über die Alpen schieben müssen.    An ihrem Arbeitsplatz in

München angelangt, liegt ihnen ausschließlich daran, durch möglichst viel Arbeit möglichst viel

Geld zu verdienen. Durch das Bezahlen von Akkordlöhnen entziehen sich die Italiener den

Kontrollen, die man zur überwachung der gesetzlichen Vorgaben eingeführt hat.    Frauen und

Kinder übernehmen die körperlich weniger schweren Tätigkeiten. Manchmal bilden Familien ein

Team, mit dem Stampadore“an der Spitze. Frau und Kinder haben ihm zuzuarbeiten und je

besser die einzelnen Arbeitsschritte koordiniert sind, desto besser ist auch das

Gesamtergebnis. Schon zehnjährige Buben verdingen sich als Handlanger. Die Mulis stehen an

der untersten Stelle der Hierarchie, haben den Mund zu halten und müssen einfach funktionieren.

   Zwar sieht die Reichsgewerbsordnung aus dem Jahr 1878 Bestimmungen zum Arbeitsschutz

für Kinder und Frauen vor, so eine Beschränkung der Arbeitszeit sowie das Verbot von körperlich

schwerer Arbeit. Doch die Verordnung wird in der Praxis unterlaufen und die Strafen sind so

lächerlich niedrig, dass sie wirkungslos bleiben. Wenn kontrolliert wird, dann, so ein resignierter

Fabrikinspektor, „[...] braucht sich der Jugendliche nur neben der [Arbeits-]Bank auf den Boden

zu setzen, um Jedermann ad oculos zu demonstrieren, daß er seine Ruhepause in echt

italienischer Weise feiert“.
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21. Oktober 1878 – Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie

Berlin - Deutsches Reich - München-Au * Da die Zahl der Anhänger der sozialistischen

Arbeiterbewegung ständig wächst und von Wahlerfolg zu Wahlerfolg eilt, setzt Reichskanzler Otto

von Bismarck das Gesetz gegen die gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie in

Kraft.    Davon unabhängig fördern die Bischöfe die katholischen Werktätigen finanziell und ideell

mit der Organisation von Arbeitervereinen, darunter den Katholischen Arbeiterbund und dem

Kolpingverein. Auch die Josephshäuser in der Hochstraße zeugen von diesen Aktivitaten.   

Während es den sozialdemokratischen Arbeitervertretungen um eine harte Vertretung der

Arbeitnehmerinteressen gegenüber den Unternehmern und dem Staat geht, ist das oberste Ziel

der katholischen Arbeitervereine die „christliche Lebensführung der Arbeiterfamilien“ und die

Förderung sowie den Erhalt von „Religion und Sittlichkeit bei den Arbeitern“.

1879 – Friedrich Fabri stellt die Frage nach deutschen Kolonien

Deutsches Reich * Friedrich Fabri, ein aus Franken stammender Missionsleiter,

Expansionspublizist, Kolonial- und Sozialpolitiker, veröffentlicht eine aufsehenerregende

Broschüre, in der er die Frage stellte: „Bedarf Deutschland der Kolonien?“     Fabri gilt gemeinhin

als Vater der deutschen Kolonialbewegung. Er sieht in der Überbevölkerung, der

Überproduktion und dem Kapitalüberschuss die eigentlichen Ursachen der wirtschaftlichen und

gesellschaftlichen Krisenerscheinungen des Kaiserreichs.    Friedrich Fabris

Krisentherapie besteht aus einer Exportoffensive an Waren, Kapital und Menschen. Durch eine

„gelenkte Auswanderung“ und gegebenenfalls auch der Deportation der Kräfte aus der sich

emanzipierenden sozialistischen Arbeiterschaft, die an ihren systemverändernden

Absichten festhielten, könnte auch die Soziale Frage nach Übersee exportiert werden.    Friedrich

Fabri stilisierte damit die Frage nach deutschen Kolonien zu einer deutschen

Überlebensfrage hoch. 

1879 – Die italienischen Ziegeleiarbeiter kommen schneller nach Bayern

Friaul - Königreich Bayern * Durch die neue Bahnlinie verkürzt sich die Reisedauer der

italienischen Ziegeleiarbeiter auf zwei Tage. Bis dahin mussten sie den ganzen Weg über die

Alpen zu Fuß zurücklegen. Das dauerte etwa 10 Tage.
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1. Mai 1882 – Das Marianum bezieht Mieträume im sogenannten Eichthal-Schlösschen

München-Untergiesing * Mit der Gründung des Vereins kann das Marianum Mieträume im

sogenannten Eichthal-Schlösschen an der Pilgersheimerstraße beziehen und dort eine „gesunde,

Licht und Luft reichlich bietende Heimat“ finden. Die Frauen von Maria-Stern aus Augsburg

übernehmen das Marianum. Die Klosterfrauen leiten die Anstalt und betreuen die

Bewohnerinnen.    Das Ziel des Vereins Marianum für Arbeiterinnen e.V. ist, den „Mädchen

sittlichen Halt und Schutz zu bieten und sie in allen weiblichen Handarbeiten zu unterrichten, teils

um sie tüchtig auszurüsten für den hauslichen Beruf, teils um ihnen die Möglichkeit zu eröffnen,

als Arbeiterinnen sich selbst zu ernähren“.  Letzteres gilt besonders für die körperlich behinderten

Heimbewohnerinnen.

1883 – Das Fahrrad ist ein Luxusartikel

München * Das Fahrrad ist ein Luxusartikel. Es kostet um die fünfhundert Mark. Das „Rad fahren“

ist ein Modesport und ein Privileg wohlhabender bürgerlicher Kreise, „die darin ein Mittel sahen,

sich gegen die 'niederen Schichten' des Volkes abzusetzen“. Durch steigende Produktionszahlen

und Rationalisierung in der Herstellungstechnik sinken die Preise und das Fahrrad wurde zum

Gebrauchsgegenstand.    Obwohl „die Arbeiterschaft im Allgemeinen (...) eine ausgesprochene

Abneigung diesem neuen Verkehrsmittel gegenüber an den Tag legte - sie betrachtete das

Radfahren als einen Sport für Bourgeoisjünglinge“ - wird das Fahrrad für sie nun zum

Gebauchsgegenstand, mit dem sie den täglichen Arbeitsweg wesentlich schneller bewältigen

können.

15. Juni 1883 – Das Gesetz zur Krankenversicherung der Arbeiter

Deutsches Reich * Das Gesetz zur Krankenversicherung der Arbeiter tritt als Teil der

Sozialgesetzgebung in Kraft. 

29. August 1885 – Weitere Schulden. Es muss etwas geschehen!

München * Finanzminister Emil von Riedel muss feststellen, dass König Ludwig II. inzwischen

weitere sechs Millionen Mark Schulden aufgehäuft hat. Damit ist der Schuldenstand des Königs

auf die wenig märchenhafte Summe von fast 14 Millionen Mark angewachsen.    Johann von

Lutz, der Vorsitzende des bayerischen Ministerrats stellt daraufhin - devot zwar im Ton, aber
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unmissverständlich in der Aussage - die Forderung nach Sanierung des königlichen Haushaltes.

Er meint damit konkret die Unterbrechung des Schlösserbaus. Da aber König Ludwig II. keinerlei

Verständnis für die Vorschläge zeigt, muss - auch in Hinblick auf den Ansehensverlust der

Monarchie - etwas geschehen.     Man hat zwar in Bayern das Gesetz gegen die

gemeingefährlichen Bestrebungen der Sozialdemokratie eingeführt und zusätzlich verschärft,

aber dennoch das unaufhaltsame Anwachsen der Arbeiterbewegung nicht verhindern können.

20. Februar 1886 – Der zweite Münchner Konsumverein wird gegründet

München-Sendling * Den zweiten Münchner Konsumverein, den „roten“, gründen „elf biedere

Metallarbeiter“ im Sendlinger Maibräu. Der Sendlinger Verein macht den Auern bald harte

Konkurrenz und mausert sich bis zum Ersten Weltkrieg zur größten Konsumentenorganisation

Süddeutschlands.&nbsp;

1887 – Das Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“ erscheint

München * Dr. Bruno Schoenlanks Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“ erscheint.

1887 – Kommentierte Berichte der Fabrikinspektoren

München * Dr. Bruno Schoenlank, Vordenker in der SPD, kommentiert die Berichte der

Fabrikinspektoren in seinem Buch „Zur Lage der arbeitenden Klasse in Bayern“, das während der

Zeit der Sozialistengesetze verboten ist, wie folgt:    „[...] Das harte Werk, der lange Arbeitstag,

der in den oberbayerischen Ziegeleien, diesen Musteranstalten rücksichtslosester Ausbeutung

der Arbeitskraft herrscht, ist vom Fabrikinspektor oft genug denunziert worden.     Aber was nützt

es? Die Herren Ziegeleibrenner lassen sich, um den einheimischen Arbeitern die Lebenshaltung

noch tiefer als sie bereits steht, herabzudrücken, beständig neue Waggonladungen italienischer

Kulis von ihren Lieferanten aus dem Lande kommen, wo die Citronen und die

Schmutzconkurrenz blüh‘n.     So nimmt es Keinen, der die Verhältnisse selbst zu beobachten

Gelegenheit gehabt, Wunder, wenn es über die Handhabung der gesetzlichen Bestimmungen

betreffs der Kinderarbeit von den Ziegeleien heißt:  ‚In einer namhaften Zahl derartiger Anlagen,

die ich im Berichtsjahr theils zum erstenmale, theils nach mehrjähriger Zwischenpause besucht

habe, fanden sich nicht einmal die Arbeitsbücher und man war anscheinend entweder noch in

völliger Unkenntniß der die jugendlichen Arbeiter betreffenden Vorschriften, oder man hat sie

mangels genügender Controle einfach außer Acht gelassen. Das behufs dieser Mißstände weiter
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Erforderliche ist eingeleitet‘.     Mangel an Controle, weil Mangel an Aufsichtspersonal, und darum

eine Gesetzesverletzung nach der anderen, begangen durch die sittenstrengen Stützen der

bürgerlichen Gesellschaft, die Moral, Ehrbarkeit, Gesetzlichkeit und Schutz nationaler Arbeit in

Erbpacht haben, ferner Unkenntnis der Gesetze, d.h. derjenigen, die den Profit der Kapitalisten

ein wenig zu beschneiden bestimmt sind.     O diese unschuldvollen, ahnungslosen Engel von

Kapitalisten!“

25. März 1888 – Ein Zylinder löst die erste Schlägerei aus

München-Au * Eine der beiden Auseinandersetzungen beginnt nach zeitgenössischen Berichten

mit einem Zylinderhut. Ein von mehreren Freunden begleiteter Besucher betritt den Salvatorkeller

mit der auffälligen Kopfbedeckung. In dem von Arbeitern, Handwerksgesellen und Soldaten

geprägten Umfeld gilt der Zylinder als provozierendes Zeichen bürgerlicher Vornehmheit.   Eine

Gruppe von Männern, in den Berichten abwertend als „Strizzis“ bezeichnet, drückt dem Besucher

den Zylinder auf dem Kopf zusammen. Dieses sogenannte „Zylinder-Eintreiben“ [=

Zusammendrücken] scheint damals verbreitet zu sein. Bereits 1885 warnt ein Plakat im

Löwenbräukeller: „Zylinder-Eintreiben, Bierfilzlwerfen, Pfeifen durch die Finger sowie Klopfen mit

Spazierstöcken auf die Tischplatte ist polizeilich verboten!“   Der angegriffene Zylinderträger

schlägt daraufhin einem völlig unbeteiligten Gast einen Masskrug auf den Kopf. Der Getroffene

bricht blutüberströmt zusammen. Weitere Besucher greifen nun ebenfalls Männer mit Zylindern

und zusammenklappbaren Chapeau-claque-Hüten an.   Aus dem zunächst begrenzten Streit

entsteht innerhalb kürzester Zeit eine größere Schlägerei, die sich mit einer zweiten

Auseinandersetzung im überfüllten Salvatorkeller verbindet. 

1890 – Eine starke Geruchsbelästigung in der Lohe

München-Untergiesing * Die inzwischen zur Aktiengesellschaft umgewandelte Produktionsstätte

der Untergiesinger Lederfabrik umfasst einen Personalbestand von 360 Arbeitern und

Angestellten.    Der Fabrikbesitzer, inzwischen Julius von Eichthal, ist zu einem der wichtigsten

Münchner Arbeitgeber aufgestiegen. Auf dem 8,8 Hektar großen Fabrikgelände zwischen der

Pilgersheimer- und der Lohstraße werden jährlich 60.000 Rinder- und 15.000 Schweinehäute in

fünfzig hölzernen Wasserkästen, 420 Gargruben und diversen Gartrommeln verarbeitet und

schließlich im Freien zum Trocknen aufgehängt.    Die Bewohner der Lohe sind dadurch ständig

einer starken Geruchsbelästigung ausgesetzt.
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1890 – Die Trambahn ist ein Beförderungsmittel für das Bürgertum

München * Die Trambahn ein Beförderungsmittel für das Bürgertum und noch kein

Massenverkehrsmittel. Und das liegt nicht nur an den Verkehrszeiten der Pferdebahnen, die erst

ab sieben Uhr fahren, während die Arbeiter in den Fabriken bereits seit sechs Uhr früh schuften.  

Die Münchner Trambahn-Aktiengesellschaft lehnt die Einführung einer Arbeiterfahrkarte mit der

Argumentation ab, dass die Trambahn nicht für den Massenbetrieb eingerichtet ist.   Ein Blick auf

die Netzstruktur der Pferdebahn von 1890 zeigt folgendes Bild:     Die vorwiegend bürgerlichen

Stadtviertel Maxvorstadt, die Nymphenburger Straße, der Süden Schwabings und das Lehel

weisen ein dichtes Netz mit drei Linien auf.   In die Proletenviertel im Westend, Untersendling, Au

sowie Giesing führt jeweils nur eine Stichstrecke. Der Ostbahnhof - und damit Haidhausen - ist

mit zwei Linien erschlossen. 

20. Januar 1890 – Siemens eröffnet seine erste Niederlassung in München

München-Graggenau * In der Galeriestraße 15a eröffnet die Berliner Firma Siemens & Halsk" mit

zwei Mitarbeitern seine erste Niederlassung außerhalb Preußens. Das Zwei-Personen-Büro teilen

sich der Ingenieur Adalbert Planck, ein Bruder des späteren Nobelpreisträgers Max Planck, und

eine Sekretärin. 

20. April 1890 – Die Wild-West-Show des Buffalo Bill

München-Ludwigsvorstadt * In seiner Show zeigte der „Ochsen-Willi“ vor täglich ausverkauftem

Haus den Wilden Westen, wie es ihn im Jahr 1868 noch gab. In Amerika wurde zu dieser Zeit die

Eisenbahn gebaut. In der Prärie lebten Tausende Arbeiter, die Cody mit Fleisch versorgen

musste. Für ein Gehalt von monatlich 500 Dollar dezimierte der Massenschlächter im Auftrag der

amerikanischen Eisenbahngesellschaften ganze Bisonherden. Er brachte innerhalb von nur

eineinhalb Jahren 4.280 dieser Rinder zur Strecke, weshalb ihn die Eisenbahnarbeiter bald schon

„Buffalo Bill“ nannten.   Auch wenn sich in seinem Gefolge unzählige Indianer befinden, besteht

kein Zweifel daran, wer die eigentliche Hauptattraktion der Show ist. 

1891 – Der Verband der süddeutschen katholischen Arbeitervereine

München * Der Verband der süddeutschen katholischen Arbeitervereine wird in München

gegründet. 
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1891 – Das Ausflugslokal in der Hirschau

München-Englischer Garten - Hirschau * Über das zur Schwabinger Brauerei gehörende

Ausflugslokal in der Hirschau heißt es: „Diese Wirtschaft steht ganz abseits. Werktags kommen

nur Maffei-Arbeiter zum Essen. Die Gassenschänke ist nur für diese da. Ohne Maffei wäre das

Gasthaus nicht lebensfähig“.

1. Juni 1891 – Weitere Verbesserungen für Kinderarbeiter in Fabriken

Berlin * Nach einer weiteren Änderung der Reichsgewerbeordnung wird&nbsp;       das

Mindestalter von Fabrikarbeitern auf 13 Jahre erhöht und&nbsp;   die Beschäftigung

schulpflichtiger Kinder in Fabriken grundsätzlich verboten.&nbsp;

1. Juni 1891 – Die Sonntagsruhe wird gesetzlich festgelegt

Deutsches Reich * Die Novelle der Gewerbeordnung für das Deutsche Reich tritt in Kraft. In ihr

wird die Sonntagsruhe gesetzlich festgelegt bzw. deutlich ausgeweitet:     Einführung der

verpflichtenden Sonntagsruhe für Arbeiter,  Klare Regeln zur Einschränkung von Sonntagsarbeit, 

Festlegung von Ausnahmen und Ersatzruhetagen.     Damit wird Zeit für Freizeitvergnügungen

geschaffen, wodurch sich ein umfangreiches Vergnügungsleben entwickelt. Varietés,

Volkssängerbühnen, Panoptiken, Panoramen, Velodrome, Hippodrome, Vergnügungsparks,

Zirkusse, Dioramen oder Wachsfigurenkabinette sowie viele andere Einrichtungen zur

Unterhaltung etablierten sich dadurch. 

8. Dezember 1891 – Der Katholische Arbeiterverein München-Au-Giesing wird gegründet

München-Au * Im Falkenhof in der Au wird der Katholische Arbeiterverein

München-Au-Giesing gegründet.  

1. Mai 1892 – Im Münchner-Kindl-Keller treffen sich über 5.000 Arbeiter

München-Au * Im Münchner-Kindl-Keller treffen sich über 5.000 Arbeiter zur 1.-Mai-Feier. Die

Anwesenden stellen die Forderungen nach Verkürzung der Arbeitszeit und zum Arbeitsschutz.
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Juni 1894 – Die Firma Hildebrand & Wolfmüller mietet eine Werkstatt für 150 Arbeiter

München * Die Firma Hildebrand & Wolfmüller mietet eine Werkstatt für 150 Arbeiter.

1895 – Die Trambahn AG will keine Strecke ins Arbeiterviertel

München-Neuhausen * Die Münchner Trambahn AG weigert sich, eine Strecke durch die von

Arbeitern bewohnte Arnulfstraße zu legen, weil diese ohnehin nicht damit fahren würden. 

1895 – Die ersten Arbeiter-Radfahr-Klubs entstehen

München * Die ersten Arbeiter-Radfahr-Klubs entstehen. Sie lehnen allerdings das „patriotische

Klimbim“ und Rennfahrten ab und „wollten gemeinsam mit ihren Klassengenossen in die Ferne

schweifen und die Schönheiten der Natur genießen“.

1. März 1895 – Die Firma Hildebrand & Wolfmüller hat 850 Beschäftigte

München * Der Briefkopf der Firma Hildebrand & Wolfmüller weist folgende

Fabrikationslokalitäten auf: Colosseumstraße 1, Müllerstraße 44, Müllerstraße 48, Baumstraße 4a

und Zenettistraße 11. Im Frühjahr 1895 sind bereits 850 Beschäftigte in den über die Stadt

verteilten Betriebe tätig. Die Zahl der Arbeiter steigt bis zum Konkurs der Firma noch auf 1.200

Arbeiter an.

1. November 1895 – Das Städtische Arbeitsamt München öffnet seine Pforten

München-Isarvorstadt * Das Städtische Arbeitsamt München öffnet seine Pforten für

arbeitsuchende Münchnerinnen und Münchner. Die bayerische Hauptstadt übernimmt mit dieser

Einrichtung im Bereich der kommunalen Arbeitsvermittlung - neben einigen Städten in

Württemberg - eine Vorreiterrolle. Mit sieben Mitarbeitern beginnt die Arbeitsvermittlung von

gewerblichen Arbeitern, Handlungsangestellten, Dienstboten, Tagelöhnern und Lehrlingen im

Südpavillon auf der Kohleninsel.    Das Arbeitsamt München bezieht den Südpavillon, ein von der

Alten Isarkaserne etwas abgelegenes Gebäude: die Kleine Fuhrwesenkaserne, ein

Dienstgebäude mit Schreibstuben. Das Amt nimmt das ganze Gebäude ein und verfügt über zwei

Telefonanschlüsse mit den Rufnummern 49 und 85, doch der Standort für den Arbeitsnach­weis
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wird auch von der Stadtverwaltung als nicht ideal eingestuft.     Die Kohleninsel liegt zwar an

einer Hauptverkehrsstraße, auf der die elektrische Straßenbahn fährt, doch aus entfernteren

Stadtteilen, selbst vom Westend oder von Schwabing, muss man auf kompli­zierte

Fahrverbindungen der Pferdebahn zurückgreifen.     Die Abteilungen des Arbeitsamtes sind noch

nicht nach Be­rufsgruppen unterteilt, sondern in eine männliche und eine weib­liche Abteilung

gegliedert, was der damals gängigen Trennung von Männer- und Frauenberufen entspricht. Für

beide Abteilungen gibt es getrennte Eingänge; auch die Arbeitgeber hatten ihren

eigenen Zugang.     Für die Arbeitsuchenden gestaltet sich die Stellensuche äußerst

unkompliziert und Öffnungszeiten auch an Sonn- und Feiertagen zeugen von der

kundenfreundlichen Grundeinstel­lung der neuen Arbeitsvermittlungs-Behörde.     Der 124

Quadratmeter große Wartesaal der Männer kann nach Einschätzung der Verwaltung 200 bis 250

Personen fassen. Die drei Wartesäle für die Frauen befinden sich im ersten Obergeschoss. Hier

hatte man Aufenthaltsräume für verschiedene Berufsgruppen eingerichtet. Der größte Warteraum

war für das Privat-Personal vorgesehen, worunter man Köchinnen, Dienstmädchen usw.

ver­steht. Ein weiterer Warteraum ist für Tagelöhnerinnen, der dritte für „wirtschaftliches und

Ladenpersonal“ eingerichtet worden.     Nach dem Ausfüllen eines Formulars mit der

Bezeichnung „Stellengesuch“ im Warteraum muss der Arbeitnehmer sich gedulden, bis ihn ein

Glockenzeichen zum Eintreten in den Schalterraum und zur Abgabe des Formblattes auffordert. 

31. Dezember 1895 – 1.359 Einwohner und 905 italienische Ziegelarbeiter

Berg am Laim * Berg am Laim hat 1.359 Einwohner. Hinzu kommen während der Saison noch

905 italienische Ziegelarbeiter.

Juli 1896 – Der Turnverein Haidhausen ist schon bald am Ende

München-Haidhausen * Schon seit der Mitte der 1890er-Jahre treffen sich Haidhauser Arbeiter zu

sportlichen Übungen im Turnverein Haidhausen. Doch nur wenige Monate später ist der Verein

finanziell schon wieder am Ende und muss Ende 1896 aufgelöst werden.    Um vor allem die

finanziellen Probleme des Vereins in den Griff zu bekommen, nehmen Mitglieder des aufgelösten

Vereins Kontakt mit der SPD und den Gewerkschaften auf. Nachdem den

Arbeitersportlern Unterstützung zugesagt worden ist, kann eine zweite Gründung erfolgen.    Ein

solches Wohlwollen war zu dieser Zeit keineswegs selbstverständlich, da viele Partei- und

Gewerkschaftsfunktionäre den Sportvereinen ablehnend gegenüberstehen und diese als

„Klimbim-Vereine“ abqualifizieren. In Gewerkschaftsversammlungen werden alle Debatten über

Sportvereine abgelehnt, da man fürchtet, dass deren Mitglieder über ihr sportliches Engagement
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die politische Arbeit total vergessen könnten. 

16. März 1897 – 56 Turngenossen gründen den Arbeiter-Turn-Verein-München Ost

München-Haidhausen * 56 sportbegeisterte Turngenossen&nbsp;gründen in einem

Gaststättensaal an der Pariser Straße 30 den Arbeiter-Turn-Verein-München Ost.&nbsp;Der

Arbeiter-Turn-Verein München-Ost&nbsp;hat die benötigte finanzielle Hilfestellung von der SPD

und den Gewerkschaften erhalten. Damit können die Turner wieder ihre organisierten

Übungsstunden abhalten.&nbsp;Als monatlichen Beitrag müssen die Mitglieder 50 Pfennige

aufbringen.    Im ersten Monat liegt das Beitragsaufkommen - inclusive Spenden - bei 28

Reichsmark.&nbsp;Nach Abzug von 40 Mark für die Anschaffung des notwendigen Turngeräts

und der fälligen Turnhallenmiete muss ein Minderbetrag von zwölf Reichsmark von der SPD und

der Gewerkschaft übernommen werden.    Da es in Haidhausen keine anmietbare Turnhalle gibt,

findet der Turnbetrieb des Arbeiter-Turn-Vereins München-Ost&nbsp;in den Nebenzimmern von

Gaststätten statt.&nbsp;Dazu müssen die eigenen Geräte mitgebracht werden.&nbsp;

1. Juli 1897 – Ein gewaltiger Orkan fegt über München hinweg

München-Haidhausen * Ein gewaltiger Orkan fegt über München hinweg, reißt das 17 Meter hohe

Gerüst am Friedensmonument nieder und zertrümmert es. Das Gerüst fällt auf die Bauhütte und

zerstört diese zum größten Teil. Zum Glück befinden sich alle Arbeiter in einem Bereich, der

unversehrt blieb.

1898 – Das Münchner Arbeitsamt vermittelt Arbeitsplätze

München-Isarvorstadt * Das Münchner Arbeitsamt ist die Hauptvermittlungsstelle für die Bezirke

Oberbayern, Schwaben und Neuburg. Seine Hauptaufgabe ist, möglichst viele am Münchner

Arbeitsmarkt gemeldete Arbeitslose auf das Land zu vermitteln.    Doch für die Landbevölkerung

stellt das Leben in der Stadt die wünschenswertere Perspektive dar, weshalb die meisten

Zuzügler nicht zur Rückkehr zu bewegen sind. Deshalb bietet man diesen Arbeitern und

Dienstboten nur mehr landwirtschaftliche Stellen an. Die anderen Stellenangebote werden

dagegen nur den Münchnern vorgelegt.
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1899 – „... eine fast unausrottbare Abneigung gegen Lehmarbeit“

München * Die Tonindustrie-Zeitung stellt fest: „In den Alpenländern hat der Arbeiterstand eine

fast unausrottbare Abneigung gegen Lehmarbeit, sodass es wirklich schwer fällt, einheimische

Kräfte heranzuziehen.“

15. September 1899 – Das erste Demonstrations-Fußballspiel auf Münchner Boden

München * Im Rahmen der Allgemeinen Deutschen Sportausstellung findet ein

Demonstrations-Spiel statt. In diesem ersten offiziellen Fußballspiel auf Münchner Boden spielt

eine Mannschaft aus der damals führenden süddeutschen Fußballstadt Karlsruhe gegen die noch

junge Mannschaft des Männerturnvereins von 1879 - MTV, um beim Münchner Publikum

Begeisterung für die Sportart des Association Football zu erzeugen. Das Spiel wird für die

Münchner zum Desaster, denn die Karlsruher gewinnen mit 10:0 Toren.    Am Anfang

distanzieren sich noch viele bürgerliche und Arbeiter-Turnvereine von dieser Form des

Wettkampfsports. Verhindern können sie diese Sportart auf Dauer natürlich nicht, da sie sonst zu

viele fußballbegeisterte Sportler an andere Vereine verloren hätten.

29. Mai 1900 – Der Bauplatz für das Marianum an der Humboldtstraße 2 wird erworben

München-Untergiesing * Der Bauplatz für das Marianum für Arbeiterinnen e.V. an der

Humboldtstraße 2 wird erworben und der Bau im Folgejahr fertiggestellt. Es dient Waisenkindern

und behinderten Jugendlichen als Heim und Arbeitsstätte. Die Kosten für das Gebäude und den

Bauplatz belaufen sich auf 270.000 Mark. Mehrere Lotterien unterstützten die Finanzierung der

Sozialeinrichtung. Selbst eine Amateur-Kunstausstellung sorgt für Geld in der Kasse.

21. Oktober 1900 – Das Museum für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen wird eröffnet

München-Au * In den aufgelassenen Räumen der München-Dachauer-Aktiengesellschaft für

Maschinenpapierfabrikation, am Kegelhof 3 in der Au, wird das Museum für

Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen eröffnet Es ist das erste Museum dieser Art im

deutschsprachigen Raum.

3. November 1900 – Die Hebefeier für das neue Festspielhaus am Prinzregentenplatz
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München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Mit einem gewaltigen Personaleinsatz von

fünfhundert Arbeitern kann - trotz aller Widrigkeiten - der Rohbau für das neue Festspielhaus am

Prinzregentenplatz mit der Hebefeier abgeschlossen werden.

1901 – Doppelte Aufnahmekapazität durch den Neubau

München-Untergiesing * Durch den Neubau des Marianums für Arbeiterinnen e.V  an der

Humboldtstraße 2 kann die Zahl der aufzunehmenden Mädchen verdoppelt werden. Die Zahl der

ständigen Heimbewohner wächst auf 43, wovon die Hälfte körperliche Gebrechen hat.   

Gearbeitet wird im Nähsaal, im Goldsticksaal, im Weißsticksaal, im Blumenbindesaal oder in

Einrichtungen zum Wäschewaschen und Feinbügeln. Mehrfach betonten die Geschäftsberichte,

dass die Tage, „für welche Herr Reichsrat Freiherr von Cramer-Klett Chokolade mit Kuchen

stiftete, freudig begrüßt waren“.

1901 – Turnübungen im Wirtshaus-Nebensaal

München-Au * Nach einer vierjährigen Odyssee durch die verschiedensten Wirtshäuser des

Münchner Ostens gelingt es dem Arbeiter-Turn-Verein München-Ost schließlich, im Schleibinger

Keller am Rosenheimer Berg, einen „großen Saal mit einem schönen Spielplatz“ anzumieten. 

1901 – Für die italienischen Arbeiter genügen die Zustände ohnehin

Oberföhring * Der Oberföhringer Bürgermeister und Ziegeleibesitzer Fritz Meyer antwortet dem

Bezirksamt auf detaillierte Beanstandungen folgendermaßen:    „Für unsere italienischen Arbeiter

[...], die sich vom frühen Morgen bis zum Eintritt der Dämmerung im Freien aufhalten und bei

Eintritt der rauheren Jahreszeit wieder in ihre Heimat reisen, genügen die Dachschlafräume in

den Trockenstädeln vollkommen.     Sie sind leicht ventilierbar und gegen Zugluft abgesperrt und

wenn in denselben noch für genügend Abstand der Bettstellen, für mehr Licht, Ordnung und

Reinlichkeit gesorgt wird, dann sind sie sogar gesund zu nennen. Auf alle Fälle sind sie viel

gesünder als die Schlafstätten der meisten Arbeiter in München“.     Die Auflage nach stabil

gebauten Toiletten nannte er „sehr wohl gemeint, praktisch aber wirkungslos“, denn, so der

Ziegeleibesitzer weiter, „der Italiener kennt am Haus keinen Sitzabort und geht auch bei uns nur

ungern in einen solchen und wenn er nicht in nächster Nähe ist, gar nicht, und die für unsere

Landwirtschaft so wertvollen Fäkalien gehen verloren“.
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1901 – Das  Ausflugslokal in der Hirschau soll erweitert werden

München-Englischer Garten - Hirschau * Der Pächter des Ausflugslokals in der

Hirschau beantragt „einen Umbau vornehmen zu dürfen, da das Gastlokal zwar bis zum vorigen

Jahr genügte, jetzt aber der Andrang zu dem Mittagstische so groß wird, besonders seitens der

Arbeiter der Maffei'schen Fabrik, daß sich der Raum als unzureichend erweist“.

20. August 1901 – Der Eröffnungs-Festakt des neuen Prinzregententheaters

München-Bogenhausen - München-Haidhausen * Die gesamte Münchner Prominenz erscheint in

feierlicher Garderobe zum Eröffnungs-Festakt des neuen Prinzregententheaters. Die Besucher

erhalten „eine mit vielen Illustrationen geschmückte prächtige Festschrift, den Damen spendet die

aufmerksame und galante Intendanz reizende Bouquets mit Bandschleifen in den bayerischen

Farben“. Danach werden sie mit den Klängen der Aufführung der „Meistersinger von Nürnberg“

verwöhnt.    Der einheitliche Eintrittspreis für den Theaterbesuch beträgt 20 Mark. Das entspricht

dem durchschnittlichen Wochenlohn eines Arbeiters.

1902 – Die Unionsbrauerei zählt 173 Beschäftigte

München-Haidhausen * Die Unionsbrauerei beschäftigt 173 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter,

darunter 168 Männer und 5 Frauen. Die Belegschaftsgröße verdeutlicht den erfolgreichen

Ausbau des Unternehmens zu einem bedeutenden Arbeitgeber in Haidhausen.

1902 – Fritz Gerlich wird Mitglied in der Nationalsozialistischen Partei

München * Fritz Gerlich wird Mitglied in der Nationalsozialistischen Partei und ist längere Zeit

ehrenamtlich als Sekretär des Liberalen Arbeitervereins München tätig.

26. August 1902 – Schweres Unglück beim Bau der Corneliusbrücke

München-Au - München-Isarvorstadt * Der östliche Bogen der Corneliusbrücke stürzt um 14 Uhr,

kurz vor der Fertigstellung des Bogens, ein. „Im Augenblick des Zusammensturzes befanden sich

auf dem Bogen und den Gerüsten nur etwa 20 Arbeiter, weil die meisten Arbeiter eben wegen der

Vollendung dieses Bogens auf den zweiten dirigiert wurden und zwar kaum eine Minute vor dem

Münchner Zeitensprünge Seite 39/158



Sturz. Jene 20 Arbeiter wurden in die Tiefe gerissen. Zwei Tote, zwei Schwerverletzte und 14

Leichtverwundete waren das Ergebnis.”

1904 – Der Eintrag ins amtliche Vereinsregister

München-Au * Ab 1904 bis zum Jahr 1917 kann der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost seinen

Betrieb im Schwanensaal des Münchner-Kindl-Kellers abhalten. Ebenfalls im Jahr 1904 erfolgt

der Eintrag ins amtliche Vereinsregister. 

1904 – Billig ist die Fahrt mit der Straßenbahn nicht

München * Ein billiges Vergnügen ist die Fahrt mit der Straßenbahn nicht. Mit dem eingeführten

Teilstreckentarif kostet die Fahrt zwischen zehn und zwanzig Pfennigen. Das lässt viele

Arbeiterinnen und Arbeiter überlegen, ob sie dieses Verkehrsmittel auf ihrem täglichen Weg zur

Arbeit überhaupt benutzen sollten. 

1905 – Wegen Überlastung schmoren die Sicherungen durch

Berlin - Karlsruhe * Ein Firmenkonsortium unter der Leitung der Firma L. Loewe & Co erhält den

Auftrag über eine Ortsvermittlungsstelle für Wählbetrieb. Der Fabrikationsauftrag für die

Herstellung der Strowger-Wähler und damit die Lizenz wird den zum Loewe-Konzern gehörenden

Deutsche Waffen- und Munitionsfabriken Berlin - Karlsruhe übertragen. Diese verfügen über

entsprechend ausgebildetes Personal und über moderne feinmechanische Werkstätten. Die

Erfahrung im Umgang mit elektrischen Schaltungen steuern Mitarbeiter der Firma Siemens &

Halske bei.    Da alle angeschlossenen Teilnehmer sofort nach Inbetriebnahme der neuen

Vermittlungsstelle ihren eigenen Fernsprech-Selbstwählanschluss ausprobieren wollen,

schmoren in der Folge von Überlastung und Blockade der Wähler in den ersten Betriebsstunden

ständig die Sicherungen durch.    Empörte Teilnehmer stürmen daraufhin das Dienstgebäude.

Erst als diese wieder besänftigt waren, gelingt es dem Wartungspersonal die Schwachstellen des

Systems abzustellen. Seither arbeitet die Anlage störungsfrei. 

1905 – Neue Abteilungen und Sportarten

München-Au * Fast jedes Jahr gründet der „Arbeiter-Turn-Verein München-Ost“ eine neue
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Abteilung oder nimmt eine weitere Sportart auf. 

1906 – Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost gründet eine Damenabteilung

München-Au * Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost gründet eine Damenabteilung, die zugleich

eine der Ersten im Deutschen Reich ist. 

1906 – Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost beharrt auf seine Eigenständigkeit

München - München-Au * Die drei Arbeiter-Sportvereine der linken Isarseite schließen sich zum

Arbeiter-Turnverein München zusammen. Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost beharrt

dagegen auf seine Eigenständigkeit.

1906 – Der Verein Akademische Arbeiterkurse wird gegründet

München * Der Verein Akademische Arbeiterkurse e.V. wird gegründet. 

26. November 1906 – Das Königlich Bayerische Arbeitermuseum wird eröffnet

München-Lehel * Das Königlich Bayerische Arbeitermuseum in der Pfarrstraße 3 wird eröffnet.

1907 – Der Verdienst eines Arbeiters

München * Ein im Gummi-Werk Metzeler im Westend arbeitender erwachsener Arbeiter verdient

zwischen 40 und 44 Pfennigen brutto pro Stunde; eine Arbeiterin kommt auf 25 Pfennige.     Ein

Roggenbrot kostet 18, ein Pfund Mastochsenfleisch 97 und eine Maß Sommerbier 30 Pfennige.  

Eine Arbeiterwohnung kostet 15 bis 20 Mark monatlich Miete. Das sind zwischen 25 und 40

Prozent des Einkommens. 

31. Dezember 1907 – Das Königlich Bayerische Arbeitermuseum zählt 16.000 Besucher

München-Lehel * Das Königlich Bayerische Arbeitermuseum zählt 16.000 Besucher.
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1908 – Die Mörtelweiber verschwinden von den Baustellen

München * Mit dem Änderungsgesetz der Gewerbeordnung verschwinden die Mörtelweiber von

den Baustellen, da darin die Verwendung von Arbeiterinnen beim Transport von Materialien aller

Art untersagt wird. Bis dahin betrug der Frauenanteil im Baugewerbe knapp 10 Prozent.

11. Februar 1908 – Münchner*innen werden bei der Stellenvergabe bevorzugt

München-Isarvorstadt * Der Magistrat bewilligt die Einrichtung eines gemeindlichen

Arbeitsnachweises. Der Grundsatz dieser neuen Abteilung ist die Bevorzugung eingesessener

Bürger bei der Stellenvergabe. Die Forderung war schon seit längerer Zeit durch städtische

Arbeiter erhoben worden, die ihre Arbeitsplätze durch Zugezogene in Gefahr gebracht sahen. 

16. April 1908 – Der Waldspielplatz des ATV München-Ost wird eingeweiht

Gronsdorf * Der Waldspielplatz des Arbeiter-Turn-Vereins München-Ost in Gronsdorf kann

eingeweiht werden. 

1909 – Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost gründet eine Schülerinnen- und Schülerriege

München-Au * Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost gründet eine Schülerinnen- und

Schülerriege. 

Februar 1909 – Lion Feuchtwanger und der Phoebus-Skandal

München-Maxvorstadt * Lion Feuchtwanger organisiert als Vorsitzender der Phoebus-Gruppe

zum Ausklang der Faschingssaison im Löwenbräukeller einen aufwändigen Ball. Weil sich der

Sponsor der Veranstaltung als Betrüger herausstellt, kommt es zum Eklat. Handwerker und

Arbeiter reißen noch während des Faschingballs die Dekoration herunter und fordern ihre Löhne

und die unbezahlten Rechnungen ein.    Feuchtwanger und seine Mitstreiter holen ein

Großaufgebot der Polizei, was alles nur noch schlimmer macht. Denn jetzt verlassen die Gäste

den Löwenbräukeller und fordern ihr Eintrittsgeld zurück. Der Phoebus-Skandal ist geboren.   

Kurt Eisner, der spätere Revolutionär und Ministerpräsident des Freistaates Bayern ist zu diesem

Zeitpunkt Redakteur der SPD-Zeitung Münchener Post, bezeichnet den Phoebus-Vorstand als
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„Margarine-Barönchen“. Sein Ball hätte so viel „mit Apollon zu tun, wie Herr Lion Feuchtwanger

mit der Literatur oder sein Vater mit der Naturbutter“. 

1910 – Die Kicker des FC Union schließen sich dem ATV München-Ost an

München-Haidhausen * Die Kicker des anno 1909 gegründete Fußballverein FC Union“aus den

Herbergsvierteln schließen sich dem Arbeiter-Turn-Verein München-Ost an. Damit erhält der

Verein seine eigene Fußballabteilung. Der FC Union gibt sich seinen Namen nach der nahen

Unionsbrauerei und trägt seine Spiele auf dem Sportplatz an der Trogerstraße aus. 

1910 – Ärmere Arbeiterfamilien essen Pferdefleisch, aber auch Hundefleisch

München * Infolge der hohen Fleischpreise steigen ärmere Münchner Arbeiterfamilien auf billige

Fleischarten wie Pferdefleisch, aber auch Hunde- und Katzenfleisch um.

1911 – Umbenennung in Freie Turnerschaft München

München-Au * Der Arbeiter-Turnverein München nennt sich in Freie Turnerschaft München um. 

1912 – Der Mitarbeiterstamm bei Maffei hat sich auf 2.026 Personen erhöht

München-Englischer Garten - Hirschau * Der Mitarbeiterstamm bei Maffei hat sich auf 2.026

Personen erhöht.

1912 – Der Arbeiter-Turn-Verein München-Ost nennt sich um

München-Au * Die Zahl der Mitglieder des Arbeiter-Turn-Vereins München-Ost wächst auf über

achthundert an. Um dem Verein ein progressiveres Aussehen zu geben und ihn gleichzeitig für

bürgerliche Sportinteressenten lukrativ zu machen, nennt sich der Arbeiter-Sportverein in Turn-

und Sportverein München-Ost um.    Der Arbeiter muss zwar den Vereinsnamen verlassen,

dennoch zeigt die neue Vereinsfahne noch immer die aufgehende Sonne des Sozialismus. 

8. Januar 1912 – Pater Rupert Mayer kommt nach München
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München * Pater Rupert Mayer kommt nach München. Er ist Seelsorger für katholische

Zuwanderer und arbeitet in den Katholischen Arbeiter- und Arbeiterinnen-Vereinen mit.

1914 – Die späteren Togal-Werke werden gegründet

München-Ludwigsvorstadt * Das Unternehmen Pharmacia M. Schmidt & Co, die späteren

Togal-Werke, wird in gemieteten Räumen in der Goethe- und Schillerstraße gegründet.

Vier Mitarbeiter hat das Unternehmen.

27. Juli 1914 – Die Münchner Sozialdemokraten laden zu einer Massenkundgebung ein

München-Au * Die Münchner Sozialdemokraten haben zu einer Massenkundgebung im

Münchner-Kindl-Keller eingeladen. Als Referent für diese Veranstaltung ist der Schriftsteller Kurt

Eisner angekündigt.    Ausgerechnet für Kurt Eisner, dem späteren Kriegsgegner und

Revolutionär, ist der Krieg zu diesem Zeitpunkt eine unabänderliche Tatsache und nicht mehr zu

verhindern. „Denn niemand von uns will, dass das Kosakentum über Europa herrscht. Sagte doch

Bebel, gegen Russland würde auch er noch die Flinte auf seinen alten Buckel nehmen“. Und an

anderer Stelle meinte er: „Wir sind bereit, einen Angriff des Feindes abzuwehren und unser

Vaterland zu schützen“.    Das bedeutet aus Eisners damaliger Sicht für die sozialdemokratisch

orientierte Arbeiterschaft: „Dann muss jeder seine Pflicht tun, nichts weiter“. Und diese Pflicht

besteht in der Verteidigung des Vaterlandes gegen den russischen Agressor.

1. August 1914 – Der Kriegsbeginn verschlechtert die Situation im Tierpark Hellabrunn

München-Giesing * In den Friedensjahren von 1911 bis zum Kriegsbeginn am 1. August 1914 hat

der Tierpark einen Überschuss von 80.000 Mark erwirtschaftet. Doch die Baukosten von 295.000

Mark und die dafür aufgenommenen Kredite belasten das Tierpark-Unternehmen dann doch

sehr.   Mit dem Kriegsbeginn verschlechtert sich die Situation im Tierpark Hellabrunn zusehend.   

 Sofort werden 15 Mitarbeiter zum Dienst an der Waffe eingezogen.   Der Mangel an

ausreichendem Futter für die Tiere verstärkt sich im Laufe der Zeit.   Neue Tiere können nicht

mehr angeschafft werden,   andere Zoobewohner verenden an Mangelernährung,   das

Besucherinteresse geht drastisch zurück. 
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2. August 1914 – Die Fremden müssen die Stadt verlassen

München * Laut einer Anordnung haben „Alle Fremden, die sich über den Zweck ihres

Aufenthalts nicht gehörig ausweisen können oder sich lästig machen, [...] auf Aufforderung der

Distriktspolizeibehörden das Gebiet des Deutschen Reiches und zwar bis auf weiteres über

Lindau binnen 24 Stunden zu verlassen“.      Alle Angehörigen feindlicher Nationen - darunter die

Künstler Wassily Kandinsky, Marianne Werefkin und Alexej von Jawlensky fliehen deshalb

zunächst in die Schweiz. Doch auch Angehörige befreundeter Nationen verlassen die Stadt. So

beispielsweise die Ziegeleiarbeiter in Berg am Laim und Oberföhring. 

3. August 1914 – Arbeitskräfte-Mangel zu Kriegsbeginn

München * Der Krieg hat viele und einschneidende Auswirkungen:       Von der

Löwenbrauerei werden 300 Mitarbeiter zum Kriegsdienst eingezogen.     Das

Residenztheater muss ihren Spielbetrieb einstellen, weil zu viel Personal eingezogen worden ist.  

  Das Metzgerhandwerk und die städtischen Straßenbahnen suchen händeringend Arbeitskräfte.  

  Die Firma Kustermann muss ihre Filiale am Stachus schließen, um wenigstens den Betrieb im

Hauptgeschäft aufrecht zu erhalten. 

3. August 1914 – Die Arbeitslosigkeit steigt mit Kriegsbeginn

München * Während in vielen Betrieben Arbeitskräfte-Mangel herrscht, nimmt beispielsweise im

Baugewerbe die Arbeitslosigkeit in erschreckendem Ausmaß zu. Die Bautätigkeit ist mit

Kriegsbeginn nahezu vollständig zu erliegen gekommen. Reparaturarbeiten werden nicht mehr

beauftragt. Circa 5.000 Münchner Bauarbeiter, Schreiner und Zimmerer werden nicht mehr

gebraucht.         Viele wohlhabende Münchner beginnen beim Personal zu sparen.  

Lohnkürzungen oder Kündigungen sind die Auswirkungen.    Auch den Handlungsgehilfen wird

der Lohn bis zu 50 Prozent gekürzt.   Doch im Unterschied zu den Dienstboten und Köchinnen

wissen sie sich zu wehren.     Rechnungen für gelieferte Waren werden oft nicht mehr bezahlt. 

7. August 1914 – Wenig bemittelten Soldatenfrauen und Kinder werden unterstützt

München * Bürgermeister Dr. Wilhelm von Borscht gibt bekannt, dass die Fürsorge für die wenig

bemittelten Soldatenfrauen und deren Kinder durch einen städtischen Wohlfahrtsausschuss in

Zusammenarbeit mit karitativen Vereinen und Einrichtungen geregelt werden würde.      Für die
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Familienangehörigen von eingezogenen städtischen Mitarbeiter bezahlte die Stadt 60 Prozent

des zuletzt bezogenen Wochenlohns für die Ehefrau, für jedes Kind unter 15 Jahren zusätzlich 5

Prozent. Der Höchstsatz darf aber 80 Prozent nicht überschreiten. 

25. Dezember 1914 – Das Proletariat und die Kriegsweihnacht

Wien * Die Wiener Arbeiterzeitung schreibt: „Das Proletariat hat noch nie von Herzen frohe

Weihnachten feiern können.“ 

1915 – Lena Christ's Roman „Rumplhanni“ beschreibt den Kriegsbeginn

München * Lena Christ beschreibt in ihrem im Jahr 1916 erschienenen Roman „Rumplhanni“ den

Kriegsbeginn auf dem Lande:     „[...] Kein Platz ist mehr zum Sitzen; die Bauern haben den

Herrgottswinkel und das Ofeneck ausgefüllt, und an den übrigen Tischen hocken die Jüngeren

und die Dienstigen.     Man redet vom Krieg. Und der eine meint: „Jano; s‘Belgien ham mir scho.

s‘Frankreich ham mir aa scho glei; Paris kriagn man auf d‘Woch und s‘Rußland aufn Kirta.  Bis

Allerheiling ham mir nachher an Engländer umbracht, und z‘Weihnachten sauf i mir mein

Friedensrausch o.‘ -  ‚Wenn dir der Italiener net ‘s Krüagl aus der Hand haut, deiweil!‘ meint der

Meßmer von Niklasreuth; ‚woaßt, den Schlawiner tat i scheucha!‘     Aber, was!? Den

Katzlmacha!‘ heißt‘s da; ‚den Polentafresser! Den Maronibruada möchst ferchten! Was willst

denn! Was will denn der macha! Hat Ja grad oa Loch, wo er außi kann, der Italiener!‘ -  ‚Und dees

is zuapitschiert!‘ meint der Hauser. ‚Dees ham eahm d‘Östeireicher a so verpappt, daß er a Jahr

braucht, bis er si durchefrißt!‘ Und so wird weiter disputiert und politisiert, bis Jeder voll ist und

jeder genug hat [..]“.    Und solange die militärischen Erfolge Bestand haben, kann der

sogenannte „Burgfrieden“ in der Arbeiterschaft auch weiterhin erhalten bleiben.

5. September 1915 – Zar Nikolaus II. übernimmt den Oberbefehl

Mogilew * Zar Nikolaus II. übernimmt den Oberbefehl über die russischen Streitkräfte aufgrund     

   der militärischen Niederlagen,   der Versorgungsnot im Reich,   der Arbeiteraufstände und   der

Meutereien der Soldaten. 

1916 – An der Vogesenfront wird Wiggerl Greiner zum Frontunterhalter
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Vogesen * Ludwig „Wiggerl“ Greiner wird an die Vogesenfront versetzt. Dort entwickelt er sich zu

einem vielseitigen Unterhalter für seine Kameraden. Er arbeitet als Kriegszeichner, Stabskoch,

Fronttheaterspieler, Schriftenmaler in der Friedhöfe-Abteilung, Kinooperateur, Witzeerzähler und

Alleinunterhalter. Dabei kommen ihm seine Erfahrungen als Unterhaltungsmusiker sowie als

Komponist und Liedtexter zugute.  Als Mitarbeiter der ersten deutschen Schützengrabenzeitung

„Der bayerische Landwehrmann“ trägt Greiner mit seinen Bildgeschichten zur Unterhaltung der

Soldaten bei. Mit feinem Humor greift er Alltagssituationen an der Front auf und kommentiert sie

zeichnerisch. Seine Arbeiten zeigen das Leben der Soldaten ebenso wie die Zerstörungen in den

Dörfern und Landschaften der Vogesen.

8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

11. März 1917 – Die Abgeordneten der russischen Duma verweigern ihre Auflösung

Petersburg * Die Abgeordneten der russischen Duma [= russisches Parlament] weigern sich, die

von Zar Nikolaus II. verfügte Auflösung der Duma durchzuführen. Soldaten der Petrograder

Garnison solidarisieren sich mit den streikenden Arbeitern. Damit beginnt die sogenannte

Februarrevolution. 

14. März 1917 – In den wichtigsten russischen Städten Arbeiter- und Soldatenräte

Russland * Zwischen dem 14. und dem 16. März 1917 bilden sich in den wichtigsten russischen

Städten Arbeiter- und Soldatenräte.&nbsp;&nbsp;
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31. März 1917 – Bayerische SPD gegen die drohende Parteispaltung

Nürnberg * Auf ihrer Landeskonferenz&nbsp;in Nürnberg votiert die bayerische SPD gegen die

Gründung von Sonderorganisationen, um den drohenden Bruch der Partei zu verhindern.    „Wird

der Kampf in der bisherigen Weise weitergeführt, so werden sich die Kräfte der Arbeiterschaft

aufreiben, die Feinde der Arbeiterklassen werden freie Bahn bekommen und Steuern und

Industrieorganisationen, Arbeitergesetzgebungen und politische Einrichtungen ihren Wünschen

vollkommen anpassen.“&nbsp;

6. April 1917 – Gründung der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei in Gotha

Gotha * Die in Gotha bis zum 8. April stattfindende zweite Reichskonferenz der

sozialdemokratischen Opposition wird zum Gründungsparteitag der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD.   In der neuen Partei finden sich

Sozialdemokraten verschiedenster Couleur wieder:    Revolutionäre Marxisten wie die Gruppe

Internationale, die im Krieg die prognostizierte Krise des Kapitalismus sieht und auf revolutionäre

Aktionen drängt;  pazifistisch gesinnte Sozialdemokraten, die im Weltkrieg einen Angriffskrieg

Deutschlands sehen und sich diesem aus ethischen und moralischen Gründen verweigern; 

daneben Revisionisten,  aber auch führende Vertreter des marxistischen Zentrums.     Die USPD

ist also keine straffe, einige revolutionäre Linkspartei. Sie zeigt sich nur einig in dem

gemeinsamen Ziel: Die Beendigung des Krieges ohne Annexionen. Sie steht demzufolge für die

Gegnerschaft zum Krieg, in dem sie längst keinen Verteidigungskrieg, sondern einen

imperialistischen Eroberungskrieg sieht.  Die USPD ist also in erster Linie der Block der

sozialdemokratischen Gegner des Burgfriedens, der gegen die Kriegskredite ist. Sonst herrschen

innerhalb der USPD in der Beurteilung der Arbeiterbewegung und ihrer Taktik große

Meinungsverschiedenheiten.   Zu Vorsitzenden der neuen Partei werden Wilhelm Dittmann und

Hugo Haase gewählt.  Auch Kurt Eisner ist in Gotha anwesend, obwohl er immer gegen die

Spaltung der Partei war. Die Unzufriedenheit mit der SPD hat auch in Bayern zugenommen.  Für

die SPD sind die USPD-ler „Vaterlandsverräter“, für die USPD sind die SPD-ler „Verräter am

Sozialismus und an der Arbeiterschaft“. 

16. April 1917 – 319 Betriebe der deutschen Rüstungsindustrie treten in den Streik

Berlin * In Berlin treten 319 Betriebe der deutschen Rüstungsindustrie mit 300.000 Arbeitern in

den Streik. Es geht um die mangelhafte Lebensmittelversorgung. Der Streik wird von den

revolutionären Obleuten, oppositionellen Gewerkschaftsfunktionären, deren Kern die
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Metallarbeiter bilden, gegen den Willen der Gewerkschaften organisiert. 

17. April 1917 – Zusätzliche Lebensmittelrationen versprochen

Berlin * Am zweiten Tag der Streiks beschließt die Vertreterkonferenz der Gewerkschaften, die

Arbeit wieder aufzunehmen, nachdem die Regierungs- und Militärbehörden zusätzliche

Lebensmittelrationen versprochen und die Zusage gegeben haben, dass niemand wegen der

Teilnahme am Streik zum Militärdienst eingezogen werde.    Es wird vereinbart, dass Vertreter

der Arbeiter künftig bei der Verteilung der Nahrungsmittel mitwirken sollen.    Ein Teil der Betriebe

streikt weiter und wird daraufhin unter militärische Leitung gestellt. 

18. Mai 1917 – Eine neue russische Regierung mit Beteiligung von Sozialdemokraten

Petersburg * In Absprache mit den Arbeiter- und Soldatenräten wird eine neue russische

Regierung mit Beteiligung von Sozialdemokraten gebildet. Der Sozialrevolutionär Alexander F.

Kerenski wird Kriegsminister. 

16. Juni 1917 – Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte

Petersburg * Der erste gesamtrussische Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte findet in

Petrograd statt. Wladimir I. Lenin unterstreicht den Führungsanspruch seiner Partei. 

2. September 1917 – Die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP wird gegründet

Königsberg * Am Tag des Friedens bei Sedan wird die erzkonservative, nationalistische,

völkische und antisemitische Deutsche Vaterlandspartei - DVLP von ultrarechten Kräften,

darunter Großadmiral Alfred von Tirpitz und dem ostpreußischen

Generallandschaftsdirektor Wolfgang Kapp, gegründet.    Innenpolitisch kündigt die

Vaterlandspartei den Burgfrieden von rechts auf. Sie plädiert für einen unterdrückenden und

autoritären Kurs gegenüber der Arbeiterbewegung und greift auch bürgerliche Politiker heftig an,

die sich – wie beispielsweise den Zentrumspolitiker Matthias Erzberger - für eine Reform des

politischen Systems unter Einbeziehung der SPD aussprechen.    Die Parteiführung verfolgt den

Plan, mit Hilfe eines „starken Mannes“ einen autoritären Staatsumbau einzuleiten und dabei den

Reichstag und die Linksparteien auszuschalten. Im äußersten Fall sollte auch der „zu weiche
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Kaiser“ Wilhelm II. bei einer sich bietenden Gelegenheit für „regierungsunfähig“ erklärt und der

weit rechts stehende Kronprinz von Preußen zum Regenten ernannt werden.     Außenpolitisch

tritt die Vaterlandspartei für einen deutschen Siegfrieden und ein umfassendes Programm

direkter und indirekter Expansion ein.    Mit ihren Kampagnen gegen einen Verzichtfrieden - oder

Judenfrieden genannten Verständigungsfrieden - und gegen Schlappheit und Verrat an der

Heimatfront legt die Deutsche Vaterlandspartei - DVLP den Grundstein für den Nachkriegsdiskurs

über die Novemberverbrecher und die Dolchstoß-Legende. 

21. September 1917 – Leo D. Trotzki leitet das bolschewistische Präsidium

Petersburg • Der Petrograder Arbeiter- und Soldatenrat wählt ein bolschewistisches

Präsidium unter Leitung von Leo D. Trotzki. 

21. Dezember 1917 – Kurt Eisners idealistische Aktion ist nicht durchsetzbar

Berlin - Leipzig * Kurt Eisner sendet von Berlin aus seinen Text „Notwendigkeiten“ an die

Leipziger Volkszeitung, den diese auch veröffentlicht. Sein Besuch in Leipzig, bei dem er die

ansässigen Arbeiterführer für seine Friedensaktion gewinnen will, scheitert. Ein Massenstreik ist

unter der gegebenen Situation und zu diesem Zeitpunkt aussichtslos. 

15. Januar 1918 – In Wien beginnen Rüstungsarbeiter einen Streik

Wien * Der in den Wiener-Neustädter Daimler-Motorenwerken am Tag zuvor begonnene Streik

weitet sich zur politischen Massenstreikbewegung in fast allen Industriegebieten des Habsburger

Reich bis nach Prag und Budapest aus. Bis zum 25. Jänner 1918 werden über 700.000 Arbeiter

in den Ausstand treten. Es kommt zur größten Streikaktion in der Geschichte des Landes. Die

Streikenden fordern nicht mehr nur       eine bessere Lebensmittelversorgung, sondern auch   ein

demokratisches Wahlrecht,    die sofortige Beendigung des Krieges und   einen raschen

Friedensschluss ohne Annexionen in Brest-Litowsk.      In Massenveranstaltungen werden

Arbeiterräte - nach dem Vorbild der russischen Revolution - als ein konkretes Gegenmodell

politischer Interessenvertretung gewählt. Noch am ersten Tag des Wiener Streiks formuliert der

sozialdemokratische Parteivorstand Forderungen an die Regierung, die vom Arbeiterrat

akzeptiert werden. 
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16. Januar 1918 – Die Wiener Streikbewegung weitet sich aus

Wien - Österreich-Ungarn * Die Belegschaften der Wiener Rüstungsbetriebe verweigern die

Arbeit. Ausgehend von den Floridsdorfer Fiat-Werken greift die Bewegung auf 120 Wiener

Betriebe über und erfasst danach die steirische, schließlich die ungarische Arbeiterschaft. 

19. Januar 1918 – Weitreichende Zusagen an den Wiener Arbeiterrat

Wien * Angesehene österreichische Sozialdemokraten wie Viktor Adler rufen die Streikenden zur

Mäßigung auf und verhandeln mit der Regierung in Wien Verbesserungen aus. Der

k.u.k.-Ministers des Äußern, Graf Ottokar Czernin von und zu Chudenitz, überreicht einer

Abordnung des Arbeiterrates eine Erklärung, in der er sich verpflichtet, die

Friedensverhandlungen in Brest-Litowsk keinesfalls an territorialen Forderungen scheitern zu

lassen.     Ministerpräsident Ernst von Feuchtenegg sagt Reformen       des

Kriegsleistungsgesetzes und   des Ernährungsdienstes sowie   eine Demokratisierung des

Gemeindewahlrechtes zu. 

20. Januar 1918 – Christliche Gewerkschafter wollen Streik unterbinden

München-Isarvorstadt * Den Gewerkschaftssekretär Wilhelm Bosbach vom Christlichen

Metallarbeiterverband, der im Leo-Haus, Hauptstelle katholisch-sozialer Vereine in der

Pestalozzistraße 1 sein Büro hat, erhält aus den Betrieben die Nachricht von Flugblättern und

einem bevorstehenden Streik.    Der christliche Gewerkschafter weist seine Vertrauensleute an,

„dass diesen Bestrebungen entgegen getreten werden solle“. 

22. Januar 1918 – Erhard Auer warnt vor den unorganisierten Arbeiterinnen

München * In einem Gespräch mit dem Münchner Polizeipräsidenten versichert der

Landessekretär der Bayerischen SPD, Erhard Auer, dass „die Unabhängigen in Bayern,

besonders in München, nicht viel Boden“ haben. Bei den organisierten Arbeitern besteht somit

keine Streikgefahr. Anders ist die Sache „bei den vielfach noch nicht organisierten weiblichen

Arbeiterinnen“. 

22. Januar 1918 – Arbeiter und Soldaten treten in Pola in den Streik
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Pola * Die Arsenalarbeiter im Kriegshafen Pola treten in den Streik. Ihnen schließen sich die

Matrosen der im Hafen liegenden Schiffe der k.u.k.-Kriegsmarine an. 

27. Januar 1918 – Das Innenministerium erfährt von den vorbereiteten Streiks

München-Kreuzviertel * In der Nacht trifft beim bayerischen Innenministerium die Nachricht ein,

dass am darauffolgenden Tag       ein dreitägiger Generalstreik beginnen und   der Streik

innerhalb von drei Tagen in ganz Deutschland zum Durchbruch kommen soll.   Kuriere reisen von

Berlin mit der Eisenbahn in alle größeren Städte des Deutschen Reichs, um Flugblätter zu

verteilen und mündliche Nachrichten zu überbringen.   Vertrauensleute sollen in

Kriegswirtschaftsbetrieben, insbesondere in Munitionsfabriken zur Arbeitsniederlegung

auffordern.     Demonstrationszüge mit Ansprachen sind geplant.      In einer kurzfristig

anberaumten Besprechung wird vereinbart, dass       keine Gewalt gegen Arbeitseinstellungen

angewandt werden soll,   die Polizei soll Menschenansammlungen lediglich zerstreuen,   bei

„Zusammenstößen mit streikenden Arbeitern [muss] nach dreimaliger Aufforderung,

auseinanderzugehen, scharf geschossen werden“. 

27. Januar 1918 – Kurt Eisner soll auf der Krupp-Betriebsversammlung sprechen

München-Isarvorstadt * An der USPD-Versammlung in den Kolosseumbierhallen nehmen einige

Vertrauensleute der Krupparbeiter der Bayerischen Geschützwerke teil. Sie fordern Kurt

Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen. auf, am nächsten Tag in der von den

Gewerkschaften und den Mehrheitssozialdemokraten einberufenen Betriebsversammlung zu

sprechen.  Bis dahin gibt es keine Verbindung zwischen der Münchner USPD und den Betrieben.

Erst dadurch - und nicht durch die Organisation der USPD - kommt der Kontakt zu den Arbeitern

der Münchner Rüstungsbetriebe zustande. 

27. Januar 1918 – Die Berliner revolutionären Vertrauensleute beschließen den Generalstreik

Berlin * Eine Versammlung der der USPD nahestehenden Vertrauensleute aller Berliner

Großbetriebe, die sogenannten revolutionären Obleute, beschließt einstimmig, am nächsten

Morgen den Generalstreik zu beginnen.    Nach Wiener Vorbild wird ein aus 414 Personen

bestehender Arbeiterrat gebildet, der einen elfköpfigen Aktionsausschuss aus dem Kreis der

revolutionären Obleute wählt. Der Aktionsausschuss fungiert als Streikleitung und wird von

Richard Müller angeführt. Die USPD und die MSPD entsenden zusätzlich noch je drei Vertreter.
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Als Vertreter der Arbeiterparteien werden       die USPD-Reichstagsabgeordneten Hugo Haase,

Georg Ledebour und Wilhelm Dittmann sowie   die SPD-Vorstandsmitglieder Friedrich Ebert,

Philipp Scheidemann und Otto Braun hinzugezogen. 

28. Januar 1918 – Noch keine Streikfront in München

München * Kurt Eisner und seiner USPD gelingt es aufgrund der fehlenden Kontakte zu den

Rüstungsarbeitern noch nicht, die Münchner Arbeiterschaft auf die Straße zu bringen. Erst am 31.

Januar 1918 treten die Rüstungsarbeiter in den Streik ein. 

28. Januar 1918 – Kurt Eisner kann vor den Krupp-Arbeitern sprechen

München-Schwabing * In der Schwabinger Brauerei findet am Abend eine von der MSPD und der

Gewerkschaften einberufene Veranstaltung zum Thema „Die Übergangswirtschaft vom Krieg zum

Frieden“ statt. Sie wird von etwa 800 Personen besucht. Hauptredner ist der stellvertretende

Landesvorsitzende Franz Schmitt. Der Vortrag endet mit der Warnung, sich - in Hinblick auf die

Berliner Streikmaßnahmen - zu keinen unüberlegten Handlungen hinreißen zu lassen, nachdem

die Friedensverhandlungen von Brest-Litowsk ins Stocken geraten sind.  Die Veranstalter wollen

Kurt Eisner nicht zu Wort kommen lassen. Doch nach einer „heftigen Geschäftsordnungsdebatte“

und gegen den erbitterten Willen des Veranstaltungsleiters und Gewerkschaftsfunktionärs Joseph

Kurt kann Kurt Eisner das Rederecht erringen und das neue Thema „Die gegenwärtige Krisis und

ihre Lösung durch den Massenstreik“ auf die Tagesordnung setzen. Immer wenn Eisner den

Streik nur erwähnt, „jubelt alles“.  Noch bevor über die Teilnahme der Krupparbeiter am Streik

abgestimmt werden kann, gelingt es den Vertretern der MSPD und der Gewerkschaften, die

Versammlung wegen Überschreiten der Polizeistunde aufzulösen.  In seinem

Gefängnistagebuch urteilt Kurt Eisner später über die den Streik ablehnenden

Mehrheitssozialdemokraten, indem er sie als eine „Camorra“ bezeichnet, „die vor keinem Mittel

zurückschreckt, um sich selbst in ihrer verworfenen Stellung zu behaupten“ und stellt sie als eine

„lächerliche Karikatur des preußischen Kasernenstaates“ dar. Konkret wirft er der bayerischen

SPD-Parteiführung eine „riesige unpolitische, ohnmächtige, öde, geistlose und verlogene

Vereinsmeierei“ vor. 

28. Januar 1918 – Gemeinsamer Streikaufruf der MSPD und der USPD in Nürnberg

Nürnberg * In der Nacht vom 28. zum 29. Januar 1918 beschließt die Ortsgruppe der Nürnberger
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Mehrheitssozialdemokraten, sich dem Streikaufruf der USPD anzuschließen. Der fränkische

Streikaufruf ist auch als Seitenhieb auf den Opportunismus der Münchner Sozialdemokraten

gedacht.    In Nürnberg beteiligen sich weit über 40.000 Arbeiterinnen und Arbeiter an den

Streikaktionen und Demonstrationen. 

28. Januar 1918 – Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks

Russland * Revolutionäre Obleute organisieren in Russland Massenstreiks gegen die

annexionistische Verhandlungsführung der Mittelmächte in Brest-Litowsk. Die Streiks dauern bis

4. Februar 1918 an. 

28. Januar 1918 – Hunderttausend Arbeiter treten in Berlin in den Streik

Berlin * Am ersten Tag des Ausstands folgen rund 100.000 Berliner Arbeiterinnen und Arbeiter

dem Aufruf der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei - USPD zum Streik. Das Motto heißt:

„Frieden und Brot!“. Ihre Hauptforderungen lauten:       Den sofortigen allgemeinen Frieden ohne

Annexion und Kontributionen,   das vollständige Presse- und Koalitionsrecht, sowie

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustandes,   die Entmilitarisierung der

Betriebe und Aufhebung des Hilfsdienstgesetzes,   die Freilassung und Aufhebung des

Zuchthausurteils gegen Karl Liebknecht, sowie die Freilassung sämtlicher politischen

Gefangenen und Verurteilten.      Für Deutschland fordern die von den Streikenden gebildeten

Berliner Arbeiterräte eine „durchgreifende Demokratisierung der gesamten Staatseinrichtungen“.

Das Vorbild der österreichischen Kolleginnen und Kollegen hat auch die deutsche Arbeiterschaft

ermutigt.     Die Versammelten rufen die Arbeiterschaft der Kriegsgegner auf, es ihnen

gleichzutun und ebenfalls in einen Massenstreik einzutreten, „denn erst der gemeinsame,

internationale Klassenkampf schafft Arbeit und Brot“. Zur Umsetzung dieser Forderung sollte es

allerdings nicht kommen.    Dafür gelingt es den revolutionären Obleuten - zwar widerstrebend,

aber strategisch sehr geschickt, - auch die Mehrheits-SPD in den Kampf zu integrieren. Das ist

ein beachtenswerter Versuch der Wiederannäherung. 

29. Januar 1918 – Streik jetzt auch in Mährisch-Ostrau

Mährisch-Ostrau * In Mährisch-Ostrau streiken die Arbeiter. 

Münchner Zeitensprünge Seite 54/158



29. Januar 1918 – Die USPD trifft sich mit den Krupp-Vertrauensleuten

München * Im Ingolstädter Hof treffen sich Kurt Eisner, Sarah Sonja Lerch und Albert Winter sen.

mit den Vertrauensleuten der Krupp-Arbeiter in den Bayerischen Geschützwerken. Es wird eine

Empfehlung an die Arbeiter beschlossen, dass sie am Donnerstag, 31. Januar 1918 mit dem

Streik beginnen sollen.  Kurt Eisner hält sich während der Diskussion vollkommen zurück und

beantwortet lediglich Fragen, die an ihn gerichtet werden. Er sieht hier sein Ideal von der

Arbeiterschaft erfüllt:    Sie soll sich selbst führen,  soll sich von niemand vertreten lassen,  sollen

nur „Sachverständige, zu deren Charakter, Wissen, Intelligenz, Mut sie Vertrauen haben, als

Berater hinzuziehen“.    Eisner kann sich schon deshalb zurücknehmen, denn - so schreibt er

später - „es bedurfte auch gar nicht mehr meiner Einwirkung“. 

29. Januar 1918 – 250.000 Streikende im ganzen Reich

Deutsches Reich * Reichsweit beteiligen sich mindestens 250.000 Arbeiterinnen und Arbeiter am

Streik. 

30. Januar 1918 – Den Streikenden wird mit Bestrafung gedroht

Berlin * Auch hier schlägt - wie zuvor schon in Wien - das Imperium zurück.    Am Nachmittag

lässt der für Berlin zuständige Befehlshaber, Generaloberst Gustav von Kessel, alle

Versammlungen und Streikkomitees verbieten und verlautbaren: Wer sich den Befehlen nicht

fügt, setzt „sich schwerster Bestrafung nach den Vorschriften des Belagerungszustandes aus; die

Wehrpflichtigen unter ihnen werden außerdem militärisch eingezogen werden.“    Der Arbeiterrat

gibt nicht nach. Die Arbeitskampfmaßnahmen werden erfolgreich weitergeführt. 

31. Januar 1918 – Szenen wie im Bürgerkrieg

Berlin * In Berlin spielen sich Szenen wie in einem Bürgerkrieg ab. Polizei und Militär

durchbrechen Straßensperren, Schüsse fallen. Militante Arbeiter werfen Steine und bewaffnen

sich mit Stöcken und Knüppeln. Sie werfen Straßenbahnen um und bauen Barrikaden. Es gibt

viele Verletzte und mehrere Tote.

31. Januar 1918 – Tausende schließen sich der Demonstration der Kruppianer an
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München * Die rund 2.000 Streikenden ziehen gemeinsam von der Schwabinger Brauerei zu

anderen Rüstungsbetrieben im Münchner Norden und schließlich in die Innenstadt in Richtung

Hauptbahnhof. Der inzwischen auf 6.000 Menschen angewachsene Zug will in den

Mathäserbräu, in dem aber bereits BMW-Arbeiter eine Versammlung abhalten.    Ihr

Demonstrationszug endet schließlich im Hotel Wagner an der Sonnenstraße. Hier sprechen

neben Fritz Schröder auch Sarah Sonja Lerch und Hans Unterleitner. 

31. Januar 1918 – Polizei-Attacken gegen die streikenden Arbeiter

Berlin * Am Humboldtshain im Stadtviertel Gesundbrunnen wächst die Zahl der

demonstrierenden Menschen immer stärker an. Dem Großaufgebot der berittenen Gendarmerie

stellt sich eine Menschenmenge entgegen und ruft: „Schluss mit dem Völkermorden!“    Da

ziehen die Polizisten ihren Säbel und sprengen nach Art einer Kavallerie-Attacke in die Menge

hinein. „Gellende Schreie und Protestrufe wurden laut. Stöhnend sank ein Arbeiter zu Boden.

Daraufhin wurden die Berittenen umringt. Ein Reiter stürzte, andere wurden vom Pferd gerissen“,

schreibt ein Augenzeuge. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Motorenwerke

München-Ludwigsvorstadt * Im Festsaal der Mathäserbrauerei finden kurz hintereinander die

Betriebsversammlungen der Bayerischen Motorenwerke und der Bayerischen

Flugzeugwerke statt. Am frühen Nachmittag versammelt sich die Arbeiterschaft des im Jahr 1917

von Rapp-Motorenwerke in Bayerische Motorenwerke - BMW umbenannten Betriebs. Anders als

in den Krupp-Werken sind die BMW-Arbeitsausschüsse fest in der Hand der Gewerkschaften und

der MSPD.    Auch Kurt Eisner ergreift das Wort und erkennt, dass die Mehrheit der Anwesenden

den Streik will. Nach seinen Ausführungen stimmen die Teilnehmer für die

Arbeitskampfmaßnahme.  Ob es bei den Bayerischen Motorenwerken - BMW tatsächlich zum

Streik kommen wird, ist fraglich, denn die Versammlung war gegen den Willen der

Betriebsvertrauensleute einberufen worden. Und schon deshalb könnten diese dem

Streikbeschluss die Anerkennung versagen. 

31. Januar 1918 – Die Betriebsversammlung der Bayerischen Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend findet im Mathäserbräusaal eine Versammlung der

Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen Flugzeugwerke AG statt, bei der der
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SPD-Abgeordnete Erhard Auer spricht und wilde Streiks als „zwecklos und sinnwidrig“

bezeichnet.  Als die Versammelten Kurt Eisner zur Stellungnahme ermunterten, blieb dieser still.

Die MSPD und die Gewerkschaften können durchsetzen, dass die Arbeit erst dann niedergelegt

wird, wenn sich die Parteileitung in Berlin dafür ausgesprochen hat. Die Versammlung nimmt

einen erregten Verlauf und muss wegen des „großen Lärms“ vorzeitig beendet werden. 

31. Januar 1918 – Kurt Eisner gewinnt auch die Arbeiter der Flugzeugwerke

München-Ludwigsvorstadt * Der taktische Winkelzug der USPD geht auf. Felix Fechenbach von

den Unabhängigen Sozialdemokraten bemächtigt sich des Vorstandstisches im Festsaal des

Mathäserbräu und beruft umgehend eine öffentliche Volksversammlung ein, die er sogleich

eröffnet.  Als Redner treten Kurt Eisner und Sara Sonja Lerch auf. Diese erzeugen einen

Sinneswandel bei den Anwesenden, die sich jetzt ebenfalls für den Streik aussprechen.  Am

Schluss wird auch die bereits am Vormittag von den Kruppianern in der Schwabinger

Brauerei beschlossene Resolution zur sofortigen Beendigung des Krieges „des Wahnsinns und

der Wahnsinnigen“ angenommen. 

31. Januar 1918 – Den verschärften Belagerungszustand über Berlin verhängt

Berlin * Das Militär verhängt den verschärften Belagerungszustand über Berlin.       Die Behörden

lösen den Arbeiterrat auf und untersagen die Bildung einer neuen Streikleitung.   Die

SPD-Parteizeitung Vorwärts wird verboten, weil er über die Sympathiestreiks in Budapest und

Wien berichtet hat. 

31. Januar 1918 – Die Münchner Krupp-Belegschaft tritt in den Streik ein

München * Die Münchner Kruppianer der Bayerischen Geschützwerke treten an diesem

Donnerstag in den Streik ein. Am frühen Morgen marschieren sie - vorbei an verschiedenen

Großbetrieben im Norden Münchens, die sie zum Anschließen auffordern - zum Schwabinger

Bräu, wo Kurt Eisner zu ihnen spricht.  Die Krupp-Arbeiterschaft nimmt eine von Kurt Eisner

verfasste Resolution einstimmig an. Darin erklären sich „die streikenden Arbeiter Münchens mit

den Arbeitern der feindlichen Nationen einig in dem feierlichen Entschlusse, den Krieg des

Wahnsinns und der Wahnsinnigen sofort ein Ende zu setzen“. 
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1. Februar 1918 – Protestmarsch der Streikenden zum Polizeipräsidium

München-Schwabing * Am Vormittag treffen sich die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der

Bayerischen Geschützwerke, Teile der Belegschaft der Lokomotivfabrik Maffei sowie die

Arbeiterinnen und Arbeiter der Lederfabrik Gebrüder Hesselberger und des BMW-Werkes zur

Auftaktveranstaltung in der Schwabinger Brauerei. Im Anschluss ziehen sie in einem

Protestmarsch zum Polizeipräsidium in der Ettstraße.    Stand bisher die Friedensfrage&nbsp;im

Mittelpunkt, so wird nach der Verhaftungsaktion die Freilassung der Gefangenen zur

Hauptaufgabe. Zu diesem Zweck hat die Versammlung eine vierköpfige Kommission gewählt, die

beim Polizeipräsidenten die Freilassung der Inhaftierten erwirken soll.    Da - nach Aussage des

Polizeipräsidenten - die Polizei keine Einflussmöglichkeiten auf die gerichtlichen Entscheidungen

hat, muss die Kommission ohne Ergebnis wieder abziehen.&nbsp;

1. Februar 1918 – Die Streikbewegung geht weiter

München-Ludwigsvorstadt * Die streikende BMW-Arbeiterschaft&nbsp;hält ihre Versammlung im

Mathäserbräu&nbsp;ab. Um die Mittagszeit marschiert sie zu den&nbsp;Präzisionswerken

Deckel.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Beendigung der Streikmaßnahmen wird beschlossen

München-Isarvorstadt * Am Abend finden im Gewerkschaftshaus&nbsp;in der Pestalozzistraße

40/42 Einigungsverhandlungen zwischen den von der USPD geführten Streikenden&nbsp;und

der MSPD statt. Sie führen zu keinem Erfolg.       Die Streikleitung&nbsp;erklärt sich allerdings mit

der MSPD einverstanden, die die Forderungen der Arbeiter der

Reichsregierung&nbsp;unterbreiten will.   Ebenso ist sie mit der Wiederaufnahme der Arbeit am

Montag, dem 4. Februar einverstanden.      Letztlich ist es den Behörden - in Zusammenarbeit mit

der SPD und den Gewerkschaften - gelungen, die Streiks&nbsp;zu beenden.&nbsp;

2. Februar 1918 – Die Verhaftung der USPD-Streikführer erfolgte wegen Landesverrat

München * Ein weiterer Versuch durch eine Kommission der streikenden Arbeiter zur Freilassung

von Kurt Eisner und den anderen verhafteten USPD-Funktionären ist erneut erfolglos. Die

Abordnung erfährt nur, dass die Verhaftungen wegen Landesverrats erfolgt sind. 
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2. Februar 1918 – Die Streikenden erarbeiten einen Forderungskatalog

München-Theresienwiese * Im Anschluss ziehen die Versammelten zur Theresienwiese, wo sich

insgesamt 6.000 Streikende aus verschiedenen Betrieben einfinden.    Ein Forderungskatalog

wird erarbeitet, der dem der Berliner Arbeiter entspricht:       Neben der Freilassung der

inhaftierten Streikführer sind das   die Umwandlung des politischen Systems in ein

demokratisches,   die Wiederherstellung der Koalitions-, der Presse- und der

Versammlungsfreiheit,   die Aufhebung des Belagerungszustands und   die gleichmäßige

Verteilung der Lebensmittel.&nbsp;

2. Februar 1918 – Eisner wird als geistiger Leiter der Aufstandsbewegung benannt

München * Von den Behörden wird Kurt Eisner für München als „geistiger Leiter und Organisator

der Aufstandsbewegung“ bezeichnet, dessen Einfluss auf die Arbeiterinnen und Arbeiter

ausschließlich seiner „leidenschaftlichen Redegewandtheit“ zugeschrieben wird.    Dabei

ignorieren sie, dass das unbestrittene rhetorische Talent Eisners seine Wirkung nur deshalb

entfalten kann, weil die Stimmungslage in der Arbeiterschaft in den verzweifelt schlechten

Lebensbedingungen begründet liegt.&nbsp;

2. Februar 1918 – Streik-Versammlung der Flugzeugwerke im Löwenbräukeller

München-Maxvorstadt * Die streikenden Arbeiterinnen und Arbeiter der Bayerischen

Flugzeugwerke&nbsp;versammeln sich im Löwenbräukeller.&nbsp;

3. Februar 1918 – Die letzte Streik-Versammlung auf der Theresienwiese

München-Theresienwiese * Um 10 Uhr treffen sich 2.500 bis 3.000 Streikende&nbsp;zur letzten

Streik-Kundgebung&nbsp;unter freiem Himmel auf der Theresienwiese.    Eine Deputation wird

gewählt, die die Forderungen vom 2. Februar 1918 bei der Regierung vortragen soll.&nbsp;Der

der USPD angehörende Handlungsgehilfe&nbsp;Fritz Schröder erklärt, dass die gegenwärtige

Bewegung ein Kinderspiel&nbsp;sei, gegen das, was noch kommen wird, wenn die Forderungen

der Arbeiter abgelehnt werden würden.    Der anschließende Demonstrationszug wächst noch

einmal auf 5.000 Menschen an.&nbsp;

4. Februar 1918 – Wilhelm Dittmann zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt
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Berlin * Das Außerordentliche Kriegsgericht in Berlin verurteilt Wilhelm Dittmann wegen seiner

Beteiligung am Berliner Munitionsarbeiterstreik und des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren

Festungshaft.&nbsp;

4. Februar 1918 – 75.000 bayerische Arbeiter beteiligten sich am Januarstreik

Königreich Bayern * In den großen bayerischen Industriestädten&nbsp;München, Nürnberg,

Fürth, Schweinfurt und Ludwigshafen haben sich zusammen etwa 75.000 Beschäftigte in den

Rüstungsbetrieben an den „Januarstreiks“ beteiligt.&nbsp;

8. Februar 1918 – Eine neue Verhandlungskommission wird gebildet

München * Die am 3. Februar gewählte Deputation, die die Forderungen vom 2. Februar der

Regierung vortragen soll, wird durch eine neue Kommission ersetzt. Dazu wird eine Sitzung der

Arbeiterausschüsse von 34 Münchner Betrieben einberufen. Diese wählen eine

Kommission,&nbsp;die aus elf Betriebsvertretern und zwei

MSPD-Landtagsabgeordneten&nbsp;besteht. Diese sollen mit der Regierung verhandeln.   

Erhard Auer übernimmt die Aufgabe des Sprechers.&nbsp;

16. Februar 1918 – Freundlich empfangen - nichts erreicht

München-Kreuzviertel * Die am 8. Februar gewählte Kommission wird von Ministerpräsident Otto

von Dandl, Innenminister Dr. Friedrich von Brettreich und Kriegsminister Philipp von Hellingrath

empfangen. Der Sprecher der Kommission, der MSPD-Landtagsabgeordnete Erhard Auer, trägt

die Wünsche der Arbeiterausschüsse vor. Die Forderung nach Freilassung der verhafteten

Streikführer ist auf der Liste nicht mehr enthalten.    Die Minister beziehen freundlich zu den

Forderungen und Anregungen Stellung, Zugeständnisse machen sie jedoch keine.&nbsp;Der

Empfang der Kommission wirkt sich dennoch beruhigend auf die Arbeiterschaft aus.&nbsp;

22. Februar 1918 – Das Kriegsministerium kategorisiert die Streikleitungen

München * Das bayerische Kriegsministerium unterscheidet in seiner Analyse die Streikleitungen

in       „Führer, die den unabhängigen Sozialdemokraten angehörend, in unmittelbarer Verbindung

mit Norddeutschland, vielleicht auch mit dem Ausland stehen und revolutionäre Umtriebe ins
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Land hereinbringen.   „Den einheimischen Führern der gemäßigten Sozialdemokratie. […] Sie

haben die Bewegung bisher vielfach in besonnene Bahnen gelenkt, vertreten aber natürlich aus

parteitaktischen Gründen den Demonstrationsstreik als ein zuverlässiges politisches Mittel.    

„Der Masse der beteiligten Arbeiterschaft, die unter den gegenwärtigen Zeitverhältnissen jeder

verhetzenden Einwirkung besonders zugänglich ist.“      Und weiter schlägt das Kriegsministerium

vor:   „Führer der unter 1) bezeichneten Art sind, wenn irgend möglich, aus ihrer Umgebung zu

entfernen und zwar solche, die sich eines Vergehens oder Verbrechens schuldig oder dringend

verdächtig gemacht haben durch polizeiliche vorläufige Festnahme und Erwirkung eines

richterlichen Haftbefehls – Wehrpflichtige durch Einberufung, Versetzung, Abstellung ins Feld -,

Nichtbayern durch Aufenthaltsverbot auf Grund Art. 42 des Kriegszustandsgesetzes.“ 

7. März 1918 – Freier Arbeiterausschuss für einen guten Frieden

München * Der in der Reichsbahnhauptwerkstätte München als Werkzeugschlosser beschäftigte

Anton Drexler ruft den Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden ins Leben. Die

Gründung erfolgte in Anlehnung an eine fast gleichnamige und gleiche Ziele verfolgende

Organisation in Bremen. Aus dem Freien Arbeiterausschuss für einen guten Frieden wird später

die Deutsche Arbeiterpartei - DAP hervorgehen. .    Es ist eine antisemitische und

antimarxistische Gruppierung, die nie mehr als vierzig Mitglieder zählt und der es um eine

Versöhnung der Arbeiterschaft mit der nationalen Rechten geht. Die bürgerlichen Parteien haben

in ihren Augen versagt und der Marxismus erscheint ihnen für ihre nationalistischen Ziele

ungeeignet. 

14. März 1918 – Kurt Eisner analysiert den Januarstreik

München-Au * Kurt Eisner erklärt bei einer Angeschuldigten-Vernehmung im Gerichtsgefängnis

Neudeck die durch seine Verhaftung erfolgte Wendung in den Januarstreiks:    „Ich bin […] der

Überzeugung, dass in zwei weiteren Tagen die gesamte Münchner Arbeiterschaft gestreikt haben

würde, wenn wir freie Betätigung gehabt hätten und wenn uns nicht im eigenen sozialistischen

Lager in der Mehrheitspartei ein Gegner in den Rücken gefallen wäre.   Wenn die Bewegung

noch kurze Zeit gedauert hätte, wären die Mehrheitsführer, die ohnehin in jeder öffentlichen

Versammlung, in der ich und meine Gesinnungsgenossen sprachen, eine glatte Niederlage

erlitten, sicher völlig aus dem Feld geschlagen worden.“ 

15. März 1918 – Anna Niedermeier, Franz Xaver Müller und Karl Mettler werden verhaftet
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München * Anna Niedermeier, Franz Xaver Müller und Karl Mettler werden wegen ihrer

Beteiligung an den Münchner Januarstreiks&nbsp;verhaftet.&nbsp;Die Arbeiterin&nbsp;Anna

Niedermeier wird noch am gleichen Tag wieder freigelassen.

31. März 1918 – Hedwig Kämpfer und Selma Schroeder werden ausgewiesen

München * Hedwig Kämpfer und Selma Schroeder betreiben die von Kurt Eisner begonnene

Agitation für einen Massenausstand der Rüstungsarbeiter weiter. Die beiden Frauen werden

deshalb - völlig mittellos - nach Preußen ausgewiesen.&nbsp;

14. Juni 1918 – Nicht den Eindruck der Zusammenarbeit erwecken

München - Nürnberg * Der SPD-Abgeordnete Erhard Auer macht sein Eingreifen bei drohenden

Streiks in Nürnberg davon abhängig, dass ihn dabei keine amtliche Stelle bei seinen

Bemühungen unterstützt. Denn „es würde unter der Arbeiterschaft sofort die Meinung Platz

greifen, dass es sich um eine zwischen ihm und der Regierung abgekartete Sache handle“. 

14. August 1918 – Wieder Demonstrationen wegen der Lebensmittelversorgung

München * Arbeiterinnen, Hausfrauen und Soldaten demonstrieren. Wieder stehen

Kriegsinvaliden in den ersten Reihen. Auch das erschwert der Polizei einen massiveren Einsatz.

Auf Kriegsinvaliden und Frauen mit Kindern im Arm kann man nicht so ohne Weiteres

einprügeln. 

21. August 1918 – Die Ängste der Gewerkschaftsführer

München - Nürnberg - Fürth * Innenminister Dr. Friedrich Ritter von Brettreich berichtet  seinen

Ministerkollegen in einem Geheimschreiben über ein Gespräch mit sozialdemokratischen

Arbeiterführern aus Nürnberg-Fürth. Diese sagten ihm, dass sie die Zuversicht nicht mehr teilen,

„dass wir den Krieg wirtschaftlich durchhalten könnten“. Die Entbehrungen der Bevölkerung

haben einen Grad erreicht, dass mit dem baldigen Zusammenbruch gerechnet werden muss.   

Das Vertrauen der Arbeiterschaft gegenüber den Gewerkschaften geht verloren, wenn sie weiter

zu einer Regierung halten, „die ihre Versprechungen auf Besserung der Lage nicht einlösen

vermocht und statt dessen immer nur neue Opfer und Entbehrungen verlangt und dadurch das
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Vertrauen des Volkes verloren habe. Sie würden für diese Enttäuschung mitverantwortlich

gemacht, weil sie durch ihre Mitarbeit keine Besserung erreicht hätten, und sie stünden daher vor

der Gefahr, ihren Einfluss auf die Arbeiterschaft zu verlieren“. 

2. September 1918 – Der „Sedantag“ wird zum letzten Mal gefeiert

Deutsches Reich * Der „Sedantag“ wird zum letzten Mal gefeiert, da er am 27. August 1919

abgeschafft wird. Der nationalistisch aufgeladene Gedenkrag war nie oder nur kaum ein Festtag

der Arbeiterschaft. 

12. September 1918 – Der Interfraktionelle Ausschuss will eine Regierungsneubildung

Berlin * Der Interfraktionelle Ausschuss, das gemeinsame Gremium von MSPD,

Zentrum und Linksliberalen, loten erstmals seit den Januarstreiks aus, welche Gemeinsamkeiten

ihnen geblieben sind. In der Sitzung suchen die Mehrheitsparteien gemeinsam nach einem

Ausweg, zu dem auf jeden Fall eine Regierungsneubildung gehören muss.     Man ist sich einig

über die Unglaubwürdigkeit unserer Regierung im Ausland. Mit dem Kaiser, der Obersten

Heeresleitung und der Regierung Hertling wird es keinen Verständigungsfrieden geben können.

Es wird deutlich, was die  Spitze der Mehrheitssozialdemokratie will: keine Revolution, keinen

Bürgerkrieg, dafür eine rasche Demokratisierung einschließlich einer gleichberechtigten

Arbeiterschaft. 

16. September 1918 – Der Alldeutsche Verband hetzt gegen Kurt Eisner

München * In einem Flugblatt des Alldeutschen Verbandes anlässlich der Nominierung Kurt

Eisners für den bevorstehenden Reichstagswahlkampf heißt es:  „Ein russischer Jude als

Reichstagskandidat. […] Eisner wird ja nicht gewählt werden, aber dass eine Partei es überhaupt

wagen darf, einen russischen Juden, der wegen Landesverrat verurteilt wurde [was nicht stimmt],

aufzustellen, müsste dem Arbeiter die Schamröte ins Gesicht jagen!“ 

2. Oktober 1918 – Erste Veranstaltung des Arbeiterausschusses für einen guten Frieden

München * Gast der ersten öffentlichen Veranstaltung des „Freien Arbeiterausschusses für einen

guten Frieden“ ist Karl Harrer, ein Mitglied der Thule-Gesellschaft und Sportjournalist bei der

Münchner Zeitensprünge Seite 63/158



national-liberal orientierten München-Augsburger Abendzeitung. 

8. Oktober 1918 – Die MSPD lässt den Reichskanzler nicht fallen

Berlin * Der MSPD-Vorsitzende Friedrich Ebert hat in der „Briefaffäre“ des Reichskanzlers Max

von Baden erkannt: „Wenn die Arbeiter von dem Brief Kenntnis erhalten, so verliert die Regierung

ihren ganzen Einfluss.“    Dennoch wird der Reichskanzler von der MSPD gehalten. Dankbar stellt

dieser fest, „dass ich in den Sozialdemokraten Männer auf meiner Seite habe, auf deren Loyalität

ich mich vollkommen verlassen kann.“ 

9. Oktober 1918 – Eine revolutionäre USPD-Versammlung

München-Isarvorstadt * Die USPD-Mitgliederversammlung wird im Restaurant Müllerbad in der

Hans-Sachs-Straße von über 200 Personen besucht. Die Polizei berichtet darüber: „Die

Stimmung der Versammlung muss als durchaus revolutionär bezeichnet werden und erinnerte im

allgemeinen an die Zeit kurz vor Ausbruch des letzten Massenstreiks.“     Die im Reich inzwischen

eingeleitete formale Parlamentarisierung beeindruckt bei den Unabhängigen niemanden mehr.

Alfred Gärtner stellte fest: „Unsere ehemaligen Führer Scheidemann und Genossen sind in die

bankerotte Firma eingetreten. […]     Es wird eine Zeit kommen, und die ist nicht mehr ferne, wo

Männer wie Scheidemann ganz von der Bildfläche verschwinden müssen. Sie werden dann dort

Unterschlupf finden, wohin sie gehören, nämlich in der bürgerlichen Partei, der sie die ganze

Arbeiterschaft ausgeliefert haben. […]     Aber es wird nicht mehr lange dauern und die Kerker

werden sich öffnen und alle unsere lieben Kämpfer werden wir dann in unseren Reihen

begrüssen können.“ 

10. Oktober 1918 – Karl Harrer ruft einen nationalistischen Arbeiter-Ring ins Leben

München * Karl Harrer wird von der Thule-Gesellschaft beauftragt, Arbeiter für die völkische

Politik zu gewinnen. Zu diesem Zweck ruft er einen Arbeiter-Ring ins Leben. Noch vor dem Sturz

der Monarchie in Bayern - gründen Harrer und Anton Drexler gemeinsam den Politischen

Arbeiterzirkel, der sich - laut seiner erst am 24. März 1919 festgelegten Satzung - als „eine

Vereinigung ausgewählter Persönlichkeiten zwecks Besprechung und Studium politischer

Angelegenheiten“ versteht.     Die vom Vorstand zu Mitgliedern des Zirkels ernannten Personen

werden zum Stillschweigen über die Tätigkeit und die personelle Zusammensetzung der Gruppe

verpflichtet, woraus alleine schon der Einfluss der exklusiven und elitären
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Thule-Gesellschaft erkennbar ist.     Die dominierende Figur und der geistige Führer dieses

Politischen Arbeiterzirkels, dem zum größten Teil Arbeitskollegen Drexlers angehören, ist

demzufolge auch nicht Drexler, sondern Karl Harrer, der vor diesem zwar vorwiegend, aber nicht

ausschließlich im Hotel Vier Jahreszeiten tagenden kleinen Kreis - besonders im Winter 1918/19 -

auch ständig Vorträge zu verschiedenen aktuellen Themen hält. 

12. Oktober 1918 – Erhard Auer zum SPD-Landesvorsitzenden gewählt

München-Au * Der Landesparteitag der MSPD beginnt im Franziskaner-Keller an der Hochstraße.

Er dauert bis zum 13. Oktober. Der Parteitag wählt Erhard Auer als Nachfolger für Georg von

Vollmar zum Landesvorsitzenden. Auer interprediert die innenpolitischen Vorgänge der

vorangegangenen Tage, die Bildung einer Reichsregierung unter Beteiligung der MSPD, wie

folgt:    „Wir erleben die größte Revolution, die es je gegeben hat. Nur die Form ist heute eine

andere, deswegen eine andere, weil durch die Disziplinierung der Arbeiterschaft – und das ist das

Verdienst der Arbeiterbewegung – andere Formen möglich sind, weil es möglich ist, auf legalem

Wege zu erreichen, wofür wir seit Jahrhunderten stritten.“ 

15. Oktober 1918 – Wilhelm Dittmann wird aus der Festungshaft entlassen

Berlin * Wilhelm Dittmann, Gründungsmitglied der Unabhängigen Sozialdemokraten - USPD und

Aktivist beim Berliner Munitionsarbeiterstreik im Januar 1918, wird aus der Festungshaft

entlassen.    Wilhelm Dittmann war am 4. Februar 1918 vom Außerordentlichen Kriegsgericht

wegen des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilt worden. 

17. Oktober 1918 – Drohungen und Drohbriefe an die königliche Familie

München * Prinzessin Wiltrud sieht der politischen Realität ganz bewusst ins Auge, als sie

schreibt: „Die politische und militärische Lage ist seit einigen Wochen sehr beunruhigend für uns.

[…] Unsere Truppen sollen nicht mehr recht kämpfen mögen. Wenn der Geist von 1914 noch in

ihnen wäre, würden sie dem Feind besser standhalten können. Die 18-jährigen halten eben viel

weniger aus als die Männer von dazumal. […]    Man muss jetzt mit allem rechnen,        dass der

Kaiser und der Kronprinz abdanken müssen,    dass vielleicht Papa und der Kaiser Karl abdanken

müssen,    dass es Revolution gibt,    dass die gekrönten Häupter nur eine Rolle der

Repräsentation spielen dürfen wie König Georg von England. […]        Die Ungerechtigkeit wird

diesmal wohl siegen. […] Deutschland wird sich demokratisieren, Österreich im besten Falle
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Staatenbund werden. […] Vielleicht ist die Demütigung Deutschlands zum Heil des Volkes, und

wenn sich dies in dieser ernsten Zeit fängt, dann kann aus der Rückkehr zur Einfachheit viel

Gutes entstehen.“    Vorausgegangen war eine erlebte Situation. Als sie mit ihrem Vater durch die

Maximilianstraße fährt, schreit ein Arbeiter: „Dank ab!“. Eine neben ihm stehende Frau hält dem

Rufer den Mund zu, um weitere Gefühlsausbrüche zu unterbinden. 

23. Oktober 1918 – Die USPD fordert die neue Staatsform der Republik

Berlin * In der Frage der Staatsform erklärt der USPD-Vorsitzende Hugo Haase in der

Reichstagssitzung: „Die Kronen rollen auf das Pflaster. […] Rings um uns werden Republiken

sich auftun, und da soll Deutschland allein […] noch einen Kronenträger haben oder Träger vieler

Kronen und Krönlein!“ Schließlich: „Es muss zur Republik kommen! […].    Die

Götzendämmerung für das alte System ist hereingebrochen. Schon zeigt sich die Morgenröte

einer neuen Zeit. Die Ausbeutung des Menschen durch den Menschen wird aufhören; nur Freie

und Gleiche wird es dann geben.     Von der Kühnheit und Entschlossenheit der Arbeiter […] wird

es abhängen, ob diese die Menschheit befreiende Umwälzung bald erfolgt, oder ob wir noch

schwere Zeiten bis dahin durchzumachen haben. Wir haben Vertrauen zu den Arbeitern, wir sind

überzeugt, daß aus all dem Elend am letzten Ende doch hervorgehen wird die volle Befreiung der

Menschheit.“ 

2. November 1918 – Ratlose Matrosen und Dockarbeiter

Kiel * Matrosen und Dockarbeiter diskutieren im Kieler Gewerkschaftshaus wie es weitergehen

soll. Sie kommen zu keinem Entschluss und vertagen sich auf den nächsten Tag. 

3. November 1918 – Wilhelm II. denkt nicht an Abdanken

Spa * In einer Niederschrift über das von Reichskanzler Max von Baden beauftragte

Abdankungs-Ansinnen an Kaiser Wilhelm II. versichert dieser, dass er auf seinem Posten bleiben

will.    „Ich denke gar nicht daran abzudanken. Der König von Preußen darf Deutschland nicht

untreu werden und in dieser Stunde am allerwenigsten; ich habe auch meinen Eid geschworen

und den werd‘ ich halten. Ich denke gar nicht daran, den Thron zu verlassen wegen der paar

Hundert Juden und der tausend Arbeiter.“ 
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3. November 1918 – Neun Tote und 29 Verletzte nach einer Schießerei auf Demonstranten

Kiel * Als die Matrosen am Sonntag im Kieler Gewerkschaftshaus weiter diskutieren wollen,

finden sie dieses verschlossen und von bewaffneten Posten bewacht. Die Matrosen versammeln

sich deshalb auf einem Exerzierplatz. Tausende Arbeiter schließen sich ihnen an. Sie hören

Reden und diskutieren miteinander. Dann formiert sich ein großer Demonstrationszug.    An einer

Straßenkreuzung wird der Demonstrationszug von einer Patrouille untere Leitung eines

Leutnant Steinhäuser aufgehalten und zum „Auseinandergehen!“ aufgefordert. Als das die

Demonstranten nicht befolgen, kommt der Befehl „Feuer!“. Das Resultat sind neun Tote und 29

Verletzte. Ein bewaffneter Matrose stürzt auf Leutnant Steinhäuser und erschießt ihn.    Nun gibt

es kein Zurück. Das ist der Startschuss für die deutsche Revolution. 

4. November 1918 – Versammlung der Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften

München-Ludwigsvorstadt * Im Mathäserbräu findet eine gemeinsame Versammlung der

Vertrauensleute der SPD und der Gewerkschaften statt. Sie fassen den einstimmigen Beschluss: 

   „Da unter dem Streit zwischen Sozialdemokraten und Unabhängigen die Arbeiterinteressen

Schaden leiden, appellieren die Obleute an die Leitung beider Parteien, den Bruderkrieg

einzustellen und die ganze Kraft des Proletariats zum Kämpfe gegen den gemeinsamen Feind,

Kapitalismus und Reaktion, zu vereinigen.“

4. November 1918 – Die USPD will die Herbeiführung des sofortigen Friedens

Berlin * Die deutsche USPD fordert in einem Aufruf „An das deutsche Volk“ die „Herbeiführung

des sofortigen Friedens“. Die Arbeiterschaft und das ganze werktätige Volk soll sich zum

Eingreifen bereit halten.

4. November 1918 – Kurt Eisner scharrt Unterstützer um sich

München * Nachdem sich Kurt Eisner am Vortag der Unterstützung der Bauern versichert hatte,

beginnt er nun eine Reihe von Gesprächen mit einflussreichen Persönlichkeiten, darunter   

Professoren der Münchner Universität, aber auch  Münchner Arbeiterführer, die ihn bei den

Januarstreiks unterstützt hatten, und  Militaristen, die in wichtigen strategischen Positionen

eingesetzt sind. 
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4. November 1918 – Aufständische Matrosen übernehmen in Kiel die politische Macht

Kiel * Am Nachmittag treffen in Kiel Soldaten vom Generalkommando Altona ein, die den

Matrosenaufstand niederschlagen sollen. Die Matrosen, die Heeressoldaten und die

Marinesoldaten verbrüdern sich. Der Kommandant der Marinestation muss - aller Machtmittel

entledigt - kapitulieren. Die Dockarbeiter treten in einen Streik. pDie aufständischen Matrosen

haben in Kiel die politische Macht übernommen. 

4. November 1918 – Die Vertreter der Berliner Reichsregierung werden freundlich begrüßt

Berlin - Kiel * Als am Abend zwei Abgesandte der Berliner Reichsregierung eintreffen, ist Kiel

bereits fest in der Hand von 40.000 aufständischen Matrosen und Marinesoldaten. Der

SPD-Abgeordnete Gustav Noske und der Staatssekretär ohne Geschäftsbereich Conrad

Haußmann von der Fortschrittlichen Volkspartei - FVP werden jubelnd begrüßt. Noske wird von

den Aufständischen sofort zum Gouverneur gewählt.     Dabei hat Noske nicht den „Eindruck,

dass eine große Revolution begonnen hat“. Noch am gleichen Abend übernimmt er, „unter

brausender Zustimmung“ der Arbeiter und Matrosen, den Vorsitz des Obersten Soldatenrates.

Die meuternden Soldaten und revoltierende Arbeiter aus Kiel vertrauen dem prominenten

Genossen aus Berlin. 

5. November 1918 – Dem Vorbild der revolutionären Kieler Matrosen folgen

Hamburg * Der eben aus der Haft entlassene und wegen seiner Beteiligung am Berliner

Munitionsarbeiterstreik und des versuchten Landesverrats zu fünf Jahren Festungshaft verurteilte

Wilhelm Dittmann fordert vor einer großen Menschenmenge in Hamburg, dem Vorbild der

revolutionären Kieler Matrosen zu folgen.    Er verkündet: „Wir stehen vor entscheidenden

Wendungen. Der Krieg hat zur Reife gebracht, was sonst noch Jahrzehnte erfordert hätte. Das

Alte stürzt, und das Proletariat sieht sich über Nacht vor die Aufgabe gestellt, die politische Macht

zu ergreifen. Alle Kleingeisterei und Angst vor der eigenen Unreife gilt es abzulegen.“ 

6. November 1918 – Ein Aufruf zur Friedenskundgebung am 7. November 1918

München * Die sozialdemokratische Münchener Post veröffentlicht auf der Titelseite im Auftrag

der Leitung der sozialdemokratischen Partei Münchens einen Aufruf „An die Bevölkerung

Münchens!“. Darin heißt es:       „Die sozialdemokratische Partei ruft die Bevölkerung Münchens
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mit Ausnahme der beim Transport und Verkehr beschäftigten Personen auf, am

Donnerstagnachmittags 3 Uhr auf der Theresienwiese zu erscheinen.    Es gilt, im Geiste der

Freiheit und Verantwortung Stellung zu nehmen zu den großen Tagesfragen, die in der letzten

Vertrauensmännerversammlung der gesamten Münchener Arbeiterschaft erörtert worden sind.   

Die Vertrauensleute der Partei und Gewerkschaften werden aufgefordert, dabei mitzuwirken, daß

die Demonstration einen der organisierten Arbeiterschaft würdigen Verlauf nimmt“. 

6. November 1918 – Radikale und unbelehrbare Angestellte

München * Das Kriegsministerium berichtet über Berichte von Vertrauensleuten, wonach sich „die

Arbeiter weit ruhiger als die Angestellten“ verhalten. Die Angestellten sind „weit radikaler und

unbelehrbarer, ja fast ausnahmslos Anhänger der USPD“.     Tatsächlich zeigen die wenigen

Teilnehmerlisten von USPD-Versammlungen ein eindeutiges Übergewicht von Angestellten und

Handwerkern gegenüber der Arbeiterschaft. „Die USPD ist eine Partei von Angehörigen des

Mittelstands, die die revolutionäre Potenz der Arbeiterschaft für ihre Revolution verwenden“ will. 

6. November 1918 – Weitere revolutionäre Arbeiter- und Soldatenräte bilden sich

Hamburg - Bremen - Wilhelmshaven * In Altona, Bremen, Bremerhaven, Cuxhaven, Flensburg,

Hamburg, Neumünster, Oldenburg, Rendsburg, Rostock und Wilhelmshaven erheben sich

revolutionäre Arbeiter und Soldaten und bilden Arbeiter- und Soldatenräte.

6. November 1918 – Das Militär ist von der neuen Regierung völlig unbeeindruckt

Berlin * Da sich das Militär völlig unbeeindruckt von der neuen Regierung zeigt und die deutschen

Wehrbehörden auch weiterhin junge Männer zum Wehrdienst einziehen, als sei nichts

geschehen, protestieren die Unabhängigen Sozialdemokraten gegen die Fortsetzung des Krieges

und rufen die Arbeiterschaft auf, sich bereitzuhalten.    Denn „die Geschicke des deutschen

Volkes werden durch dunkle Mächte gelenkt, die bereit sind, das Verderben des Volkes zu

vollenden“. Sie zählen zu den „Mächten der Finsternis“ offenbar auch die „Regierungssozialisten“

mit ihren Aufrufen, die Ruhe zu bewahren: „Jede selbstständige freie Betätigung der Massen soll

unterdrückt werden.“ 
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7. November 1918 – Soldaten sprechen den Arbeitern Mut zu

München * Polizeibeamte in Zivil, die die Stimmung in der Stadt beobachten sollen, melden

schon am Vormittag, dass Truppenteile, besonders Mannschaften an den Maschinengewehren,

„unzuverlässig“ sein sollen. Vorübergehenden Arbeitern rufen die Soldaten zu, sie sollen ohne

Sorge sein, da sie Schießbefehle verweigern würden. 

7. November 1918 – Eine erste Initiative zur Bildung von Räten

München * Um 15 Uhr wird eine erste Initiative zur Bildung von Räten beobachtet. Eine kleine

Gruppe von Soldaten findet sich „unter der Parole: Schaffung von Soldatenräte“ zusammen.

Nach einem Bericht der Münchener Post fordert ein USPD-Redner die „sofortige Einsetzung

eines Arbeiter- und Soldatenrats“ bereits als die Mehrheitssozialdemokraten und Gewerkschafter

zur Demonstration aufbrechen. 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

7. November 1918 – Die Räte sollen den Ablauf des Umsturzes organisieren

München-Ludwigsvorstadt * Der Mathäserbräu wird aufgrund seiner zentralen Lage zwischen

Hauptbahnhof, Wittelsbacher Palais, Landtagsgebäude, Außenministerium, Residenz und

Polizeipräsidium als Hauptquartier der Revolutionsbewegung ausgewählt. Die Funktion der

spontan entstandenen revolutionären Arbeiter- und Soldatenräte besteht zunächst darin, den

Ablauf des Umsturzes zu organisieren und seinen Erfolg sicherzustellen.    Die Räte fungieren als

Organe der Revolution. Sie leiten umgehend Maßnahmen ein:       Bewaffnete Soldaten

patrouillieren auf Lastkraftwagen die Nacht hindurch und sollen - wenn nötig - die Ordnung
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aufrecht erhalten.   Vor den wichtigen öffentlichen Gebäuden werden Wachen aufgestellt.  

Die Verkehrs- und Nachrichtenzentren werden übernommen.   Die

wichtigen Zeitungsredaktionen und Verlagshäuser werden besetzt, um Bekanntmachungen zu

drucken und die Bevölkerung mit Informationen zu versorgen. 

7. November 1918 – Es lebe die Revolution !

München-Theresienwiese * Kurt Eisner spricht zur gleichen Zeit am anderen Ende

der Theresienwiese - unterhalb vom Hackerbräu. Die Demonstranten haben rote Fahnen, Tafeln

und Plakate mitgebracht. Ihre Revolutionsbereitschaft demonstrieren die anwesenden Matrosen

und Soldaten auch dadurch, dass sie die Reichskokarden von ihren Mützen genommen haben.  

Was nach dem Abmarsch der Mehrheitssozialisten und der Gewerkschafter passiert, schildert

Felix Fechenbach so: „Drei Redner sprachen an dieser Stelle.    Zuerst Kurt Eisner, kurz und

bündig. Es sei jahrelang geredet worden, man müsse jetzt handeln!   Der Bauernführer Ludwig

Gandorfer verspricht, dass das Landvolk die Arbeiter nicht im Stiche lassen werde.   Dann trete

ich vor in Uniform, die rote Fahne in der Hand, erinnere daran, dass die Soldaten in den

Kasernen zurückgehalten werden.   Und dann: ‚Soldaten! Auf in die Kasernen! Befreien wir

unsere Kameraden! Es lebe die Revolution‘. Das war das Signal.“

7. November 1918 – Weitere Arbeiter- und Soldatenräte werden gebildet

Braunschweig - Frankfurt am Main - Hannover - Lüneburg - Schwerin * Unter anderem in

Braunschweig, Frankfurt am Main, Hannover, Lüneburg und Schwerin haben sich revolutionäre

Arbeiter- und Soldatenräte gebildet. 

7. November 1918 – Noch ist in der Residenz alles ruhig

München-Graggenau * In der Residenz läuft noch alles seinen gewohnten Gang. Die Töchter des

Hauses besuchen am Vormittag die heilige Messe, während König Ludwig III. Audienz hält.   

Gegen Mittag verlassen die Bayern-Prinzessinnen Helmtrud und Wiltrud gemeinsam mit der

Hofdame Bertha von Wulffen die Residenz, um im Englischen Garten spazieren zu gehen. Als sie

sich bereits auf dem Rückweg befinden, treffen sie den König in Begleitung des Barons

Bodmann. Ein aufgeregter Radfahrer kommt ihnen entgegen, der die Damen auffordert, wegen

der vermehrt aufziehenden Demonstranten möglichst schnell zur Residenz zurückzukehren.   

Der als Radfahrer verkleidete Polizist will zudem wissen, wo sich der König in etwa aufhält. Es ist
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wohl dieser Polizist, der den König zur Rückkehr in die Residenz auffordert und nicht wie oft

dargestellt, dass Arbeiter den König zum heimgehen aufgefordern, „weil Revolution is“. So, als ob

in Bayern so etwas wie eine Revolution an der Tagesordnung und der Beginn genau so

vorgegeben ist wie der Einzug der Wiesnwirte aufs Oktoberfest. 

7. November 1918 – Lorenz Winkler wird Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats

München * Lorenz Winkler, der bereits als Aktivist beim Münchner Januarstreik in Erscheinung

getreten ist, wird Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats. 

7. November 1918 – Die meisten Belegschaften erhalten für die Kundgebung frei

München * Für die Dauer der Massendemonstration hat der Stadtmagistrat die Schließung der

städtischen Büros verfügt und den Arbeiterinnen und Arbeitern den Nachmittag unter Fortzahlung

des Lohnes arbeitsfrei gegeben. Die meisten gewerblichen Betriebe und Geschäfte sind bereits

ab Mittag geschlossen. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre fordern die Soldaten zum Mitmachen auf

München * Unter der Führung von Kurt Eisner, Ludwig Gandorfer, Felix Fechenbach, Hans

Unterleitner und weiteren 2.000 Arbeitern und Soldaten ziehen sie zu den Kasernen und

überreden die kriegsmüden Soldaten zum mitmachen. Zuerst eine Kraftwagenkolonne in der

Kazmairstraße, dann eine Landsturm-Kompanie in der Gudeinschule.  Im weiteren Verlauf

schließen sich auch die Truppen in der Marsfeld-Kaserne, Türkenkaserne und

der Max-II-Kaserne den Demonstranten an. Unterwegs befreien sie die Kameraden, die wegen

irgendeiner Aufsässigkeit im Militärgefängnis einsitzen. Aus Versehen befreien sie die Bewacher

gleich mit, die sich beim Herannahen der revolutionären Arbeiter selbst in die Zellen eingesperrt

haben. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre richten im Mathäserbräu ihr Standquartier ein

München * Kurt Eisner und seine Unabhängigen ist es trotz ihrer kleinen Zahl gelungen, die

Mehrheitssozialdemokraten auszumanövrieren. Auf dem Weg schließen sich ihnen weitere

Arbeiterinnen und Arbeiter, Zivilisten, Männer und Frauen aber auch Kinder an. Auf einmal sind
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es Zehntausende. Im Mathäser-Bräu richten sie das Standquartier der Arbeiter- und Soldatenräte

ein.    Oskar Maria Graf schreibt: „Der Marsch hatte begonnen und war unaufhaltsam. Keine

Gegenwehr kam. Alle Schutzleute waren wie verschwunden. Aus den vielen offenen Fenstern

schauten neugierig Menschen auf uns herunter. Überall gesellten sich neue Trupps zu uns, nun

auch schon einige Bewaffnete. Die meisten Menschen lachten und schwatzten, als ging‘s zu

einem Fest. […] Die ganze Stadt schien zu marschieren.“ 

7. November 1918 – Die Dynastie Wittelsbach ist abgesetzt - die bayerische Republik gegründet

München-Kreuzviertel * Gegen 22:30 Uhr steht Kurt Eisner am Präsidentenpodium und erklärt im

Namen des Arbeiter- und Soldatenrats die Dynastie Wittelsbach für abgesetzt und die bayerische

Republik für gegründet.  Er fährt fort: „Jetzt müssen wir zur Bildung einer Regierung fortschreiten.

[…] Der, der in diesem Augenblick zu Ihnen spricht, setzt Ihr Einverständnis voraus, dass er als

provisorischer Ministerpräsident fungiert.“  Der anschließend einsetzende begeisterte Applaus

bestätigt ihm die Annahme. Kurt Eisner ist damit bayerischer Ministerpräsident. 

7. November 1918 – Das erste gedruckte Dokument der Revolution erscheint

München * Ein gelbes Flugblatt, datiert vom Donnerstag, 7. Nov. 1918, nachts 11 Uhr, ist das

erste gedruckte Dokument der Revolution. Es schließt mit der Parole: „Es lebe der Frieden!

Nieder mit der Dynastie! Der Arbeiter- und Soldatenrat.“ Der Name Kurt Eisner taucht noch nicht

auf. 

7. November 1918 – Soldaten und Zivilsten dringen in das Hotel Bayerischer Hof ein

München-Kreuzviertel * Soldaten und Zivilsten dringen in das Hotel Bayerischer Hof ein. Sie

nehmen den dort einquartierten Offizieren des Oberkommandos Süd das Ehrenwort ab, nichts

gegen den Arbeiter- und Soldatenrat zu unternehmen. 

7. November 1918 – Die Revolutionäre besetzen den Bayerischen Landtag

München-Kreuzviertel * Gegen 22 Uhr nehmen die Revolutionäre dem völlig fassungslosen

Pförtner des Bayerischen Landtags die Gebäudeschlüssel ab. Da nun auch

die Bauernräte hinzustoßen, wird ein Provisorischer Nationalrat konstituiert, der bis zur Wahl
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eines Landtages bestehen bleiben soll. 

7. November 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte wählen Kurt Eisner zu ihrem Vorsitzenden

München-Au - München-Ludwigsvorstadt * Kurt Eisner zieht sich nach der Einnahme der

Guldein-Schule in den Franziskaner-Keller an der Hochstraße zurück. Sicher auch, um einer

eventuellen Verhaftung zu entgehen. Als er erfährt, dass der Hauptteil der Soldaten und der

Arbeiter zum Mathäserbräu ziehen, begibt er sich auch dort hin.   Im Erdgeschoss wird er von

den anwesenden Arbeitern zum Ersten Vorsitzenden des Arbeiterrats gewählt. Sein Stellvertreter

wird Hans Unterleitner. Anschließend begeben sich er und weitere Mitglieder des Arbeiterrats in

das Obergeschoss, in dem er sich mit den Führern des Soldatenrats zur gemeinsamen Sitzung

zusammentrifft. Damit ist der Arbeiter- und Soldatenrat gegründet. 

7. November 1918 – Sämtliche Kasernen sind  in der Hand der Revolutionäre

München * Um 21 Uhr sind alle Kasernen in der Hand der Revolutionäre. Der Umsturz ist damit

im Wesentlichen vollzogen. Der erste Schritt der Revolution besteht damit aus einer

Soldatenmeuterei.    Oskar Maria Graf schreibt: „Die meisten Kasernen übergaben sich kampflos.

Es kam auch schon ein wenig System in dieses Erobern: Eine Abordnung stürmte hinein, die

Masse wartete. In wenigen Minuten hing bei irgend einem Fenster eine rote Fahne heraus, und

ein mächtiger Jubel erscholl, wenn die Abordnung zurück kam.“    Im Gegensatz zum

Januarstreik wird der Umsturz von Soldaten dominiert. Die im Januar so aktiven Krupp-Arbeiter

werden in keinem Bericht erwähnt. 

8. November 1918 – Ein MSPD-Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft Münchens

München * Die Münchener Post spricht in einem Aufruf an die organisierte Arbeiterschaft

Münchens die MSPD von der Schuld am Umsturz frei, bittet und wirbt aber gleichzeitig um „treue

Mitarbeit“, vor allem damit die Ernährung der Schwachen gesichert und so gezeigt wird, „dass die

herauf kommende neue Zeit die wahre Wohlfahrt und den Frieden der Menschheit bedeutet. An

die Arbeit, Genossen! An den Aufbau!“ 

8. November 1918 – Ein Aufruf an die ländliche Bevölkerung Bayerns
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München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten veröffentlichen

Ministerpräsident Kurt Eisner und der Bauernführer Ludwig Gandorfer einen Aufruf An die

ländliche Bevölkerung Bayerns, in dem sie die Notwendigkeit der Revolution darstellen und die

Friedensbemühungen der Regierung Eisner schildern.  „Der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenrat

betrachtet es als die erste und größte Aufgabe, dem Volke den heiß ersehnten Frieden zu

bringen und ist zum Zwecke der Einleitung von Friedensverhandlungen mit den Ententemächten

in Verbindung getreten.“  Zugleich verspricht man den militärischen Schutz der Grenzen Bayerns

und eine geordnete Demobilisierung, „damit Zustände wie in Österreich und Tirol, wo

heimkehrende Soldaten plündern und Kulturwerke zerstören, unmöglich werden!“ Daneben

werden sie zu reger Lebensmittelablieferung für die Städte aufgefordert. 

8. November 1918 – Kurt Eisner und die Aufgabe der Arbeiterräte

München-Kreuzviertel * In der Eröffnungsrede in der ersten öffentlichen Sitzung des

provisorischen Nationalrates des Volksstaates Bayern erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner: „Die

Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und, wenn man

demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag diese Arbeiterräte entbehrlich

machen werde, so behaupte ich: Umgekehrt.  Denn wenn die Nationalversammlung nicht wieder

ausmünden soll in jenen leeren, hohlen Parlamentarismus, dann muss die lebendige Kraft der

Arbeiterräte sich entfalten. Sie sind gleichsam die Organisation der Wähler. Diese Wähler […]

sollen nicht ihren Parlamentariern überlassen, was Kluges oder Törichtes zu tun sie für gut

befinden.“ 

8. November 1918 – Die Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals

München * Auf Initiative des Verkehrsbeamtenvereins bildet sich am Vormittag ein Ausschuss der

Vereinigten Verbände des bayerischen Verkehrspersonals. Neben den Mitgliedern der

Interessengemeinschaft treten der Bayerische Lokführerverein und der Christliche Verkehrs- und

Transportarbeiterverband ein.    Denn um sich die entsprechende Geltung gegenüber den neuen

Regierungsgewalten zu verschaffen, so die Überzeugung, ist ein geschlossenes Vorgehen

Voraussetzung. 

8. November 1918 – Auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung rechnend

München - Freistaat Bayern * In dem von Kurt Eisner verfassten „Aufruf an die Bevölkerung
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Münchens“ heißt es:    Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung.  Jeder

Arbeiter an der neuen Freiheit ist willkommen!  Alle Beamten bleiben in ihren Stellungen. 

Grundlegende soziale und politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt. 

8. November 1918 – Augsburg wählt einen Arbeiter- und Soldatenrat

Augsburg * Der Redakteur der sozialdemokratischen Schwäbischen Volkszeitung, Ernst Niekisch,

informiert in aller Frühe die Führer der örtlichen Sozialdemokratischen Partei und der

Gewerkschaften über die Vorgänge in München.    Da sich keiner der Angesprochenen traut in

die Kasernen zu gehen und sich an die Spitze der Revolution zu stellen, begibt sich Niekisch zum

Augsburger Divisionskommandeur. Die Ausweglosigkeit seiner Situation erkennend, lässt er

Niekisch einen Provisorischen Soldatenrat wählen.    Und weil die Augsburger

Mehrheitssozialdemokraten inzwischen von der Standfestigkeit der neuen Regierung überzeugen

konnten, berufen sie eine Massenveranstaltung der Arbeiter ein, auf der Ernst Niekisch zum

Vorsitzenden des Arbeiter- und Soldatenrats gewählt wird. 

8. November 1918 – In Nürnberg werden Arbeiter- und Soldatenräte gegründet

Nürnberg * Am Mittag trifft ein Zug mit Soldaten aus München in Nürnberg ein. Sie verbünden

sich mit den in Nürnberg stationierten Einheiten und besetzen alle Kasernen und öffentlichen

Gebäude.    Der Nürnberger SPD-Landtagsabgeordnete Ernst Schneppenhorst verständigt sich

mit der Nürnberger USPD auf ein gemeinsames Vorgehen. Sie können die Soldaten beruhigen

und lassen einen Arbeiter- und Soldatenrat wählen. 

8. November 1918 – Die MSPD setzt in Regensburg einen Arbeiterrat ein

Regensburg * Meuternde Soldaten lösen in Regensburg die Revolution in aus. Ein durch die

örtliche MSPD gegründeter Arbeiterrat setzte sich an die Spitze der revolutionären Bewegung

und verhindert, dass es zu Ausschreitungen kommt. Der Arbeiter- und Soldatenrat ordnet sich der

Stadtverwaltung unter, um die prekäre Versorgungslage nicht zu gefährden. 

8. November 1918 – Thronverzicht des Herzogs Ernst-August von Braunschweig

Braunschweig * Am Nachmittag fordert eine Abordnung Herzog Ernst-August zur Abdankung auf.
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Nach kurzer Bedenkzeit und nach Beratung mit seinen Ministern unterzeichnet dieser die

Urkunde. Anschließend veranlasst Ex-Herzog Ernst-August seine Minister zum Rücktritt und zur

Übergabe der Amtsgeschäfte an den Arbeiter- und Soldatenrat. 

8. November 1918 – Erste Sitzung der Revolutionäre im Landtagsgebäude

München-Kreuzviertel * Kurz nach Mitternacht  hält der neu gebildete Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenrat im Sitzungssaal der Abgeordnetenkammer im Landtagsgebäude an der

Prannerstraße - unter der Leitung Kurt Eisners - seine erste Sitzung ab.  Kurt Eisner proklamiert

die demokratische und soziale Republik Bayern, den Freistaat Bayern. Die Monarchie ist damit

gestürzt, die Republik geboren. In seiner Rede bemerkt Eisner: „Die bayerische Revolution hat

gesiegt. Sie hat den alten Plunder der Wittelsbacher Könige hinweggefegt.“    „Bayern ist fortan

ein Freistaat“ lautet der dritte Satz eines Aufrufs, der am Morgen des 8. November 1918 auf der

ersten Seite der Münchener Neuesten Nachrichten veröffentlicht wird. Mit dem Begriff

Freistaat nimmt Kurt Eisner eine Definition auf, die schon 150 Jahre zuvor für Republik gebraucht

wurde.  Mit dieser Wortwahl will er aber nicht nur den Unterschied zur Monarchie, sondern auch

die Eigenständigkeit Bayerns innerhalb eines deutschen Staatenbundes, der „Vereinigten Staaten

von Deutschland“, herausstellen. „Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern“ hat diesen Aufruf

„An die Bevölkerung Münchens“ gerichtet.    Noch deutlicher ist ein knallrotes Plakat, das bereits

in den Straßen Münchens hängt. Ihm können die interessierten Bürger entnehmen: „Die Dynastie

Wittelsbach ist abgesetzt. Hoch die Republik!“ 

8. November 1918 – Polizeipräsident Rudolf von Beckh unterwirft sich der Revolution

München-Kreuzviertel * Der Münchner Polizeipräsident Rudolf von Beckh gibt um 1:25 Uhr die

Erklärung ab, dass er sich verpflichtet, „bei der Ausübung des Sicherheitsdienstes den

Anordnungen des Arbeiter- und Soldatenrates München Folge zu leisten. [...].“ 

8. November 1918 – Der Provisorische Nationalrat des Volksstaats Bayern konstituiert sich

München-Kreuzviertel * Noch in der Nacht konstituiert sich der Provisorische Nationalrat des

Volksstaats Bayern. Er löst die 163 gewählten Abgeordneten des Bayerischen Landtags ab.   

Voraussetzung ist, dass, entsprechend der Machtverhältnisse und im Interesse der Einigung des

Proletariats, die Mehrheitssozialdemokraten beteiligt werden müssen, obwohl sie die

Revolution mit allen Mitteln verhindern wollten und sich Erhard Auer mit der „gewaltsamen
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Niederschlagung der Aufständischen“ noch in der Nacht vom 7. zum 8. November einverstanden

erklärt hat. Aber gegen die MSPD kann nicht regiert werden.    Deshalb zieht Eisner zur ersten

öffentlichen Sitzung des provisorischen Nationalrates am 8. November 1918 - neben den

Delegierten des Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrats sowie Vertretern der Gewerkschaften und

Berufsverbände - die sozialdemokratische Fraktion des alten Landtags, die Fraktion des

Bauernbundes und drei liberale Abgeordnete - Ludwig Quidde, Hübsch und Kohl - hinzu.

8. November 1918 – Die Revolution als Mittel zur Beendigung des Krieges

München * Die Stimmung in München und in Bayern ist sehr gut, da die Revolution vor allem als

ein Mittel zur Beendigung des Krieges begriffen wird und schon deshalb die Menschen in ihrer

Friedenssehnsucht begeistert. Obwohl die meisten Münchner die Revolution verschlafen haben,

hat sich die Bevölkerung sehr schnell den neuen Gegebenheiten angepasst.      Ob bei den

Hoflieferanten, der Post oder der Bayerischen Staatszeitung wird der Zusatz Kgl. umgehend

gestrichen oder überklebt.    Von den Türmen der Frauenkirche weht die rote Fahne.    Der

Arbeiter- und Soldatenrat hat die maximale Fahrgeschwindigkeit der Straßenbahn von 25 km/h

auf 12 km/h festgesetzt.    Der gesamte Telephon- und Telegraphenverkehr in andere Städte ist

gesperrt.  Der Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt den Schutz der städtischen Anstalten und

Betriebe und besetzt die Residenzwache.      Kurt Eisner verfasst in der Zwischenzeit Aufrufe an

die Bevölkerung: „An die Bevölkerung Münchens“, „An die ländliche Bevölkerung Bayerns“, „An

die Arbeiter Münchens“ und „An die Soldaten“. 

8. November 1918 – Die Proklamtion des Freistaats Bayern in den MNN

München - Freistaat Bayern * Nur die Münchener Neuesten Nachrichten - MNN können ihre

normale Morgenausgabe der Tageszeitung drucken. Auf der ersten Seite ist die Proklamation des

Freistaates Bayern abgedruckt:  An die Bevölkerung Münchens!    Das furchtbare Schicksal, das

über das deutsche Volk hereingebrochen, hat zu einer elementaren Bewegung der Arbeiter und

Soldaten geführt. Ein provisorischer Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat hat sich in der Nacht zum

8. November im Landtag konstituiert.  Bayern ist fortan ein Freistaat.  Eine Volksregierung, die

von dem Vertrauen der Massen getragen wird, soll unverzüglich eingesetzt werden.  Eine

konstituierende Nationalversammlung, zu der alle mündigen Männer und Frauen das Wahlrecht

haben, wird so schnell wie möglich einberufen werden.  Eine neue Zeit hebt an!  Bayern will

Deutschland für den Völkerbund rüsten.  Die demokratische und soziale Republik Bayern hat die

moralische Kraft, für Deutschland einen Frieden zu erwirken, der es vor dem Schlimmsten

bewahrt. Die jetzige Umwälzung war notwendig, um im letzten Augenblick durch die
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Selbstregierung des Volkes die Entwicklung der Zustände ohne allzu schwere Erschütterung zu

ermöglichen, bevor die feindlichen Heere die Grenzen überfluten oder nach dem Waffenstillstand

die demobilisierten Truppen das Chaos herbei führen.  Der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat

wird strengste Ordnung sichern. Ausschreitungen werden rücksichtslos unterdrückt. Die

Sicherheit der Person und des Eigentums wird verbürgt.  Die  Soldaten in den Kasernen werden

durch Soldatenräte sich selbst regieren und Disziplin aufrecht erhalten. Offiziere, die sich den

Forderungen der veränderten Zeit nicht widersetzen, sollen unangetastet ihren Dienst versehen. 

Wir rechnen auf die schaffende Mithilfe der gesamten Bevölkerung. Jeder Arbeiter an der neuen

Freiheit ist willkommen! Alle Beamte bleiben in ihren Stellungen. Grundlegende soziale und

politische Reformen werden unverzüglich ins Werk gesetzt.  Die Bauern verbürgen sich für die

Versorgung der Städte mit Lebensmitteln. Der alte Gegensatz zwischen Land und Stadt wird

verschwinden. Der Austausch der Lebensmittel wird rationell organisiert werden.  Arbeiter, Bürger

Münchens! Vertraut dem Großen und Gewaltigen, das in diesen schicksalschweren Tagen sich

vorbereitet!  Helft alle mit, dass sich die unvermeidliche Umwandlung rasch, leicht und friedlich

vollzieht.  In dieser Zeit des sinnlos wilden Mordens verabscheuen wir alles Blutvergießen. Jedes

Menschenleben soll heilig sein.  Bewahrt die Ruhe und wirkt mit an dem Aufbau der neuen Welt! 

Der Bruderkrieg der Sozialisten ist für Bayern beendet. Auf der revolutionären Grundlage, die

jetzt gegeben ist, werden die Arbeitermassen zur Einheit zurückgeführt.  Es lebe die bayerische

Republik!  Es lebe der Frieden!  Es lebe die schaffende Arbeit aller Werktätigen!    München,

Landtag, in der Nacht zum 8. November 1918.Der Rat der Arbeiter, Soldaten und Bauern:Der

erste Vorsitzende: Kurt Eisner. 

8. November 1918 – Das Kabinett des Großherzogtums Mecklenburg-Schwerin entlassen

Schwerin * Großherzog Friedrich Franz IV. von Mecklenburg-Schwerin entlässt auf Druck der

Arbeiter- und Soldatenräte das Staatsministerium. Eine Regierung aus zwei Schweriner

Ratsvertretern und zwei bürgerlichen Reichstagsabgeordneten wird gebildet. 

9. November 1918 – Innenminister Auer gegen Einmischungsversuche der Räte

München * In einer Bekanntmachung des Innenministers Erhard Auer wird erläutert, dass „bis auf

weiteres die sämtlichen Stellen, die bisher mit der Versorgung der Bevölkerung sowie mit der

Überwachung und Regelung des Verkehrs mit Gegenständen des notwendigen Lebensbedarfs

betraut waren, weiter arbeiten“.    Nur diese offiziellen Stellen dürfen entsprechende

Anordnungen erlassen und durchführen. „Unberechtigte Einmischung Dritter wird nicht geduldet

werden.“ Das richtet sich eindeutig gegen Einwirkungsversuche der Räte. 
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9. November 1918 – Gründung eines Arbeiter- und Soldatenrats in Burglengenfeld

Burglengenfeld * In Burglengenfeld, am Standort der Maxhütte wird ein Arbeiter- und Soldatenrat

gegründet. Vorsitzender wird Joseph Schmid von der USPD.  Burglengenfeld wird zu einem

Musterbeispiel der „Räteherrschaft in der Provinz“ im Eisner‘schen Sinn. Kein Wunder, dass Kurt

Eisner seinen Antrittsbesuch in der Oberpfalz nicht in Regensburg, sondern in Burglengenfeld

abhält. 

9. November 1918 – In Dessau wird ein Arbeiter und Soldatenrat gebildet

Dessau * Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Fritz Hesse wird in Dessau ein Arbeiter- und

Soldatenrat gebildet. Erst am 12. November wird die Herzogsfamilie von Anhalt auf den Thron

verzichten. 

9. November 1918 – Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen wird abgesetzt

Darmstadt * Nachdem sich Großherzog Ernst-Ludwig von Hessen weigert, freiwillig

zurückzutreten, wird er von einem gewählten Arbeiter- und Soldatenrat mit Zustimmung des

Vorsitzenden der MSPD-Landtagsfraktion, Carl Ulrich, formell abgesetzt. 

10. November 1918 – General Wilhelm Groener gibt eine Loyalitätserklärung ab

Spa - Berlin * Der Generalquartiermeister in der Obersten Heeresleitung - OHL, Wilhelm Groener,

gibt eine Loyalitätserklärung gegenüber gegenüber Reichskanzler Friedrich Ebert ab und bietet

ihm die Unterstützung der Reichswehr an. Im Gegenzug verlangt er von der Regierung       die

Bekämpfung des Bolschewismus und   die Ausschaltung der Soldatenräte.      Ebert lässt sich auf

diesen Bündnisvorschlag ein,       da er damit die Arbeiter- und Soldatenräte in Berlin in Schach

halten   und das Offizierskorps ohne Reibungsverluste vom Kaiserreich in die neue Demokratie

hinüber retten kann. 

10. November 1918 – Keinerlei Verfügungen haben mehr Rechtskraft

München - Freistaat Bayern * Die provisorische Regierung verkündet, dass die „Vollzugsgewalt

durch die Beschlüsse der provisorischen Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte
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in die Hände des Ministeriums des bayerischen Volksstaats übergegangen“ ist. „Keinerlei

Verfügungen haben mehr Rechtskraft, die nicht vom Ministerium“ ausgehen. 

10. November 1918 – Josef Staimer ist neuer Polizeipräsident

München * Der Gauleiter des Fabrikarbeiterverbandes Nürnberg, Josef Staimer, wird an Stelle

des Polizeipräsidenten Rudolf von Beckh mit der Führung der Münchner Polizei beauftragt.

10. November 1918 – Großveranstaltung der Beamten im Bavariakeller

München-Ludwigsvorstadt * 15.000 bis 18.000 folgen der Einladung des Ausschusses der

Vereinigten Verkehrsverbände zur Kundgebung in den Münchner Bavariakeller. Dieser kann die

Massen nicht aufnehmen, sodass gleichzeitig drei Kundgebungen abgehalten werden müssen:

Eine im Bavariakeller, zwei im anschließenden Garten.    Dem Forderungskatalog voraus steht

das Bekenntnis: „Die bayerischen Verkehrsangehörigen fügen sich der bestehenden

Regierungsgewalt ein. Sie betrachten das Volkswohl als ihr oberstes Gesetz und geloben, ihm

ihre volle Kraft zu widmen“.      Gefordert wird:       „Bildung eines Rates der Verkehrsangehörigen

durch die Vereinigten Verbände, der dem Verkehrsministerium beizuordnen ist,    Besetzung der

oberen leitenden Beamtenstellen der Verkehrsverwaltung nur im Einvernehmen und mit

Zustimmung dieses Rates,    alle sozialen und volkswirtschaftlichen für das Personal sind nur

gemeinsam mit dem Rate zu treffen,    sofortige Aufnahme von Vertrauensmännern des

Personals in den Arbeiter- und Soldatenrat,    achtstündiger Arbeitstag und sechstägige

Arbeitswoche.“      Die Entschließung wird sofort dem Arbeiter- und Soldatenrat zugeleitet. 

10. November 1918 – Schadet die MSPD der Revolution ?

Berlin * Die Revolutionären Obleute versuchen auf Versammlungen die Arbeiterschaft davon zu

überzeugen, dass eine gemeinsame Regierung der USPD mit der MSPD-Spitze der Revolution

schaden würde.    Doch die Arbeiter wollen ein Zusammengehen der beiden Parteien. Die neue

Regierung soll paritätisch aus MSPD- und USPD-Mitgliedern zusammengesetzt sein. 

10. November 1918 – In Regensburg wird ein Bauernrat gebildet

Regensburg * In Regensburg wird neben dem bestehenden Arbeiter- und Soldatenrat auch ein

Münchner Zeitensprünge Seite 81/158



Bauernrat gebildet. Den Vorsitz übernehmen Georg Heim und Sebastian Schlittenbauer vom

Zentrum, die am 12. November die Bayerische Volkspartei - BVP gründen werden. 

10. November 1918 – König Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt erklärt

Dresden * Der neugebildete Vereinigte Revolutionäre Arbeiter- und Soldatenrat erklärt König

Friedrich August III. von Sachsen für abgesetzt und die Monarchie für beseitigt. Im Zirkus

Sarrasani ruft Herrmann Fleißner von der MSPD die Republik aus. 

11. November 1918 – Gründung von weiteren Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten

Freistaat Bayern * Die Münchener Post meldet die friedliche Bildung von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten in Ingolstadt, Regensburg, Straubing, Augsburg, Kaufbeuren, Lindau, Bamberg,

Landshut, Nürnberg und Würzburg. 

11. November 1918 – Die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere Linie tritt zurück

Gera - Greiz * Der Arbeiter- und Soldatenrat zwingt die Regierung des Fürstentums Reuß jüngere

Linie zum Rücktritt. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird
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aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen

Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

12. November 1918 – Georg Heim und die Bauernbündler

Regensburg - München * Der Bauerndoktor genannte Georg Heim schreibt an Kurt Eisner:  „Sie

haben jetzt ein Vorparlament, Soldatenrat, organisierte Arbeiter und Bauern. Von organisierten

Bauern kann ich nicht sprechen, denn zunächst sind nur Bauernbündler im Bauernrat und einige

willkürlich geladene Bauern. Unsere Arbeit wird ein anderes Gewicht haben, wenn wir als

Standesorganisation vollwertig dem Vorparlament angehören.“ 

12. November 1918 – Ein zitternder Herzog von Braunschweig und Lüneburg

Augsburg * Ernst August III. Herzog zu Braunschweig und Lüneburg und Prinz von Hannover hat

es nach seiner Abdankung am 8. November 1918 mit seiner Familie nach Augsburg verschlagen.

Er lebt in materieller Not in einem Hinterhof.    Da er als Ortsfremder keine Lebensmittelkarten

erhält, bekommt er auf seine vorsichtige Anfrage vom Arbeiter- und Soldatenrat die Auskunft,

dass er sich wie jeder andere Bürger bei der Behörde anmelden und seine Lebensmittelkarte

persönlich abholen kann.    Herzog Ernst August III. spricht daraufhin persönlich beim

Vorsitzenden des Augsburger Arbeiter- und Soldatenrats, Ernst Niekisch, vor: „Er zitterte am

ganzen Körper, im buchstäblichen Sinn des Wortes klapperte er mit den Zähnen. Ich beruhigte

ihn, niemand wolle ihm oder seiner Familie etwas zuleide tun. Ich händigte ihm die

Lebensmittelkarten aus.“ 

13. November 1918 – Forderungen zu freiwilliger Zucht und Unterordnung

München * Ministerpräsident Kurt Eisner, der Minister für militärische Angelegenheiten Albert

Roßhaupter und der Arbeiter- und Soldatenrat Sauber fordern die Soldaten zu freiwilliger Zucht

und Unterordnung auf.   Im ganzen Land werden Übergriffe und Eingriffe der Arbeiter- und

Soldatenräte in das öffentliche Rechtsleben und die Verwaltung beklagt.
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13. November 1918 – Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird für abgesetzt erklärt

Arolsen * Fürst Friedrich von Waldeck-Pyrmont wird durch eigens aus Kassel angereiste Vertreter

des dortigen Arbeiter- und Soldatenrats für abgesetzt erklärt. Das Fürstentum wird dadurch ein

Freistaat. 

13. November 1918 – Ein Rat geistiger Arbeiter wird gegründet

München * Unter dem Vorsitz des Nationalökonomen Lujo Brentanowird ein Rat geistiger Arbeiter

gegründet. Diesem gehören Künstler, Lehrer, Wissenschaftler, Ärzte und Juristen an.    In einem

am nächsten Tag veröffentlichten Aufruf heißt es: „Der Volksstaat kann der Mitwirkung der

geistigen Arbeiter nicht entbehren. Ihr Zusammenschluß ist daher dringend notwendig. Um ihn

herbeizuführen, hat sich heute ein Rat geistiger Arbeiter gebildet. Unser Ziel ist: zum Wohle des

ganzen Volkes den Einfluß der geistigen Arbeit geltend zu machen und in diesem Rahmen deren

Daseinsbedingung zu sichern.“ 

14. November 1918 – Das neue Hauptquartier der OHL in Kassel

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL schlägt ihr neues Hauptquartier in Schloss

Wilhelmshöhe in Kassel auf.  Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg wird vom

sozialdemokratischen Oberbürgermeister ziemlich devot begrüßt. Die Mitglieder des Arbeiter- und

Soldatenrats nehmen ihre rote Armbinden ab. 

14. November 1918 – Die Revolutionäre werden zur Minderheit

München * Der am ersten Revolutionstag (7. November) in München entstandene

Zentralarbeiterrat hat sich aus dem im Mathäserbräu gewählten Arbeiterrat entwickelt. Er ist

gleichbedeutend mit dem Revolutionären Arbeiterrat, der umgehend die Organisation von

Betriebsräten in München ergreift.    Die Münchner Betriebsräte gaben sich eine

Geschäftsordnung und wählten ihren eigenen Münchner Arbeiterrat. Dieser wird von

Gewerkschaftsführern geleitet. Er beansprucht für sich die legitime Vertretung des Münchner

Proletariats zu sein.    An diesem 14. November zwingt der Münchner Arbeiterrat den

Revolutionären Arbeiterrat zur Annahme der nachstehenden Forderungen:       Die Mitgliederzahl

des Revolutionären Arbeiterrats ist auf fünfzig zu beschränken.   Der Revolutionäre Arbeiterrat

wird sich mit den 550 Vertretern des Münchner Arbeiterrats zusammenschließen.   Diese
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vereinigte Körperschaft wird dann einen neuen Zentralarbeiterrat wählen; von dessen fünfzig

Mitgliedern darf der Revolutionäre Arbeiterrat zehn bestimmen.      Innerhalb der Arbeiterräte in

München bilden die Revolutionäre nunmehr eine Minderheit. 

14. November 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter wird ins Leben gerufen

München * Anhänger Kurt Eisners gründen den Politischen Rat geistiger Arbeiter. Vorsitzender

wird der Schriftsteller Heinrich Mann.    Der Politische Rat geistiger Arbeiter wird als Gegenstück

zum Rat geistiger Arbeiter gebildet. Dessen Vorsitzender Lujo Brentano war Eisner gegenüber

sehr kritisch eingestellt und hatte diesen - noch vor der Revolution - in einem Presseartikel wegen

„Verunglimpfung der deutschen Wissenschaft“ massiv angegriffen. 

15. November 1918 – Der Ministerrat lehnt die Überwachung der Minister durch Räte ab

München-Kreuzviertel * Der Ministerrat lehnt die „einzelnen Versuche von Vertretern des

Soldaten- und Arbeiterrates, die laufende Tätigkeit der Minister zu überwachen, […] als

unzulässig und undurchführbar“ ab. Er begründet dies mit dem Argument, dass es „unmöglich“

sei, „einen Gendarm neben sich zu haben“.    Dagegen wird eine „fortlaufende Informierung der

Räte über wichtige Angelegenheiten“ durchaus als zweckmäßig und anstrebenswert erachtet. 

15. November 1918 – Räte als Grundlage der neuen Demokratie

München-Kreuzviertel * Ministerpräsident Kurt Eisner sieht in den Räten die Grundlage für sein

Konzept einer neuen Demokratie. In seiner Regierungserklärung erklärt er, dass die

Demokratisierung des öffentlichen Geistes wie der öffentlichen Einrichtung noch vor der

Einberufung einer konstituierenden Nationalversammlung erreicht werden soll.  Kurt Eisner will

die Demokratisierung über eine Art Nebenparlament herbei führen, mit dem er auch bürgerliche

Kreise zur Mitwirkung am Aufbau des neuen Staates gewinnen wollte. Dieses Nebenparlament

sollte ihre Interessen sowohl gegenüber dem provisorischen Zentralparlament als auch

gegenüber der Regierung einbringen können.   „Ich habe vom ersten Tag der Revolution an in

dem System der Räte die große Schule der Demokratie und des Sozialismus gesehen und

glaube nicht, dass wir in Deutschland weiterkommen können, wenn wir nicht dieses System der

Räte entwickeln […] und dadurch das Volk mündig machen zur Entscheidung über sein

Schicksal.   Nicht die Politik des Wahlzettels tut es allein. […] Das hindert nicht, dass auch die

Politik des Wahlzettels notwendig ist, aber das Rätesystem […] soll den Wähler lesen, denken
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und entscheiden lehren, nicht in acht Tagen vor der Wahl, sondern tagaus, tagein.“ 

15. November 1918 – Innenminister Auer: Kein Handlungssspielraum für die Räte

München - Freistaat Bayern * Innenminister Erhard Auer informiert die nachgeordneten

Regierungsstellen und Behörden auch über die Zusammenarbeit mit den Räten. Er empfiehlt

„dringend, die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte, die sich allerorten gebildet haben, […]

tunlichst zu benutzen, einerseits, um dadurch das etwa mangelnde Personal so weit notwendig

zu ersetzen, andererseits aber auch diese Räte zu beschäftigen und dadurch das

Verantwortungsgefühl in der Bevölkerung wieder zu wecken“.    Auer macht aber auch deutlich

aufmerksam, dass die Räte den Behörden untergeordnet sein sollen. „Ein eigenständiger

Handlungsraum soll ihnen nicht zugestanden werden“. 

15. November 1918 – Abkommen zwischen Gewerkschaft und Unternehmerverband

Berlin * Die Gewerkschaften sehen die Chance, endlich als Interessenvertretung der

Arbeiterschaft in wirtschaftlichen Fragen anerkannt zu werden. In Zukunft sollen die

Arbeitsbedingungen durch Tarifverträge geregelt werden, die zwischen den

Unternehmerverbänden und den Gewerkschaften abgeschlossen werden.    Die beiden

Verhandlungsführer Hugo Stinnes, mächtiger Schwerindustrieller sowie Verhandlungsführer der

Unternehmerseite, und Carl Legien, der Vorsitzende der Generalkommission der Freien

Gewerkschaften, unterzeichnen ein weitreichendes, die genannten Punkte beinhaltendes

Abkommen. 

15. November 1918 – Thomas Mann empört sich über seinen Bruder Heinrich

München-Bogenhausen * Thomas Mann notiert in sein Tagebuch das Missfallen über seinen

Bruder Heinrich, der kurz zuvor zum Vorsitzenden des Politischen Rates geistiger Arbeit gewählt

worden war:    „Heut im Morgenblatt Kundgebungen zweier verschiedener ‚Räte der geistigen

Arbeiter‘, die eine, sehr vorläufig und allgemein gehalten, von einer Gruppe um Brentano, die

andere, empörend hochnäsig, fanatisch-politisch und ketzerrichterisch, von einer Gruppe um

Heinrich und - [dem Münchner Journalisten] Friedenthal. Die Publikation regte mich sehr auf […].

Würdelosigkeit und selbstverräterisches Elend im ganzen Lande.“ 
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17. November 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter soll in den Nationalrat

München * Ministerpräsident Kurt Eisner sagt dem Politischen Rat geistiger Arbeiter eine

Vertretung im Provisorischen Nationalrat des Volksstaates Bayern zu. 

18. November 1918 – Richtlinien für die Räte werden erarbeitet

München * Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte werden erarbeitet. Dabei treten die

gegensätzlichen Vorstellungen des Ministerpräsidenten Kurt Eisner und des Innenministers

Erhard Auer deutlich zu Tage.  Im Entwurf des MSPD-Politikers Erhard Auer vom 18. November

1918 ist    die Bildung von Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräte nur im Bedarfsfalle vorgesehen. 

Die Räte sollen dann für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung sorgen.  Eine

Vollzugsgewalt steht ihnen nicht zu.  Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

soll den seitherigen Stellen und Behörden vorbehalten bleiben.    Für Erhard Auer sind die

Arbeiter- und Bauernräte hauptsächlich Hilfseinrichtungen und sind damit der Verwaltung

eindeutig untergeordnet. 

18. November 1918 – Rosa Luxemburg will die Konzentration der Macht bei den Räten

Berlin * Rosa Luxemburg fordert die Konzentration der Macht in den Händen der Arbeiter- und

Soldatenräte. 

18. November 1918 – Ebert wird über die geplante Gegenrevolution informiert

Berlin * Ministerialdirektor Walter Simons informiert Reichskanzler Friedrich Ebert über die

Planungen der Obersten Heeresleitung - OHL zur Gegenrevolution. Sie will       fünfzehn gut

disziplinierte Divisionen in Berlin einmarschieren lassen,   die Arbeiter- und Soldatenräte

auflösen,   Friedrich Ebert zum vorläufigen Reichspräsidenten mit diktatorischer Gewalt

proklamieren,   den Reichstag sofort einberufen und   eine provisorische Reichsverfassung

schaffen.      Ebert reagiert zurückhaltend, was von der OHL gedeutet wird, dass er bei einem

Erfolg der Aktion mitmachen, aber nicht die Initiative ergreifen würde. 

19. November 1918 – Die Einstellung der Rüstungsproduktion
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München-Kreuzviertel * Die Frage der Entschädigung für zu entlassende Beschäftigte in der

Rüstungsindustrie wird im Kabinett besprochen.    Das Waffenstillstandsabkommen sieht die

Einstellung der Rüstungsproduktion vor. Doch Munitionsfabriken und Werke für

Metallerzeugnisse bilden in Bayern die während der Kriegszeit aufgebauten Hauptindustrien.

Eine Umstellung auf Friedensproduktion verlangt in den Fabriken neue Maschinen und die

Umschulung der Arbeiter. 

19. November 1918 – Vorauseilende Vorschriften für die Räte

München * Obwohl über die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte erst am 26. November

1918 abschließend beraten werden wird, macht Innenminister Erhard Auer in einem Schreiben

deutlich:    „Den Arbeiterräten steht keinerlei Vollzugsgewalt zu. Die bisherigen Gesetze und

sonstigen Rechtsvorschriften bleiben in Kraft und werden von den gesetzlich berufenen

Behörden, Stellen und Körperschaften vollzogen.     Die Arbeiterräte haben lediglich im

Benehmen mit den zuständigen staatlichen und gemeindlichen Stellen und im Rahmen einer

hierüber getroffenen Vereinbarung für die Aufrechterhaltung der Ruhe und Ordnung zu sorgen

und allenfalls die Durchführung weiterer Aufgaben dieser Stellen zu unterstützen.“ 

19. November 1918 – Der Revolutionäre Arbeiterrat fordert Rechte

München * Der Revolutionäre Arbeiterrat hat ebenfalls einen Entwurf für die Richtlinien für die

Arbeiter- und Bauernräte erarbeitet. Er befasst sich hauptsächlich mit der Arbeit und der Stellung

der Spitzengremien der bayerischen Räte.    Der Zentralarbeiterrat soll gemeinsam mit den

Bauern- und Soldatenräten die revolutionäre Macht darstellen, aber - und das ist abgestimmt mit

Innenminister Erhard Auer - keine Vollziehungsgewalt haben.    Dafür fordert der

Zentralarbeiterrat aber eine dauernde Kontrolle über die Tätigkeit der Minister und der

Ministerien, indem er in jedes Ministerium einen Volkskommissar entsendet. Dieser soll mit

umfassenden Beteiligungs- und Initiativrechten ausgestattet werden. 

20. November 1918 – Kurt Eisners Vorschlag für die Räte-Richtlinie

München * Zwei Tage nach Innenminister Erhard Auer legt auch Ministerpräsident Kurt Eisner

seinen Entwurf für die Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte vor. Im Entwurf des

USPD-Politikers Eisner nehmen die Arbeiterräte - zumindest für eine Übergangszeit - eine

zentrale Position im neugegründeten Staat ein. Gemeinsam mit den Soldaten- und Bauernräten
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sollen sie bis zur endgültige Regelung durch die zu wählende Nationalversammlung die

„revolutionäre Grundlage des neuen Regierungssystems“.  Eisner und die USPD wollen die Räte

und das Parlament als gleichberechtigte Partner in einem demokratischen System. Sie dienen

der politischen Willens- und Bewusstseinsbildung und schaffen die Voraussetzungen für die

Tätigkeit des Parlaments:  „Die Räte sollen die Schulen der Demokratie werden; daraus dann

sollen die Persönlichkeiten emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. […] Die Räte

sind die Grundmauer der Demokratie, die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des

Gebäudes. Aber diese Krone würde genauso zusammen stürzen wie die monarchistischen

Kronen, wenn sie sich nicht stützen auf die Kraft und den Willen jener Arbeiterräte.“   Die

Arbeiterräte sollen „die Massen des Proletariats unmittelbar zur politischen Mitarbeit heranziehen“

und so dazu beitragen, dass „der neue demokratische und sozialistische Geist in Staat und

Gesellschaft so tief Wurzeln fasst, dass die kommenden Wahlen die provisorische Ordnung der

Dinge bestätigen und befestigen werden“.  Im Falle, die Zentralregierung würde den

Revolutionszustand ausrufen, sollten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte umgehend alle

notwendigen Maßnahmen einleiten, die zur Erhaltung und Sicherung der revolutionären

Regierung erforderlich wären.  Der Entwurf Kurt Eisners sieht für die Räte großzügige

Kompetenzzuweisungen vor. Von Kontroll-, Vorschlags-, Beratungs- und Auskunftsrechten bis

hin zur Fragen der Entlassung und Einstellung von Beamten. 

21. November 1918 – Eduard Schmid fordert Reformen im Rathaus

München-Graggenau * Der Mehrheitssozialist Eduard Schmid fordert in der Magistratssitzung im

Münchner Rathaus in einem Antrag       eine Vereinfachung der Stadtverwaltung,   eine

schrittweise Reform, die der neuen politischen Lage angepasst ist,   die sofortige Herstellung der

„notwendigen Fühlung […] mit den zuständigen Stellen des Volksstaates“.   „Die

Kommunalverbände sollen zunächst durch das Wirken des Arbeiter- und Soldatenrates nicht

beeinflusst werden.“ 

21. November 1918 – Keine Vollzugsgewalt für die Räte

München * In einem seiner vielen Briefe und Telegramme an die Behörden und Bezirksämter

schreibt Innenminister Erhard Auer unter dem Betreff: Befugnisse der Soldaten-, Arbeiter- und

Bauernräte folgende Zeilen:    „Den Soldaten-, Arbeiter- und Bauernräten steht keinerlei

Vollzugsgewalt zu. Sie haben daher jeden Eingriff in die staatliche und gemeindliche

Verwaltungstätigkeit zu vermeiden. Der Vollzug der Gesetze und sonstigen Rechtsvorschriften

wird grundsätzlich nach wie vor von den seitherigen Stellen und Behörden wahrgenommen.“ 
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22. November 1918 – Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch durch

Berlin * Der von Mitgliedern des Rats der Volksbeauftragten und des Vollzugsrats gebildete

Ausschuss zur Erarbeitung der Kompetenzabgrenzung zwischen den beiden Gremien legt sein

Ergebnis vor.    Der Rat der Volksbeauftragten setzt seinen Machtanspruch weitgehend durch.

Man vereinbart die Einberufung einer Reichsversammlung von Delegierten der Arbeiter- und

Soldatenräte. 

25. November 1918 – Eisner Die Revolution ist keine Demokratie

Berlin * Kurt Eisner spricht im Berliner Vollzugsrat der Arbeiter- und Soldatenräte:  „Die

Revolution ist keine Demokratie. Sie will sie erst schaffen. Arbeiter- und Soldatenräte müssen

überall die Grundlage der neuen Entwicklung bilden, und die Nationalversammlung kann und darf

erst dann einberufen werden, wenn die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sich so sehr

entwickelt haben, daß alles von dem neuen Geist erfüllt ist, dann darf vielleicht an die

Nationalversammlung gedacht werden, sie wird dann auch schon überflüssig sein, weil wir, die

Arbeiter, Soldaten- und Bauernräte, schon die Nationalversammlung sind.“ 

25. November 1918 – Die Beschlüsse der Ministerpräsidenten-Konferenz

Berlin * Die Ministerpräsidenten-Konferenz in Berlin, auch Reichskonferenz der deutschen

Bundesstaaten genannt, stimmt letztlich nur       der Einberufung der konstituierenden

Nationalversammlung,   der Aufrechterhaltung der Einheit Deutschlands und   der schnellen

Herbeiführung eines Präliminarfriedens [= Vorfrieden oder vorläufiger Frieden] mit großer

Mehrheit zu.     Bis die konstituierende Nationalversammlung zusammen tritt, werden die Arbeiter-

und Soldatenräte als Repräsentanten des Volkswillens angesehen. 

25. November 1918 – Der Stamm der alten Macht muss entwurzelt werden

Nürnberg * Der Chefredakteur der Fränkischen Tagespost, Adolf Braun, er ist ganz bestimmt kein

Revoluzzer, schreibt:    „Der Stamm der alten Macht darf nicht nur gefällt werden, er muss

entwurzelt sein. So ergibt sich die Diktatur des Proletariats nach dem revolutionären Sieg der

Arbeiterklasse als eine Notwendigkeit, so vieles auch gegen die Diktatur vom Standpunkt der

Demokratie aus eingewandt werden kann. Die Diktatur des Proletariats ist nicht Zweck, sie ist

Mittel zur Erhaltung und Sicherung der Revolution.“ 
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26. November 1918 – Die Einstellung der Kriegsproduktion verzögern

Berlin - München * Ein Beauftragter des Berliner Vollzugsrats beim Demobilisierungsamt schreibt

an den Münchner Arbeiter- und Soldatenrat: „Verlangt nicht um jeden Preis die sofortige

Einstellung der Kriegsfabrikation. Ihr macht damit unzählige Kameraden brotlos.“ 

26. November 1918 – Richtlinien für die Tätigkeit der Arbeiter- und Bauernräte

München - Freistaat Bayern * Der Ministerrat beschließt - in Abwesenheit von Kurt Eisner - nach

Abstimmung mit den Vollzugsausschüssen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte.  Die Richtlinien stellen einen Kompromiss

der gegensätzlichen Vorstellungen des bayerischen Ministerpräsidenten vom 20. November und

seines Innenministers Erhard Auer vom 18. November dar. Das bedeutet jedoch, dass

wesentliche Elemente aus beiden Entwürfen ebenso unberücksichtigt bleiben müssen, wie der

Entwurf des Revolutionären Arbeiterrats vom 19. November 1918.  Die Räte erhalten zwar die

von Eisner vorgeschlagene Stellung im Staat, doch werden sie nur mit den Kompetenzen

ausgestattet, die ihnen Auer zugestehen will. Die Räte bilden demnach „bis zur endgültigen

Regelung durch die Nationalversammlung die revolutionäre Grundlage des neuen

Regierungssystems“, dennoch bleibt ihnen im Verhältnis zu den Behörden nur das Recht auf

Auskunft und Gehör. Ein Kontrollrecht wird ihnen ebenso wenig zugestanden wie die

Vollzugsgewalt. Damit haben sich Innenminister Erhard Auer und die Mehrheitssozialdemokraten

mit ihren Vorstellungen im Wesentlichen durchgesetzt.  Die Richtlinie für die Bauernräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Bauernräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt. 

27. November 1918 – Die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann gefordert

München - Berlin * Der Vollzugsausschuss der Münchner Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte fordert die Beseitigung der Reichsregierung Ebert-Scheidemann. 

28. November 1918 – Ministerpräsident Eisner will das alte System abschaffen

München * Gegenüber den Münchner Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten äußerte sich Kurt

Eisner so: „Ich kam nach Berlin als Vertreter Bayerns und sah da zu meiner großen

Überraschung, dass in Berlin die Konter-Revolution nicht droht, sondern dass sie ruhig regiert.
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Die Konter-Revolution regiert in Berlin ganz gemütlich, als ob nichts geschehen wäre. […]   Wir

können nicht mit dem alten System weiterarbeiten. […] Was im Auswärtigen Amt sitzt, ob es nun

alldeutsch ist, oder ob es […] für den Verständigungsfrieden gewirkt hat, das ist ganz gleich,

diese Herren sind Vertreter des alten Systems und in ihren Händen ist noch der gesamte Apparat

der öffentlichen Meinung, der Presse des In- und Auslandes. Der funktioniert noch genauso wie

während des Krieges.“ 

28. November 1918 – Das Bürgertum wird von der politischen Mitbestimmung ausgeschlossen

München * Ministerpräsident Kurt Eisner betont in der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte, dass „die Grundlage der politischen Macht bis zur endgültigen Nationalversammlung

außer in der Regierung in den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten" besteht.  Die anderen

Bevölkerungskreise werden aufgrund ihrer fachlichen und sachlichen Voraussetzungen zwar

gebraucht, aber politische Macht soll ihnen nicht eingeräumt werden. Das bedeutet, dass Eisner

das Bürgertum - bis zur Neuwahl der Nationalversammlung - von der Mitbestimmung in der Politik

ausschließen will. 

28. November 1918 – Die Vorherrschaft Preußens brechen

München * In der Versammlung der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte erklärt Kurt Eisner seine

Einstellung zur Hegemonie [= Vorherrschaft] Preußens, zur Selbstständigkeit der Länder und zum

Föderalismus:  „In Berlin ist das Verbrechen ausgekocht worden, und deshalb der Hass gegen

Berlin, und ich, der ich dringend wünsche, dass die Zersetzung Deutschlands nicht zu einer

endgültigen Auflösung Deutschlands führe, sondern dass dass wir zusammen bleiben, ich bin der

festen Überzeugung, dass zunächst einmal die Einzelstaaten sich ihrer eigenen Haut wehren

müssen, so lange, bis wir wieder zusammen aktionsfähig werden.“ 

29. November 1918 – Von der Verletzung der Abrüstungsbestimmungen

München * Auf der Kabinettssitzung wird über die Verletzung der Abrüstungsbestimmungen des

Waffenstillstandsabkommens beraten. Dabei stellt sich heraus, dass die Stilllegung der

Munitionsindustrie in München 8.000 Arbeiter erwerbslos machen würde.  Es wird nichts

unternommen, die Produktion wird noch bis Mitte Januar 1919 fortgesetzt. Die Räte protestieren

nicht. Für Kurt Eisner ist es ein bedrückendes und moralisches Dilemma, denn es ist nicht nur ein

Verstoß gegen das Waffenstillstandsabkommen, sondern auch eine stillschweigende
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Verleugnung eines Ziels der Revolution. 

30. November 1918 – Die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten wird gegründet

München * Der Kreis um Erich Mühsam gründet die Vereinigung Revolutionärer Internationalisten

- VRI. Sein Ziel ist, die Revolution siegreich zu Ende zu führen - auch gegen den Widerstand des

zu wählenden Parlaments.    Erich Mühsam lehnt zudem die stark zentralistisch geprägten

Positionen des am 11. November 1918 in Berlin ins Leben gerufenen Spartakusbundes strikt ab.

Dennoch gehören viele VRI-Mitglieder zur später gegründeten Kommunistischen Partei

Deutschlands - KPD. In einem Flugblatt fassen sie ihre Ziele zusammen:    „Revolutionäre,

internationalistisch gesinnte, kommunistische Arbeiter und Soldaten! Männer und Frauen!  Nicht

alle Volksgenossen sind mit dem bisherigen Verlauf der Revolution einverstanden. [...] Wir

verlangen die Verwirklichung des Sozialismus als Krönung der gegenwärtigen Volksbewegung.

[…] Wir blicken nicht auf den Weg, sonders aufs Ziel. Das Mittel der Revolution heißt Revolution.

Das ist nicht Mord und Totschlag, sondern Aufbau und Verwirklichung“.    Geschäftsstelle ihrer

neuen Vereinigung wird das Wirtshaus Braunauer Hof in der Frauenstraße. Erich Mühsam

bezeichnet die Stunden hier als die „eigentlich beste Zeit der Revolution“. 

1. Dezember 1918 – Prof. Foerster fürchtet die bayerische Entwicklung

München * Der sich in München aufhaltende bayerischen Gesandte in Bern, Prof. Dr. Friedrich

Wilhelm Foerster, veröffentlicht eine Erklärung mit der Überschrift „Die Unhaltbarkeit der

gegenwärtigen politischen Lage in Bayern“, in der er sich tief enttäuscht über die Entwicklung in

München äußert. Er befürchtet eine Entwicklung zur Vorherrschaft durch die revolutionären Räte. 

  „Dass aber dadurch eine wahrhaft demokratische Vertretung der Interessen und Rechte aller

Klassen noch nicht gesichert wird, ist ohne weiteres klar. Eisner will aber auch solche Gleichheit

der Vertretung gar nicht. […] Er hat jeden Glauben an das Bürgertum verloren. Und darum kämpft

er verzweifelt gegen die Nationalversammlung.“ 

5. Dezember 1918 – Termin für die Landtagswahl auf 12. Januar 1919 festgelegt

München-Kreuzviertel * Im Ministerrat kommt es zu heftigen Diskussionen über die

Terminfestsetzung zur Nationalratswahl. Kurt Eisner sieht in einem frühen Termin keinen Vorteil.

„Die Massen scheuen sich davor und fürchten die Preisgabe der Errungenschaften.“  Dagegen

fordern die MSPD-Minister einen möglichst frühen Wahltermin. Jeder Tag früher stellt für sie
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einen „Gewinn gegenüber dem Zentrum“ dar. Erhard Auer dringt deshalb auf den 12. Januar

1919.  Innenminister Erhard Auer und Justizminister Johannes Timm geben unumwunden ihre

Abneigung gegen die Räte zu und treten für die Umwandlung der Arbeiter- und Bauernräte in

Arbeiter- und Landwirtschaftskammern ein und sprechen den Räten jede politische Funktion ab.

Verkehrsminister Heinrich Ritter von Frauendorfer sieht in den Räten eine „nur notwendige

Begleiterscheinung der Revolution“. Den Soldatenräten gibt man keine Zukunft. 

5. Dezember 1918 – Mehrere Tausend Rüstungsarbeiter verlieren ihren Job

München * In den Rüstungsbetrieben der Bayerischen Geschützwerke in Freimann (Friedrich

Krupp), den Artilleriewerkstätten, den Bayerischen Flugzeugwerken und den

Präzisionswerkstätten Deckel in Sendling werden Arbeitseinstellungen und Entlassungen

durchgeführt. Mehrere Tausend Arbeiter verlieren ihren Job. 

7. Dezember 1918 – BMW muss Arbeiter und Angestellte beurlauben

München-Milbertshofen * Die in Milbertshofen ansässigen Bayerischen Motorenwerke -

BMW müssen wegen Betriebseinstellung 3.000 Arbeiter und 400 Angestellte beurlauben. 

7. Dezember 1918 – Der Arbeiterrat tagt im Deutschen Theater

München * Die konstituierende Sitzung des Münchener Arbeiterrats findet im Deutschen Theater

statt. Das Gremium setzt sich aus über 400 gewählten Arbeiterräten und den rund 50 Mitgliedern

des Revolutionären Arbeiterrates zusammen. Die Mehrheit des Münchener Arbeiterrates besteht

aus Mitgliedern der Mehrheitssozialdemokraten. 

7. Dezember 1918 – Räte: Der Abschaum der Bevölkerung

München - Vatikan * Uditore [= die rechte Hand des Nuntius] Lorenzo Schioppa berichtet an den

Kardinalstaatssekretär Pietro Gasparri: „Der Münchner Arbeiter- und Soldatenrat setzt sich aus

dem Abschaum der Bevölkerung zusammen, aus vielen Nichtbayern aus der Marine, Juden,

Einheimischen, die schon lange gegen Adel und Klerus aufbegehren, und kaum aus Bürgern und

Soldaten, die wirklich an der Front waren“. 
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7. Dezember 1918 – Ein sozialistischer Aufruf im Bayerischen Kurier

München * Die Leser der stark konservativen Zeitung Bayerischer Kurier, die zugleich das Organ

der Bayerischen Volkspartei - BVP darstellt, müssen lesen:    „Brüder!   Die Soldaten und Arbeiter

Münchens haben heute nacht die Zeitungen besetzt. Sie haben der schändlichen Hetzpresse, die

das Volk durch 51 Monate belogen und betrogen hat und eine ungeheuere Blutschuld an diesem

Völkermord trägt, ihr Gift genommen.     Die Übernahme der Zeitungen geschah in größter Ruhe

und Ordnung, und sie erscheinen von nun ab unter unserer Leitung. […] Es lebe die

internationale sozialistische Weltrepublik!     Die revolutionären Internationalisten Bayerns“. 

8. Dezember 1918 – Ultimative Forderungen von Hindenburg

Kassel - Berlin * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg, der Chef der Obersten

Heeresleitung - OHL, fordert in einem Brief an den Reichskanzler Friedrich Ebert ultimativ       die

Stärkung der Macht der Reichsleitung,   die sofortige Einberufung der Nationalversammlung noch

im Dezember,   die Beseitigung der Soldatenräte,   die Ausschaltung der Arbeiterräte sowie   aller

Revolutionsorgane mit Ausnahme der Reichsleitung.   Das Vorgesetztenverhältnis und alle damit

zusammenhängenden Bestimmungen sind „restlos“ wiederherzustellen und die Soldatenräte aus

der Truppe zu entfernen. 

8. Dezember 1918 – Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der OHL

Berlin * Reichskanzler Friedrich Ebert verweigert sich dem Putschvorhaben der Obersten

Heeresleitung - OHL. Mit dem preußischen Kriegsminister Schëuch und dem Vollzugsrat handelt

Ebert die Modalitäten des Truppeneinzugs aus.    Der erzielte Kompromiss läuft den

Putschplänen der Heeresleitung entgegen. Denn es sollen nur Berliner Truppenteile mit

begrenzter Menge an Taschenmunition in der Hauptstadt einziehen. Außerdem sollen sie von

Arbeiterabordnungen eskortiert werden. 

9. Dezember 1918 – Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich erstmalig

München-Kreuzviertel * Die Delegierten der Arbeiterräte Bayerns treffen sich am 9. und 10.

Dezember 1918 erstmalig zu einer zweitägigen Tagung im Gebäude des Bayerischen Landtags.

Sie beratschlagen über       ihre Position zur politischen und wirtschaftlichen Lage Bayerns,     die

Aufgaben der Arbeiterräte-Organisation und   wählen die 50 Vertreter der Arbeiterschaft zum
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provisorischen Nationalrat. 

9. Dezember 1918 – Kurt Eisner erklärt die beabsichtigten Ziele der Januar-Streiks

München * Vor den bayerischen Arbeiterräten erklärt Ministerpräsident Kurt Eisner:   „Wir wollten

die Revolution nicht erst machen in der Zeit des militärischen Zusammenbruchs, sondern im

Gegenteil schon entfesseln, als Deutschland auf der Höhe seiner militärischen Macht stand. […]

Das war der Sinn des Streiks.“ 

9. Dezember 1918 – Die Nationalversammlung ist entbehrlicher als die Arbeiterräte

München * Ministerpräsident Kurt Eisner erklärt auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte: 

„Die Arbeiterräte sollen die Parlamente der körperlichen und geistigen Arbeiter sein, und wenn

man demgegenüber erklärt, dass die Nationalversammlung, der Landtag, diese Arbeiterräte

entbehrlich machen würde, so behaupte ich: Umgekehrt, es wäre noch eher die

Nationalversammlung entbehrlich als die Arbeiterräte.“ 

9. Dezember 1918 – Gustav Landauers positive Bilanz zu den Räteorganisationen

München * Gustav Landauer zieht eine positive Bilanz zur Tätigkeit der Räteorganisationen:     

„Da handelt es sich vor allen Dingen um die Umstellung der Kriegswirtschaft in die

Friedenswirtschaft. Zum Beispiel hat der Zentralarbeiterrat wesentlich dabei mitgewirkt, […]       

dass die Alliiertenwerkstätten sofort in Friedenswerkstätten, in Werkstätten zur Herstellung von

Waggons und Lokomotivteilen umgewandelt werden.    Es ist eine sofortige Einstellung der

Rüstungsbetriebe durchgesetzt worden. Wir haben aber dafür gesorgt und daran mitgearbeitet,

dass eine vierwöchige Kündigungsfrist mit voller Bezahlung der Arbeitslosenunterstützung

inngehalten werden musste.       Wir haben […] mitgearbeitet        an der Versorgung Bayerns mit

Kohle,    an der Verstaatlichung des Lastkraftwagenverkehrs, […]    dass Wagen, Pferde, Vieh,

Gerät aller Art bei uns im Lande bleibt und vor allen Dingen von unseren Produzenten und von

unseren Bauern verwertet wird,    an der Durchführung der 44-Stunden-Woche mit freiem

Samstagnachmittag.“ 

10. Dezember 1918 – Die Räte bilden eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie
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München * Auf der Sitzung der bayerischen Arbeiterräte erklärt Innenminister Erhard Auer, dass

er über 600 Telegramme herausgegeben hat, in denen Beschlüsse von Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräten aufgehoben worden sind.    Die Sitzung ist aufgrund von Protesten gegen die

Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte der Räte aus der Provinz einberufen

worden. Man beschließt eine Kommission zur Überprüfung der Richtlinie. 

12. Dezember 1918 – Räte als Schule der Demokratie

München-Ludwigsvorstadt * In einer Wahlkampfrede im Mathäserbräu bringt Kurt Eisner seine

inzwischen in allen Passagen durchdachte Einstellung zu den Räten zum Ausdruck:  „Die Räte

sollen die Schulen der Demokratie werden, daraus dann sollen die Persönlichkeiten

emporsteigen zu politischer und wirtschaftlicher Arbeit. Das ist der tiefste Sinn des Sozialismus:

Selbstständigkeit der Gesamtheit.   Die ‚Vertreter‘ der ‚Masse‘ - sie mögen noch so tüchtig sein,

noch so nützliche Arbeit leisten, aber das sind schon die Leute, die emporgekommen sind. In den

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten, in der Stadt und auf dem Lande, da kann jeder lernen,

politisch und wirtschaftlich tätig zu sein. Darum, Parteigenossen, stehe und falle ich mit diesem

Gedanken, dass die demokratische Organisation der Massen selbst künftig die Grundlage aller

Entwicklung sein muss. Dort wirkt Idealismus, dort ist freie öffentliche Tätigkeit möglich. Dort gibt

es keine Führer und keine Angeführten, sondern dort lebt die Masse selbst.“ 

13. Dezember 1918 – Der provisorische Nationalrat hält seine zweite Sitzung ab

München-Kreuzviertel * Der sich aus Delegierten der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte zusammensetzende provisorischen Nationalrat hält seine zweite Sitzung im Gebäude

des Bayerischen Landtags in der Prannerstraße ab.   Die Regierung Eisner räumt dem

Provisorischen Nationalrat lediglich eine beratende Funktion ein und verweigert ihm jede

Mitwirkung an der Gesetzgebung.

13. Dezember 1918 – Die Arbeiter- und Soldatenräte als Störfaktor bezeichnet

Berlin * Dem Reichskanzler Friedrich Ebert geht der Einfluss der Arbeiter- und Soldatenräte zu

weit: „So kann es nicht weitergehen, wir blamieren uns vor der Geschichte und der ganzen Welt.

[…] Das Herum- und Hineinregieren der Arbeiter- und Soldatenräte muss aufhören.“    Schon

zuvor wurde von der Regierung heftige Kritik an den als Störfaktor angesehenen Arbeiter- und

Soldatenräten geübt, bei denen sich um „die Organisationen der Unordnung“ handle. 
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14. Dezember 1918 – Der Politische Rat geistiger Arbeiter

München-Kreuzviertel * Der Politische Rat geistiger Arbeiter veranstaltet im Hotel Bayerischer

Hof seine erste öffentliche Versammlung. 

16. Dezember 1918 – In Berlin beginnt der Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte

Berlin * Der Erste Allgemeine Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beginnt im

Preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin. Der Reichsrätekongress dauert bis zum 20. Dezember.

   Pro 200.000 Einwohner wird ein Arbeiterrat, pro 100.000 Soldaten ein Soldatenrat entsandt. Die

SPD-Delegierten haben eine Zweidrittelmehrheit.    Nur zwei von 490 Delegierten sind Frauen.

298 Delegierte sind Mitglieder der MSPD, 101 Delegierte gehören der USPD an. 25 bezeichnen

sich als Demokraten, 26 Soldatenräte und 49 Arbeiterräte machen keine Angaben zu ihrer

politischen Orientierung. 

17. Dezember 1918 – Neue Bestimmungen für die Arbeiterräte

München * Die Regierung erlässt Bestimmungen über Organisation und Befugnisse der

Arbeiterräte. Sie lösen die Vorläufigen Richtlinien für die Arbeiter- und Bauernräte ab. Eine

inhaltliche Verbesserung über die Befugnisse der Räte bringen die Bestimmungen nicht. Es bleibt

bei der Vorrangstellung der Behörden.    Die Bestimmungen für die Arbeiterräte bleibt die

rechtliche Grundlage für die Arbeit der Arbeiterräte, bis der Landtag am 21. Mai 1920 das Gesetz

über die Aufhebung der Arbeiterräte beschließt.     Die Anordnung enthält drei wichtige

Sonderbestimmungen, deren Auswirkungen sich auf den ersten Blick nicht gleich offenbaren.       

Soldatenräte sind von den Arbeiterräten völlig zu trennen. Ihre Bezahlung erfolgt ausschließlich

durch den Militärhaushalt.   Die Bauernräte sind mit den Arbeiterräten zusammenzuschließen.  

Nur Arbeiterräte haben das Recht auf staatliche Bezüge. 

17. Dezember 1918 – Die Räte als Grundlage des Parlaments

München-Kreuzviertel * Auf der Sitzung des provisorischen Nationalrats antwortet

Ministerpräsident Kurt Eisner auf den Liberalen Ludwig Quidde:  „Die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte müssen sich jetzt konsolidieren, sie müssen die Grundlage aller zukünftigen

parlamentarischen Tätigkeit bilden: die Nationalversammlung kann nicht der Anfang sein, sie

kann nur das Ende, das letzte Ergebnis der Tätigkeit der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte
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bilden.“ 

17. Dezember 1918 – Die Volksmarinedivision alarmiert den Räte-Kongress

Berlin * Protestierende Soldaten unter dem Führer der Volksmarinedivision, Heinrich Dorrenbach,

erscheinen im Plenum des Ersten Allgemeinen Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte

Deutschlands und alarmieren die anwesenden Delegierten. Sie fühlen sich durch die

zurückgekehrten Fronttruppen, dem Kriegsministerium und der Stadtkommandantur bedroht.    

Wo die Frontsoldaten auf die Räte treffen, kommt es zu Zusammenstößen. Versuche, die

Soldatenräte zu behindern oder gleich ganz aufzulösen sowie die Embleme der Revolution zu

beseitigen, sind keine Einzelfälle. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär

vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer

Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 
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18. Dezember 1918 – Die Oberste Heeresleitung droht dem Rat der Volksbauftragten

Kassel * Die Oberste Heeresleitung - OHL reagiert scharf auf die vom Kongress der Arbeiter- und

Soldatenräte Deutschlands beschlossenen Hamburger Punkte. Reichskanzler Friedrich Ebert

wird massiv unter Druck gesetzt, weil sie Chaos, Niedergang, Bolschewismus und Wehrlosigkeit

befördern.    Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und Generalquartiermeister Wilhelm

Groener erklären gegenüber dem Rat der Volksbeauftragten ihren Rücktritt, falls die Hamburger

Punkte angenommen und umgesetzt werden.    „Die Verantwortung für alle Folgen würde vor

dem deutschen Volke und der gesamten Welt sowie vor der Geschichte denjenigen zufallen, die

diese Resolution durchsetzen würden.“ 

18. Dezember 1918 – Termin für die Wahlen zur Nationalversammlung festgesetzt

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldaten-Räte Deutschlands in Berlin werden die

Forderungen des Spartakusbundes und dem linken Flügel der Unabhängigen

Sozialdemokratischen Partei Deutschlands - USPD zur Übertragung der gesamten Macht an die

Arbeiter- und Soldaten-Räte abgelehnt.         Die Mehrheit stimmt für den Antrag der MSPD, „bis

zur anderweitigen Regelung durch die Nationalversammlung die gesetzgebende und

vollziehende Gewalt“ dem Rat der Volksbeauftragten [= Regierung Ebert] zu übertragen.     Die

Mehrheit beschließt, die Wahlen zur Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919

festzusetzen. 

19. Dezember 1918 – Abschaffung des Rätesystems und ein Termin für die Wahl

Berlin * Auf dem Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über die Frage

Nationalversammlung oder Rätesystem beraten. Die Mehrheitssozialdemokraten wollen den

Vollzugsrat, das Kontrollorgan des Rats der Volksbeauftragten auflösen. Max Cohen von der

MSPD stellt deshalb den Antrag, künftig auf die Räte zu verzichten. Die USPD setzt sich für den

Weiterbestand ein.    Schlussendlich stimmen die Delegierten mit mit 344 gegen 98 Stimmen       

für die Abschaffung des Rätesystems und   legen den Termin für die Wahl zur

Verfassungsgebenden Nationalversammlung auf den 19. Januar 1919 fest. 

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu
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wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 

19. Dezember 1918 – Hindenburgs offener Ungehorsam

Kassel * Generalfeldmarschall Paul von Hindenburg und die Oberste Heeresleitung - OHL

weigern sich, die vom Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands beschlossenen

Hamburger Punkte anzuerkennen und weisen die Generalkommandos an, ebenso zu verfahren.  

 Das ist offener Ungehorsam. Man will sich keinesfalls der demokratischen Willensbildung

beugen. 

19. Dezember 1918 – Der erste Feierabend im Deutschen Theater

München-Ludwigsvorstadt * Am Abend veranstalten die Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte den

ersten Feierabend im Deutschen Theater. Die Veranstaltung soll der Bevölkerung „die Seele

aufrütteln zu der Erkenntnis, dass wir Menschen sind, die wir in den Kriegsjahren nicht mehr

waren“. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat
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der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

20. Dezember 1918 – Ein tief enttäuschter Arbeiterrat Ernst Toller

Berlin - München * Ernst Toller hat für Südbayern als Delegierter am Berliner Reichsrätekongress

teilgenommen. Tief enttäuscht fährt er nach München zurück:    „Der deutsche Rätekongress

verzichtet freiwillig auf die Macht, das unverhoffte Geschenk der Revolution, die Räte danken ab,

sie überlassen das Schicksal der Republik dem Zufallsergebnis fragwürdiger Wahlen des

unaufgeklärten Volks. […] Die Republik hat sich selbst das Todesurteil gesprochen.“ 

23. Dezember 1918 – Stadtkommandant Otto Wels wird gefangen genommen

Berlin * Eine spontane Demonstration entwickelt sich. Sie zieht zur Kommandantur. Die Matrosen

werden erneut beschossen, dieses Mal aus einem Panzerauto. Ein Toter ist zu beklagen.   

Obwohl den Abgesandten der Volksmarinedivision die Löhnung in der Stadtkommandantur

ausgehängt wird, nehmen sie jetzt den Stadtkommandanten Otto Wels und zwei weitere

Mitarbeiter gefangen und bringen sie in den Marstall. 

23. Dezember 1918 – Missverständnisse ausgeräumt und Lösungen gefunden

Berlin * Als die Truppen des Generalkommandos gegen 22 Uhr eintreffen sind in Verhandlungen

Missverständnisse ausgeräumt und Lösungen gefunden. Auch die Freilassung von Otto Wels und

seinen mitgefangenen Mitarbeitern ist besprochen. Es herrscht Einigkeit. Aber die Truppen des

Generalkommandos wollen den Kampf. 

23. Dezember 1918 – Verhandlungen ohne die USPD-Volksbeauftragten

Berlin * Um 23 Uhr findet in der Reichskanzlei eine Besprechung zwischen dem Kriegsminister

Heinrich Schëuch und den MSPD-Volksbeauftragten Friedrich Ebert, Philipp Scheidemann und

Otto Landsberg statt. Der Koalitionspartner, die USPD-Volksbeauftragten Hugo Haase, Wilhelm
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Dittmann und Emil Barth sind nicht anwesend und werden auch an den weiteren Vorbereitungen

nicht beteiligt.    Immer wieder wird der Kontakt mit der Führung der Volksmarinedivision

hergestellt, ob der Stadtkommandant Otto Wels und seine beiden mitgefangenen Mitarbeiter

inzwischen freigelassen worden sind. 

24. Dezember 1918 – Die Garde-Soldaten werden von der Bevölkerung abgedrängt

Berlin * Um 9:10 Uhr kapitulieren die Verteidiger des Stadtschlosses und des Marstalls. Sie

zeigen die weißen Fahnen. Stadtkommandant Otto Wels wird sofort freigelassen.    Zur

Entwaffnung kommt es nicht mehr, da die Matrosen der Volksmarinedivision während dieser

Feuerpause Unterstützung durch die dem Polizeipräsidenten Emil Eichhorn von der USPD

unterstellte Republikanische Sicherheitswehr erhalten.    Das Gerücht eines gegenrevolutionären

Putsches macht die Runde. In kürzester Zeit ziehen tausende Arbeiter, Frauen und Kinder zum

Stadtschloss. Die Lage dreht sich. Jetzt sind plötzlich die Soldaten der

Garde-Kavallerie-Schützen-Division die Bedrohten. Gefangene Matrosen werden befreit, die

Garde-Soldaten von der Bevölkerung eingeschlossen und abgedrängt.    Reichskanzler Friedrich

Ebert gibt den Befehl zur sofortigen Einstellung der Kämpfe. Die

Garde-Kavallerie-Schützen-Division muss abziehen und in der Universität Schutz suchen.

Begleitet werden sie von der ihnen wenig freundlich gesinnten Bevölkerung. Die Demonstration

ist inzwischen auf 100.000 Menschen angewachsen.    Die Oberste Heeresleitung - OHL und

Generalquartiermeister Wilhelm Groener haben eine fürchterliche Niederlage erlitten und sind

grandios gescheitert. 

5. Januar 1919 – Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird gegründet

München-Hackenviertel * Eine Woche vor der bayerischen Landtagswahl wird im Fürstenfelder

Hof, in der Fürstenfelder Straße 14, die Deutsche Arbeiterpartei - DAP durch den

Werkzeugschlosser Anton Drexler und den Sportjournalisten Karl Harrer sowie 22 weiteren

Anwesenden gegründet.     Die Deutschen Arbeiterpartei - DAP geht aus dem Münchner Freien

Arbeiterausschuss für einen guten Frieden hervor, der am 7. März 1918 ebenfalls von Drexler

gegründet worden war. Als Vorsitzender der neuen Partei wird Anton Drexler gewählt.     Zu den

ersten Mitgliedern der DAP zählen fast ausschließlich Arbeitskollegen Drexlers aus den

Münchner Eisenbahnwerken. Die ersten Parteiversammlungen finden in Hinterzimmern kleiner

Bierlokale statt. Der wenig begeisternde Redner Drexler hält zumeist kaum motivierende Reden,

die oft in der Geräuschkulisse des Lokals untergehen.    Während der Politische

Arbeiterzirkel eindeutig eine Schöpfung der Thule-Gesellschaft ist, soll die Deutsche
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Arbeiterpartei - aus taktischen Erwägungen - als Gründung Anton Drexlers erscheinen.   

Vorbereitet wird die konstituierende Parteiversammlung von einem Dreier-Ausschuss, der sich

aus Harrer, Drexler und Michael Lotter zusammengesetzt. An der eigentlichen Versammlung

nimmt Harrer allerdings nicht teil.     Umgekehrt werden Drexler und Lotter keine Mitglieder der

Thule-Gesellschaft, verkehren aber als ständige Gäste in den Logenräumen im Hotel Vier

Jahreszeiten, wo sie bald auch Personen wie Dietrich Eckart und Gottfried Feder kennenlernen.   

 In den von der Gründungsversammlung angenommenen Richtlinien der Deutschen

Arbeiterpartei heißt es, dass die DAP eine aus „allen geistig und körperlich schaffenden

Volksgenossen zusammengesetzte sozialistische Organisation“ ist. Die Deutsche

Arbeiterpartei will       „die Adelung des deutschen Arbeiters. Die gelernten und ansässigen

Arbeiter haben ein Recht, zum Mittelstand gerechnet zu werden. Zwischen Arbeiter und

Proletarier soll ein scharfer Trennungsstrich gezogen werden. [...]   Das Großkapital ist als Brot-

und Arbeitgeber zu schützen, sofern nicht rücksichtsloseste Ausbeutung des Arbeiters diesem ein

menschenwürdiges Dasein unmöglich macht.    Die DAP sieht in der Sozialisierung des

deutschen Wirtschaftslebens einen Zusammenbruch der deutschen Volkswirtschaft. [...] Darum

darf es nicht Sozialisierung, sondern Gewinnbeteiligung für den deutschen Arbeiter heißen. [...].“  

    Hier zeichnete sich deutlich eine eigentlich mittelständische Orientierung dieser

pseudosozialistischen und antisemitischen Organisation ab.     Die anfallende Parteiarbeit der

zunächst auf München beschränkten winzigen Vereinigung wird im Wesentlichen von dem mit

dem Politischen Arbeiterzirkel nicht identischen Arbeitsausschuss der DAP bewältigt, der in den

Anfängen auch die Führung der Gesamtpartei inne hat und dem im Sommer 1919 neben Anton

Drexler und Karl Harrer weitere vier Personen angehören. Anton Drexler, der Vorsitzende der

Deutschen Arbeiter Partei - DAP, bleibt es bis zum Juni 1921.

10. Januar 1919 – Im Ruhrgebiet beginnt ein Generalstreik

Ruhrgebiet * Im Ruhrgebiet beginnt ein Generalstreik, an dem sich 80.000 Arbeiter, in der

Mehrzahl Bergarbeiter, beteiligen. 

11. Januar 1919 – Eine Neunerkommission zur Sozialisierung wird gebildet

Essen * Der Essener Arbeiter- und Soldatenrat übernimmt die Streikinitiative im Ruhrgebiet und

verkündet, er nimmt die Sozialisierung in die eigenen Hände. Dazu wird eine Neunerkommission,

bestehend aus Vertretern der USPD, SPD und KPD, gebildet. Noch am selben Tag wird das Büro

des Kohlensyndikats und das Gebäude des Bergbaulichen Vereins in Essen besetzt. 
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13. Januar 1919 – Beschlüsse zur Sozialisierung des Kohlebergbaus bekräftigt

Essen * Eine Konferenz aller Arbeiter- und Soldatenräte des rheinisch-westfälischen

Industriegebiets bekräftigen die am Tag zuvor gefassten Beschlüsse zur Sozialisierung des

Kohlebergbaus. 

14. Januar 1919 – Der neue Tagungsort der Reichsregierung ist Weimar

Berlin - Weimar * Um dem Druck der starken linksgerichteten Arbeiterschaft auszuweichen,

drängt Friedrich Ebert bereits im Dezember 1918 auf die Verlagerung der Regierung aus der

Reichshauptstadt. Untersucht werden die vier Standorte Bayreuth, Nürnberg, Jena und Weimar.

An diesem 14. Januar wird das Deutsche Nationaltheater in Weimar als künftiger Tagungsort

bestimmt. 

16. Januar 1919 – Scheidemann zur Ermordung von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

Berlin * Philipp Scheidemann erklärte zum Tod von Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht

folgendes:    „Ich bedauere den Tod der beiden aufrichtig aus gutem Grunde. Sie haben Tag für

Tag das Volk zu den Waffen gerufen und zum gewaltsamen Sturz der Regierung aufgefordert.

Sie haben Spazierfahrten durch Berlin mit Maschinengewehren veranstaltet, die sie uns

wiederholt vor die Reichskanzlei fuhren, sie haben Tag für Tag ihre Anhänger bis zur Siedehitze

aufgepeitscht. Sie haben, nachdem durch ihre Schuld Arbeiter- und Soldatenblut in Strömen

geflossen, uns als Mörder und Bluthunde Tag für Tag in ihren Zeitungen und in ihren

Versammlungen beschimpft. So sind sie selbst Opfer ihrer eigenen blutigen Terrortaktik

geworden.“    Und weiter meint er: „Bei Frau Luxemburg, einer hochbegabten Russin, ist mir der

Fanatismus begreiflich, nicht aber bei Liebknecht, dem Sohn Wilhelm Liebknechts, den wir alle

verehrten und noch verehren. Sein Sohn, der nunmehr tote Karl Liebknecht, hat sich leider

vollkommen in die russisch-terroristische Taktik einspannen lassen.“    Zur Rechtfertigung seiner

Person und seiner Regierung äußert er sich: „Wenn mein wahnsinniger Bruder die Flinte auf mich

anlegt, so kann ich, wenn es [um] mich allein geht, mich erschießen lassen, um sein Blut zu

schonen, aber wenn ich im Begriffe bin, mich in ein brennendes Haus zu stürzen, um Weib und

Kind zu retten, und der wahnsinnige Bruder legt dann auf mich an, dann hilft nichts mehr, dann

muss ich mich gegen ihn zur Wehr setzen, denn dann geht es nicht mehr um mich, sondern um

viele andere.“ 
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16. Januar 1919 – Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern geplant

München-Kreuzviertel * Die Regierung des Volksstaates Bayern plant die Gründung einer

Hochschule für Arbeiter, Soldaten und Bauern. Die Idee geht vermutlich auf Kurt Eisner zurück. 

19. Januar 1919 – Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten erlassen

Berlin * Die Reichsregierung erlässt Ausführungsbestimmungen zu den Hamburger Punkten, die

der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands am 18. Dezember 1918 beschlossen

hatte. Die Bestimmungen gehen an den Beschlüssen des Rätekongresses vollkommen vorbei

und stärken dafür die Interessen der alten Offizierskorps. 

21. Januar 1919 – Diskussion zur wirksamen Weiterführung des Rätesystems

München * In der Plenarsitzung der bayerischen Räte geht es um die wirksame Weiterführung

des Rätesystems. Es werden zwei Richtungen diskutiert:       Entweder treten die Räte an die

Stelle der Beamtenschaft   oder sie bilden eine souveräne gesetzgebende Körperschaft, die über

die Natur der Gesetze zu entscheiden hat. Die Billigung der Gesetze durch den Landtag ist dann

nur noch eine Formalie.      Beide Fälle gehen von der Voraussetzung aus, dass die Räte das

beherrschende Element im Aufbau der Staatsregierung sind. 

21. Januar 1919 – Die USPD erreicht die Ausschreibung von Wahlen in Bremen

Bremen * Da die Bremer Kommunisten sich aus der Regierung - und damit aus der

Verantwortung - zurückziehen wollen, gelingt es der USPD an diesem 21. Januar - mit

Zustimmung des Arbeiter- und Soldatenrates sowie der Kommunisten -, dass Wahlen

ausgeschrieben werden. 

8. Februar 1919 – Der Revolutionäre Arbeiterrat verlangt die Freilassung von Max Levien

München * Eine Abordnung des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;verlangt bei

Justizminister&nbsp;Dr. Edgar Jaffé die Freilassung des am Tag zuvor

verhafteten&nbsp;Kommunistenführers&nbsp;Max Levien.&nbsp;
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13. Februar 1919 – In München wird ein Rätekongress abgehalten

München-Ludwigsvorstadt * Vom 13. bis zum 20. Februar findet im Münchner Deutschen

Theater ein Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte statt.    Ministerpräsident Kurt

Eisner berichtet über den in Bern stattgefundenen Internationalen Sozialistenkongress. Er

beschimpft dabei die Pressevertreter als Pressegesindel, da sie Berichte gefälscht hätten.

Daraufhin verlassen die Anwesenden Pressevertreter den Kongress und stellen die

Berichterstattung ein. Sämtliche Münchner Blätter protestieren in einer Erklärung gegen diese

Behandlung der Presse.    Unabhängig davon wird der Kongress - allerdings ohne Erfolg -

versuchen, die Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern sicherzustellen. 

13. Februar 1919 – Die Räte fordern den Rücktritt Albert Roßhaupters

München-Ludwigsvorstadt * Ein Teil der Teilnehmer des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;sehen in dem Aufruf des Ministers für militärische Angelegenheiten, Albert

Roßhaupter, die wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ zu bewegen, die

Absicht, eine „Weiße Garde“ zu gründen. Sie fordern den Rücktritt des

SPD-Staatsministers.&nbsp;

13. Februar 1919 – Verhandlungen zur Sozialisierung der Bergbaubetriebe

Weimar - Essen * In Weimar beginnen die Verhandlungen zwischen der Regierung und den

Vertretern der Essener Neunerkommission, dem Bezirksbetriebsrat Halle, der Gewerkschaften

und der Arbeitgeber.    Die Regierung weigert sich, den Betriebsräten außer

sozialpolitischen&nbsp;Rechten weitere Funktionen im wirtschaftlichen und politischem Raum

zuzugestehen. Der umfassende Kontrollanspruch der Arbeiterräte wird abgelehnt.&nbsp;

14. Februar 1919 – Die sofortige Wiedereinsetzung des Generalsoldatenrates gefordert

Münster - Weimar * Vertreter der Arbeiter- und Soldatenräte fordern von der Reichsregierung die

sofortige Wiedereinsetzung des Generalsoldatenrates in Münster und drohen ab 18. Februar mit

einem Generalstreik.&nbsp;

15. Februar 1919 – Die Ministerkrise wird für beendet erklärt
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München-Ludwigsvorstadt * Die Ministerkrise, die Albert Roßhaupter durch seinen Aufruf an die

wehrfähigen Männer zum Eintritt in den „Volksheimatschutz“ ausgelöst hat, ist beendet.

Ministerpräsident&nbsp;Kurt Eisner gibt gegenüber dem Kongress der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte&nbsp;eine entsprechende Erklärung ab.&nbsp;

16. Februar 1919 – Kundgebung auf der Theresienwiese fordert Existenz der Räte

München-Theresienwiese * Die von Teilnehmern des Kongresses der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte organisierte und veranstaltete Kundgebung auf der Theresienwiese fordert die

Sicherstellung der Existenz der Räte im künftigen parlamentarischen Bayern.    Ein

Demonstrationszug - unter Beteiligung von Ministerpräsident Kurt Eisner und Felix Fechenbach -

zieht ohne Zwischenfälle von der Theresienwiese über die Innenstadt zur Ludwigstraße und

wieder zurück. 

17. Februar 1919 – 180.000 Streikende im Münsterland

Münster * Noch vor Ablauf des Ultimatums gegenüber der Reichsregierung treten Bergarbeiter in

den Streik. Es beteiligen sich 180.000 Arbeiterinnen und Arbeiter an den

Arbeitskampfmaßnahmen.&nbsp;

17. Februar 1919 – Auch in Mitteldeutschland wird gestreikt

Mitteldeutschland * Im mitteldeutschen Industriegebiet beginnt ein Generalstreik, nachdem das

Wolff‘sche Telegraphenbüro meldete: „Kein Mitglied des Kabinetts denkt daran oder hat je daran

gedacht, das Rätesystem in irgendeiner Form, sei es in der Verfassung, sei es in dem

Verwaltungsapparat, einzugliedern.“&nbsp;

20. Februar 1919 – Kurt Eisners Vorstellungen für eine künftige Regierung

München-Kreuzviertel * Das Kabinett-Eisner beschließt, dass die Regierung ihre Ämter zur

Verfügung stellt, sich aber bereit erklärt, die Geschäfte fortzuführen bis zur Wahl einer neuen

Regierung. Für Kurt Eisner gibt es nur zwei Optionen:    Eine sozialistische Regierung unter

Zuziehung des Bauernbundes, die auf eine starke Minderheit gestützt ist, oder  die gemeinsame

Opposition der beiden sozialistischen Parteien gegen ein rein bürgerliches Kabinett.  Er ist schon
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deshalb gegen eine Koalition mit der klerikalen Bayerischen Volkspartei - BVP, weil sozialistische

Kulturpolitik nur gegen diese Partei zu machen sei.  Den gleichen Standpunkt vertritt er in Bezug

auf die Regierungsbildung in der Nationalversammlung des Reiches.      Er findet für seine

politische Auffassung aber nur wenig Zustimmung.  In Bayern will er seine Opposition auf die

kraftvolle Mitarbeit der Arbeiterräte stützen, deren weitere Wirksamkeit durch die Verfassung

gesichert werden soll. 

20. Februar 1919 – Die Räte als Träger einer Zweiten Revolution

München * Kurt Eisner spricht in seiner Schlussansprache des Rätekongresses hoffnungsvoll von

den Räten als Träger einer Zweiten Revolution: „Sie wird kein Plündern, kein Straßenkampf sein,

sie ist die Sammlung der Massen in Stadt und Land, die ausführt, was die erste Revolution

begonnen hat. […]   Das bayerische Volk hat sich den Landtag zusammengewählt, wie er nun

einmal da ist. Es haben ja auch Kretinenanstalten dazu mitgewirkt! Die Mehrheit, die Bürgerlichen

sollen nun bürgerliche Politik treiben. Wir werden sehen, ob sie regierungsfähig sind. Inzwischen

sollen die Räte ihr Werk tun, die neue Demokratie aufzubauen.“ 

21. Februar 1919 – Die Öffentlichkeit reagiert politisch desorientiert

München * Die Öffentlichkeit, die das feige Attentat auf Kurt Eisner verabscheut, reagiert politisch

desorientiert. Das wirkt sich in einem Zweifel an der Richtigkeit der Wiedereinführung des

Parlamentarismus aus und führt zu einer raschen Wiederbelebung der Tätigkeit der Räte. Oskar

Maria Graf beschreibt in „Wir sind Gefangene“ die Situation:     „Ich sah Zitternde, ich sah

Wutblasse und Blutgierige. Überall wiederholte sich das gleiche Schreien nach Rache. Die

Massen kamen ins Treiben, der Strom floss durch die Stadt. Das war anders, ganz anders als am

7. November. Wenn jetzt einer aufgestanden wäre und hätte gerufen: ‚Schlachtet die Bürger!

Zündet die Stadt an! Vernichtet alles!‘ es würde geschehen sein.       Die tausend kleinen Stürme

hatten sich vereinigt, und ein einziger dumpfer, dunkler, ungewisser Losbruch begann. Ich spürte

es an mir am genauesten: Noch nie war ich so völlig Massentrieb gewesen wie jetzt, noch nie war

ich so eins mit den Tausenden.       Auf die Theresienwiese jagten die Züge. Unter der Bavaria

redeten viele; Toller trug ein Gedicht vor. Die Frauen wurden ergriffen davon, die Männer

schrieen nach Waffen. Dann wurde verkündet, im Zeughaus seien sie. Ein dichter Haufen zog

dahin ab, ich lief mit dem Zug wieder in die Stadt.    Voran marschierten Matrosen und Soldaten

wie zum Sturm. Die roten Fahnen wehten. Die verschlossenen Türen des Deutschen Theaters

wurden eingeschlagen, die Scheiben klirrten, es krachte, und alles peitschte in den Saal. ‚Der

Arbeiter- und Soldatenrat tagt von heut‘ ab in Permanenz!‘ brüllte ein Matrose.“ 
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21. Februar 1919 – Das Attentat auf Erhard Auer (SPD)

München-Kreuzviertel * Als sich der Landtag gegen 11 Uhr wieder versammelt, ergreift Erhard

Auer das Wort zu einer Gedenkrede:     „Damen und Herren!  Der provisorische Ministerpräsident

Kurt Eisner hat soeben durch Mörderhand den Tod gefunden. [...] Die Tat wurde von ruchloser

Hand in feiger Weise verübt [...]. Diese Handlung muss bei jedem anständigen Menschen tiefsten

Abscheu hervorrufen. [...]  Wir beklagen in dem Ermordeten den Führer der Revolution in Bayern

und zugleich den vom reinsten Idealismus und von treuer Sorge für das Proletariat erfüllten

Menschen.    Auf diesem Weg kann und darf nicht fortgefahren werden, wenn nicht vollkommene

Anarchie eintreten soll. Angesichts dieser wahnsinnigen Mordtat, gegen deren Urheber mit

rücksichtsloser Strenge vorgegangen wird, gilt es nunmehr, die Besonnenheit zu wahren und alle

Kräfte zusammenzufassen, um die ungeheuere Aufgabe der nächsten Zeit so zu lösen, wie es

das Interesse des gesamten bayerischen Volkes erfordert.“    Auer hatte seine Rede gerade

beendet, da stürzt ein schnauzbärtiger junger Mann, bekleidet mit einem grauen Mantel und Hut,

durch einen Seiteneingang in den Sitzungssaal, läuft direkt auf Auer zu, tituliert ihn mit „Du

Lump!“, zieht eine Pistole aus seinem Mantel und drückt zweimal ab. Erhard Auer sinkt - in die

Brust getroffen - zu Boden.     Der konservative Abgeordnete Major Paul Ritter von Jahreiß stellt

sich dem fliehenden Attentäter in den Weg und wird durch einen Schuss in den Hals tödlich

getroffen.    Der Täter ist der im Jahr 1887 in Kelheim geborene Metzger Alois Lindner. Er ist

Mitglied in der USPD und im Revolutionären Arbeiterrat. Lindner ist von Auers Schuld an Eisners

Ermordung überzeugt.    Inzwischen betreten weitere Mitglieder des Revolutionären

Arbeiterrats den Saal. Auch sie glauben an Auers Schuld und fordern „Rache für Eisner!“.  Es

kommt zu einer wilden Schießerei, bei der einer der Mitbegründer der Bayerischen Volkspartei -

BVP, Heinrich Osel, ums Leben kommt. In der allgemeinen Panik fliehen die übrigen

Anwesenden.    Auch Lindner gelingt die Flucht. Unterstützt durch Freunde geht er nach Ungarn.

 

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des
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Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die
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zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der

durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die
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Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er

hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 
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21. Februar 1919 – Der Generalstreik in und um Münster wird beendet

Münster * Die Arbeiter- und Soldatenräte brechen den Generalstreik in und um Münster ab. 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 
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22. Februar 1919 – Sofortige Ausrufung einer sozialistischen Räterepublik beschlossen

München * Arnold Wadler bringt im Namen des Revolutionären Arbeiterrats auf einer

Versammlung von Münchner Räten, den Antrag zur „sofortigen Ausrufung der sozialistischen

Räterepublik“. Der Antrag wird - nach einer kontroversen Debatte - einstimmig angenommen. 

23. Februar 1919 – Arbeiter können unter bestimmten Umständen eine Waffe erhalten

München-Theresienwiese * Auf der Theresienwiese versammeln sich gegen 13 Uhr mehrere

Tausend Personen. Hier können freigewerkschaftlich organisierte oder einer sozialistischen

Partei zugehörige Arbeiter eine Waffe erhalten, wenn sie mindestens 20 Jahre alt und an der

Waffe ausgebildet sind. Ob und in welcher Anzahl Waffen ausgegeben wurden, ist unklar.     

Gegen 16 Uhr formiert sich ein Demonstrationszug zur Innenstadt, der sich am

Schiller-Denkmal auflöst. 

23. Februar 1919 – Der Generalstreik wird beendet

München * Der Zentralrat gibt bekannt, dass der Generalstreik sein Ziel erreicht hat. Die Arbeiter

werden aufgefordert, am nächsten Tag [Montag] wieder an ihren Arbeitsstellen zu erscheinen. 

23. Februar 1919 – Ein revolutionärer Arbeiterrat regiert in Bad Aibling

Bad Aibling * Ein revolutionärer Arbeiterrat wird in Bad Aibling zusammengesetzt. 

23. Februar 1919 – Der Bergarbeiterkongress beschließt Generalstreik

Halle * Der Bergarbeiterkongress beschließt in Halle den Generalstreik. 

25. Februar 1919 – Die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien

München * Bereits am ersten Tag fordert Max Levien als Delegierter des Revolutionären

Arbeiterrats       die sofortige Ausrufung der Räterepublik,     die Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zur UdSSR,     die Versendung wahrheitsgetreuer Flugblätter in fremden Sprachen,
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    die Entfernung der Republikanischen Schutztruppe,     die Bildung einer Roten Armee sowie    

die Annullierung der Staatsschulden und Kriegsanleihen.        Unterstützt wird Levien von dem

Matrosen Rudolf Egelhofer, der von der „permanenten Proletarierversammlung“ im

Wagnersaal abgesandt wurde, an der mehr als 5.000 Menschen teilnehmen.      Auch der

Anarchist Erich Mühsam schließt sich dieser Forderung an. Er ist der Überzeugung, dass der

Ausgang des Kongresses der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte von

entscheidender Bedeutung für den künftigen Verlauf der Weltrevolution ist.    In den weiteren

Beratungen kristallisieren sich die unterschiedlichen Standpunkte der Parteien heraus.         Die

SPD-Delegierten sprechen sich gegen eine Räterepublik aus, setzen sich aber - anders als die

Genossen um Erhard Auer - für die Verankerung der Räte in der Verfassung ein.     Die

KPD fordert dagegen die Regierung der Volksbeauftragten und eine Räterepublik. 

25. Februar 1919 – Der Kongress der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte tagt

München-Kreuzviertel * Vor dem schwarz und rot umflorten Bildnis Kurt Eisners und unter teils

chaotischen Verhältnissen tagen die Delegierten der bayerischen Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte bis zum 8. März 1919 im Münchner Landtagsgebäude.      Radikale linke

Gruppierungen, die im Plenum klar in der Minderheit sind, versuchen durch Versammlungen und

Demonstrationen sowie durch massive Störungen von den Tribünenplätzen aus die

Entscheidungen der Delegierten zu beeinflussen.      Am Rätekongress nimmt Johannes

Hoffmann nicht teil, weil er sich gegen eine mögliche Räteregierung stellt. Im Gegenzug lehnt der

Rätekongress Hoffmann als neuen Kultusminister ab. 

27. Februar 1919 – 76 Nicht-delegierte beteiligen sich an Abstimmungen

München * Am Rätekongress wird festgestellt, dass 76 Personen an den Beratungen teilnehmen,

die nicht delegiert sind. Sie werden vom Kongress ausgeschlossen. Man beschließt, am nächsten

Rätekongress die Zahl der Delegierten auf 250 zu begrenzen. 

28. Februar 1919 – Demonstrationszüge zur Befreiung der Inhaftierten

München * Im Wagnersaal und im Mathäserbräu tagen die Unabhängigen

Sozialdemokraten beziehungsweise die Kommunisten, als die Nachrichten über die Verhaftungen

im Landtagsgebäude eintreffen.      Spontan bilden sich Demonstrationszüge zur Befreiung der

Inhaftierten. Von der Türkenkaserne schließt sich ihnen eine Abordnung des Leibregiments an.
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Der inzwischen vereinigte Demonstrationszug bewegt sich zum Landtagsgebäude in der

Prannerstraße, wo die inzwischen befreiten Gefangenen zur Menge sprechen und sich die

Demonstration daraufhin unter Hochrufen auf die Räte auflöst. 

28. Februar 1919 – Verhaftungen aus dem Sitzungssaal heraus

München-Kreuzviertel * Noch vor der Abstimmung werden die Delegierten Max Levien, Erich

Mühsam, Gustav Landauer, Franz Michael Cronauer und Wilhelm Reichart von der SPD-nahen

und von Innenminister Erhard Auer errichteten Republikanischen Schutztruppe aus dem

Sitzungssaal heraus verhaftet.    Ernst Niekisch versucht verzweifelt Herr der Lage zu bleiben und

erreicht, dass die Verhafteten wenige Minuten später wieder freigelassen werden. Die

Verantwortung für die unübersichtliche Situation übernimmt schließlich

der Stadtkommandant Oskar Dürr und der Polizeipräsident Josef Staimer. 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung
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verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – 304 Delegierte stimmen namentlich ab

München * Bei der namentlichen Abstimmung am Rätekongress nehmen 304 Delegierte teil. Da

sind die 76 Nichtberechtigten vom Vortag bereits ausgeschossen. 

28. Februar 1919 – Der Zentralrat äußert sich zum Eisner-Attentat

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint eine

Proklamation, in der der Zentralrat über die Vorkommnisse nach dem Attentat schreibt:  „Der

Schuss, der Kurt Eisner tötete und mit ihm die Revolution vernichten sollte, [musste] das Signal

zur Sicherung und Fortführung von Eisners Werk sein. Die Arbeiterschaft aller Richtungen war

geschlossen, die gesamte Garnison Münchens stellte sich ihr zur Seite“.Doch das ist reines

Wunschdenken. 

28. Februar 1919 – Der Antrag auf Ausrufung einer Räterepublik wird abgelehnt

München * Nun kann abgestimmt werden. Erich Mühsams Antrag auf Ausrufung einer

Räterepublik wird mit 234 zu 70 Stimmen abgelehnt. Dafür einigen sich die Rätevertreter auf den

vorgelegten Kompromissantrag. 

1. März 1919 – Eine von Martin Segitz (SPD) geführte Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Nachdem am Tag zuvor beschlossen worden ist, dass die Einberufung

des Landtags auf unbestimmte Zeit verschoben wird, bestimmt der Rätekongress am Nachmittag

des 1. März die neuen Minister.         Der gemäßigte [!] Mehrheitssozialdemokrat Martin Segitz

wird Ministerpräsident und leitet zudem noch das Außen- und Innenministerium,    Ernst Niekisch

[SPD] ist zuständig für Unterricht und Kultus,     Fritz Endres [SPD] für Justiz,     Richard Scheid

[SPD] für militärische Angelegenheiten,   Joseph Simon [USPD] für Handel, Gewerbe und

Industrie,   Edgar Jaffé [USPD] für Finanzen,     Hans Unterleitner [USPD] für soziale

Angelegenheiten und   Theodor Dirr [BBB] für Land- und Forstwirtschaft.     Der parteilose
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Heinrich von Frauendorfer übernimmt das Verkehrsministerium.        Nun müssen nur noch die

betroffenen politischen Parteien ihren Mitgliedern die Annahme des Ministeramtes gestatten. 

1. März 1919 – Der Rätekongress wählt einen Aktionsausschuss

München-Kreuzviertel - München-Theresienwiese * Der Rätekongress wählt einen

Aktionsausschuss. Noch während der Sitzung kommt es auf der Theresienwiese zu einer

Demonstration gegen die Verhaftungen vom Vortag und für die Proklamation der

Räterepublik. Die daraufhin aufmarschierende Republikanische Schutztruppe schießt wahllos in

die Menge, tötet drei Menschen und verletzt neun schwer.    Die Nachricht wird im

Rätekongress mit einer Mischung aus Erleichterung und Abscheu aufgenommen. Die

Radikalen sehen darin den völligen „Bankrott der Sozialdemokratie“. Für sie erklärte der

Anarchist Gustav Landauer: „In der ganzen Naturgeschichte kenne ich kein ekelhafteres

Lebewesen als die Sozialdemokratische Partei.“  

1. März 1919 – Die Münchner Garnison stellte sich hinter den Stadtkommandanten Dürr

München * Sämtliche Münchner Truppenteile sprechen in einer Entschließung dem

Stadtkommandanten Oskar Dürr, dem die  Abteilung der Republikanischen

Schutztruppe untersteht, die auf der Theresienwiese das Blutbad mit drei Toten hinterlassen hat,

das Vertrauen aus. Sie fordern       die sofortige Einsetzung eines rein sozialistischen

Ministeriums unter Ausschaltung der Kommunisten und Spartakisten,     die Bewaffnung der

Arbeiterschaft und     eine Vernünftige Pressezensur, die jede Partei zu Wort kommen lässt. 

1. März 1919 – Flugblätter flattern über München vom Himmel

München * Flugzeuge werfen über München Flugblätter ab. Die von Ernst Schneppenhorst und

Hermann Ewinger für das Kommando des III. Armeekorps unterzeichneten Aufrufe fordern im

Namen der Arbeiter und Soldaten von Amberg, Bayreuth, Sulzbach, Regensburg, Straubing,

Erlangen, Ingolstadt, Grafenwöhr, Nürnberg und Fürth auf, sich gegen eine Diktatur der

Kommunisten und Dr. Max Levien zu wenden. 

3. März 1919 – Die Kasernenräte kritisieren die Ausgabe der Waffen an die Arbeiter
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München * Die Kasernenräte kritisieren in einem öffentlichen Aufruf die Ausgabe der Waffen an

freigewerkschaftlich organisierte und sozialistischen Parteien angehörenden Arbeitern, weil dabei

Spartakisten bevorzugt worden sein sollen. 

3. März 1919 – Den Generalstreik zum bewaffneten Aufstand ausgeweitet

Berlin * Enttäuscht über die politische Entwicklung der Revolution von 1918/19, weiten Anhänger

der Kommunistischen Partei Deutschlands - KPD einen Generalstreik zu einem bewaffneten

Aufstand aus. Ihre Ziele sind dieselben wie beim Spartakusaufstand im Januar 1919:       Sturz

der Reichsregierung,   Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte und   Errichtung einer

Räterepublik nach sowjetrussischem Vorbild.      Zentrum der bürgerkriegsartigen Kämpfe ist die

Innenstadt mit dem Berliner Polizeipräsidium am Alexanderplatz sowie Lichtenberg. 

3. März 1919 – Eine militante Rhetorik

Berlin * Anders als die Streikführer der USPD und der SPD, die die Arbeiter zum friedlichen und

gewaltfreien Protest aufriefen, sind die Aufrufe der KPD und des Parteiorgans Rote Fahne von

militanter Rhetorik geprägt. Die Rote Fahne ist davon überzeugt, dass Blut vergossen werden

muss.    „Auf zum Kampfe! Auf zum Generalstreik! Nieder mit Ebert-Scheidemann-Noske, den

Mördern, den Verrätern! Nieder mit der Nationalversammlung! Alle Macht den Arbeiterräten!“ 

3. März 1919 – Generalstreik in Groß-Berlin beschlossen

Berlin * Die Vollversammlung der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte beschließt - bei

Enthaltung der sozialdemokratischen Delegierten - einen Generalstreik. Die Streikziele sind rein

politische. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter- und Soldatenräte,   die sofortige

Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen Kommandogewalt,   die Freilassung aller

politischen Gefangenen,   die sofortige Bildung einer revolutionären Arbeiterwehr,   die sofortige

Auflösung aller Freikorps,   die Aufnahme politischer und wirtschaftlicher Beziehungen zu

Sowjetrussland sowie   umfassende Kompetenzen für Arbeiter- und Soldatenräte auf

wirtschaftlichem Gebiet. 

5. März 1919 – Der erste politische Aschermittwoch
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Vilshofen * Der Bayerische Bauernbund - BBB lädt Mittags zu einer Volksversammlung, dem

ersten Politischen Aschermittwoch, ein, nachdem am Vormittag eine

Vertrauensmännerversammlung abgehalten worden war.    Der Bayerische Bauernbund ist im

Bayerischen Landtag mit Abgeordneten vertreten. In der anstehenden Auseinandersetzung

zwischen dem Parlament und dem Zentralrat der Republik Bayern hat sich der BBB für die

Verwirklichung eines Rätesystems ausgesprochen. Als Redner treten auf:       Der

Landtagsabgeordnete Joseph Klarhauser und   der Delegierte des Arbeiter- und

Bauernrats Leitner. 

7. März 1919 – Amerika will die Münchner Bevölkerung mit Lebensmittel versorgen

München * Ein Mitglied einer amerikanischen Lebensmittelkommission besichtigt gemeinsam mit

Ernst Toller Proletarierwohnungen. Toller berichtet dem Arbeiter-, Soldaten- und Bauernrat, dass

Amerika alles unternehmen werde, um die Münchner Bevölkerung mit Fleisch, Milch, Mehl, Reis,

Butter, Gummi usw. zu versorgen. 

7. März 1919 – Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert

München * Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert. Er besteht aus 35 Mitgliedern, zwei mehr

als ursprünglich vorgesehen.     Danach wählt der Aktionsausschuss aus seiner Mitte

den Zentralrat. Den Vorstand des Zentralrats bilden:       Ernst Niekisch [Vorsitzender,

Arbeiterrat],   Anton Hofmann [stellvertretender Vorsitzender, Bauernrat],   Fritz Soldmann

[Schriftführer, Arbeiterrat],   Johann Panzer [stellvertretender Schriftführer, Soldatenrat].     

Dem Zentralrat gehört kein Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats an. 

7. März 1919 – Der Berliner Generalstreik endet um 19 Uhr

Berlin * Die Sozialdemokraten beantragen in der Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats die

sofortige Beendigung des Generalstreiks. Auch die Gewerkschaftskommission empfiehlt den

Abbruch des Streiks.    Die Vollversammlung des Berliner Arbeiterrats beschließt - mit den

Stimmen der USPD-Vertreter - den Generalstreik um 19 Uhr zu beenden. Das Ende des Streiks

bedeutet aber nicht das Ende der Gewalt. 
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8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei

Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz

Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 

10. März 1919 – Bedauerliche Übergriffe der Räte

München * Auf einer Besprechung des Zentralrats mit den Vertretern der Exekutivorgane der

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sowie sämtlicher Ministerien wird widerspruchslos

festgestellt, dass die Räte „die Grenzen ihrer Zuständigkeiten nicht selten überschreiten und in

manchen Fällen sogar zu recht bedauerlichen Übergriffen sich hinreißen“ lassen würden.&nbsp;

11. März 1919 – Hinweise für die Räte

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat gibt ein Schreiben an die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte heraus, in dem diese aufgefordert werden, Hausdurchsuchungen und

Beschlagnahmungen von Lebensmitteln nur mit Hinzuziehung der Polizeibehörden

durchzuführen.    Beamtenabsetzungen durch örtliche Räte sind nicht erlaubt. Es müsse erst ein

Antrag auf Entlassung an den Zentralrat gerichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass

„Missgriffe der Räte […] die schlimmsten Feinde des Rätegedankens“ sind. 

18. März 1919 – Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben

München-Kreuzviertel * Die neue bayerische Regierung wird bekannt gegeben:      

Ministerpräsident Johannes Hoffmann [SPD] übernimmt das Ministerium des

Äußeren&nbsp;sowie das Ministerium für Unterricht und Kultus,   Fritz Endres [SPD] wird

Justizminister,   Martin Segitz [SPD] übernimmt das Ministerium des Inneren,   Staatsrat von

Merkel übernimmt in Vertretung das Finanzministerium,   Heinrich Ritter von Frauendorfer

[Parteilos] leitet das Verkehrsministerium,   Hans Unterleitner [USPD] steht an der Spitze des

Ministeriums für Soziale Fürsorge,   Josef Simon [USPD] übernimmt das Ministerium für Handel

und Gewerbe,   Martin Steiner [Bayerischer Bauernbund] führt das
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Landwirtschaftsministerium&nbsp;und   Ernst Schneppenhorst [SPD]&nbsp;wird Minister für

militärische Angelegenheiten.      Dem neuen Ministerrat werden besondere Vollmachten

übertragen. Nach der Regierungserklärung des neu gewählten Ministerpräsidenten vertagt sich

der Landtag wieder.&nbsp;    Ministerpräsident Johannes Hoffmann stellt in seiner

Regierungserklärung fest, dass für ihn nur ein uneingeschränkter Parlamentarismus als

Regierungsform in Frage kommt. Die Soldatenräte werden bald verschwinden, die Arbeiterräte zu

Arbeiterkammern umgewandelt werden. Den Räten sollen allenfalls wirtschaftliche, keinesfalls

aber politische Bedeutung zukommen. Hoffmann erteilt jeglichen bayerischen

Partikularismus-Gedanken eine klare Absage: Denn:&nbsp;Bayern steht fest zum Reich.    Die

Koalitionsregierung wird schon deshalb von Anfang an von der revolutionären Arbeiterschaft

abgelehnt und kann auch im weiteren Verlauf kein Vertrauen gewinnen, weil sie sich gegen

Zugeständnisse in der Rätefrage sperrt und von ihr auch keine ernsthafte Sozialsierungspolitik zu

erwarten ist.&nbsp;

19. März 1919 – Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung zusammen

München-Kreuzviertel *&nbsp;Die neu ernannten Minister kommen zu ihrer ersten Sitzung

zusammen. Bei der ersten Sitzung des Ministerrats nehmen nach der am 8. März vom

Rätekongress beschlossenen Vereinbarung je ein Mitglied der Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte mit beratender Stimme teil.&nbsp;

22. März 1919 – Diskussion um die Installation von Betriebsräten

Weimar * Auf der erste Parteikonferenz der SPD nach dem Krieg kommt es zu kontroversen

Diskussionen in der Frage der Installation von Betriebsräten.    Carl Legien, der Vorsitzende der

Generalkommission der freien Gewerkschaften, warnt davor, den Arbeiterräten das Recht der

Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen zuzugestehen. Denn „dann haben die

Gewerkschaften keine Existenzberechtigung mehr“. 

23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich

geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu
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schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und

selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;

24. März 1919 – Witten: Elf Tote bei Zusammenstößen von Demonstranten und Polizei

Witten * Im rheinisch-westfälischen Witten kommt es am 24. und 25. März zu schweren

Zusammenstößen zwischen demonstrierenden Arbeitern und der Polizei. Das Ergebnis sind elf

Tote und viele Verwundete. Die Unruhen lösen eine neue große Streikwelle in der Region aus. 

25. März 1919 – Die Idee der Sozialistischen Räterepublik wieder populär

München * Unter der großstädtischen Arbeiterschaft wird die Idee der Sozialistischen

Räterepublik&nbsp;wieder enorm populär. Man sieht in ihr das Allheilmittel gegen die unerträglich

scheinenden wirtschaftlichen und politischen Schwierigkeiten.

30. März 1919 – Essen: Unbefristeten Generalstreik beschlossen

Essen * Die Schachtdelegiertenkonferenz beschließt in Essen einen unbefristeten Generalstreik.

Die Forderungen sind ebenfalls politisch motiviert. Es geht um       die Anerkennung der Arbeiter-

und Soldatenräte,   die sofortige Durchführung der Hamburger Punkte zur militärischen

Kommandogewalt,   die Einführung der Sechs-Stunden-Schicht und   die Entwaffnung der Polizei

im Industriegebiet und ganz Deutschland.&nbsp;

1. April 1919 – 160.000 Arbeiter streiken im Ruhrgebiet

Ruhrgebiet * 160.000 Arbeiter befinden sich im Ruhrgebiet im Streik. 

1. April 1919 – Die wöchentliche Fleischration wird herabgesetzt
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München * Die bayerische Landeshauptstadt liegt unter einer Schneedecke von 40 Zentimetern.  

    Die Arbeitslosenquote liegt konstant bei über 30.000,   die Kohlenvorräte sind aufgebraucht,  

die Energiezufuhr stockt,   der Preis für einen Trambahn-Fahrschein wird von 15 auf 20 Pfennige

erhöht,   die Versorgung der Bevölkerung mit Fleisch ist nicht mehr gewährleistet, weil sich immer

mehr Bauern weigern, in die von Unruhe erfüllte Stadt zu fahren.   Die wöchentliche Fleischration

wird von 300 Gramm auf 250 Gramm herabgesetzt. Schwerstarbeiter erhalten auch weiterhin

eine Zulage von 120 Gramm Wurst.   Was blüht ist der Schwarzmarkt. Die Waren gibt‘s dort im

Überfluss, aber halt zu entsprechend hohen Preisen.      Der neu ernannte Staatskommissar für

Ernährungswesen, Johann Wutzelhofer vom Bayerischen Bauernbund- BBB, stellt sein

Programm vor.&nbsp;

4. April 1919 – Die Kommunisten lehnen die Räterepublik ab

München * In einer Vertreterversammlung der&nbsp;Arbeiter-, Angestellten- und

Beamten-Ausschüsse&nbsp;fordert Gustav Klingelhöfer die&nbsp;Proklamation der Räterepublik.

   Eugen Leviné und Max Levien sprechen sich als Führer der kommunistischen Partei gegen

die&nbsp;Räterepublik&nbsp;aus, obwohl sie diese bisher lautstark propagiert haben.&nbsp;

4. April 1919 – Die Kasernenräte unterstützen den Zentralrat

München * Die Münchner Kasernenräte stellen sich voll hinter den Zentralrat. Sie beschließen

einstimmig:       Beim Zusammentritt des Landtags keine Bereitschaften zu stellen und

Schutzmaßnahmen zu treffen.   Bei einem Generalstreik liegen die Sympathien der Garnison bei

den Arbeitern. „Die Garnison bleibt neutral“.&nbsp;

4. April 1919 – Generalstreik in Augsburg ausgerufen

Augsburg - München * In Augsburg rufen Arbeiterräte einen Generalstreik aus.&nbsp;Eine

Delegation der Augsburger Räte erscheint am Abend im Ministerrat und trägt ihre Forderung

nach Ausrufung einer Räterepublik vor. Die SPD-Minister lehnen eine Räterepublik nicht

kategorisch ab, wollen aber in Abwesenheit des Ministerpräsidenten Johannes Hoffmann keine

Entscheidung treffen.&nbsp;
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6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik
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folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

6. April 1919 – Die Fürther wollen eine Räteregieung und eine Rote Armee

Fürth * In Fürth erklärt der Arbeiter- und Soldatenrat und in der Nacht zum 7. April, dass er „sowie

die gesamte Garnison […] auf dem Boden der Räteregierung“ steht.&nbsp;Die Fürther fordern:

„Die Bildung einer roten Armee solle aus revolutionär sozialistischen Arbeitern sofort

vorgenommen werden“.&nbsp;

7. April 1919 – Die Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als Kompromiss

München * Die KPD-Zeitung Münchner Rote Fahne bezeichnet die Räterepublik als

Kompromiss.&nbsp;Unter dem Titel „Arbeiter! Folgt nur den Parolen der kommunistischen Partei!“

protestiert die Zeitung, dass „durch die Proklamierung einer Scheinräterepublik der Gedanke des

Rätesystems verwässert oder erwürgt wird“.    Die „Abhängigen“ und die „Unabhängigen“, SPD

und USPD, sind nicht befugt und geeignet, „an Stelle des gesamten Proletariats die Räterepublik

zu verkünden“. Sie fordert dagegen die Errichtung einer kommunistischen Räterepublik, da nur

sie „die Arbeiterschaft aus aller Not und allem Elend befreien kann“.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit
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Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die

Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;

7. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat proklamiert die Räterepublik

München * In Zeitungen und auf Flugblättern proklamiert der Revolutionäre Zentralrat die

Räterepublik.&nbsp;Der Landtag wird als „aufgelöst“ erklärt. Das von ihm eingesetzte Ministerium

sei zurückgetreten. (Was nicht stimmt.)&nbsp;Außerdem wird erklärt, dass die gesamte

öffentliche Gewalt und die Kontrolle der Verwaltungen durch die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte übernommen wird.&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;

8. April 1919 – Beschlagnahme und Rationierung der Wohnräume angeordnet

München * Um der seit Kriegsende immer schlimmer werdenden Wohnungsnot zu begegnen

entschließt sich der Zentralrat unter Federführung von Dr. Arnold Wadler, dem Volkskommissar

für das Wohnungswesen, zu drastischen Maßnahmen. Er ordnet die Beschlagnahme und

Rationierung der Wohnräume in ganz Bayern an.       Alle freistehenden Wohnungen in ganz

Bayern, darunter auch Schlösser von Adeligen, werden beschlagnahmt und an
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Wohnungssuchende vermietet.   Der Wohnraum wird rationiert. Das bedeutet, dass

Einzelpersonen nur ein Zimmer und eine Küche zusteht; Familien können einen

Gemeinschaftsraum, eine Küche und für je zwei Kinder einen Schlafraum beanspruchen.   Jedes

freie Zimmer muss der Gemeinde oder den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten gemeldet

werden. Werden Verwandte oder Freunde in überzählige Räume einquartiert, so muss das

innerhalb von zwei Wochen geschehen. Nach dieser Frist werden die Räume durch die

Gemeinde belegt. Kinderreiche werden gegenüber Kinderlosen bevorzugt, Verheiratete

gegenüber Ledigen.   Kann sich der Vermieter mit dem Mieter über den Mietpreis nicht einigen,

so legt die Gemeinde die Miete fest.   Eine private Wohnraumvermittlung ist ebenso streng

verboten wie eine kommerzielle.   Ein Verstoß gegen die Verordnung kann mit einer Geldstrafe

von bis zu 100.000 Mark und einem Jahr Gefängnis geahndet werden.&nbsp;

8. April 1919 – Die Bewaffnung des Proletariats beginnt

München * Die Arbeiter des&nbsp;Maffei-Werkes&nbsp;werden bewaffnet. Damit beginnt die

vom&nbsp;Provisorischen Revolutionären Zentralrat&nbsp;angeordnete&nbsp;Bewaffnung des

Proletariats. &nbsp;

8. April 1919 – Verweigerung der Telefonate

München * Dr. Franz Lipp, der Volksbeauftragte für Äußeres, weigert sich strikt, Telefonate

anzunehmen. Seinem Mitarbeiterstab erklärt er dies so:  „Da die Verleumder meines Vorgängers

Kurt Eisner sich regelmäßig auf Hörfehler und Missverständnisse durch das Telefon

herausgelogen haben, so gebe ich bekannt, dass ich dem Tefefonruf nach meiner Person bei der

Verantwortlichkeit meines Amtes grundsätzlich keine Folge leiste.“ 

9. April 1919 – Erich Mühsam übernimmt kein Amt für die Räterepublik

München * Erich Mühsam teilt in einem öffentlichen Aufruf mit, dass er so lange kein öffentliches

Amt für die Räterepublik übernehmen wird, bis die Einigung der Arbeiterschaft, symbolisiert durch

die Mitarbeit der Kommunisten, Wirklichkeit geworden ist.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier
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München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

9. April 1919 – Linke Kritik an der Räteregierung

München * In der Münchner Roten Fahne erscheint ein Artikel von Eugen Leviné, in dem er die

Politik der Räteregierung scharf angreift:    „Alles wie sonst. In den Betrieben schuften und fronen

die Proletarier nach wie vor zugunsten des Kapitals. In den Ämtern sitzen nach wie vor die [...]

kgl. Wittelsbacher Beamten. An den Straßen die alten Hüter der kapitalistischen

Wirtschaftsordnung mit dem Schutzmannssäbel.     Kein bewaffneter Arbeiter zu erblicken. Keine

roten Fahnen. Keine proletarische Besetzung in den Machtpositionen der Bourgeoisie. Noch

liegen die Kapitale in den Safes der Banken. Noch klappern die Kuponscheren der

Kriegsgewinnler und Dividendenjäger. Noch üben in den Gerichten die königlichen

Landgerichtsräte Klassenjustiz. Alles wie sonst. Noch rattern die Rotationsmaschinen der

kapitalistischen Presse und speien ihr Gift und ihre Galle, ihre Lügen und ihre Verdrehungen in

die nach revolutionären Kampfworten begierige Menge. Alles wie sonst.     Nur an den Straßen

von Wind und Regen zerfetzte Plakate: ‚Nationalfeiertag!‘ steht darauf! Nationalfeiertag! Nicht

proletarischer Feiertag. Nicht internationaler Feiertag. Von der Nation sprechen sie, der einigen

Nation der Arbeiter und Kapitalisten. [...] Sie sitzen zusammen im Wittelsbacher Palais und

dichten Dekrete. [...]     Räterepublik ohne Räte. Proletarische Diktatur ohne Proletariat.

Volksbeauftragte ohne Auftrag des arbeitenden Volkes. Ein Projekt der Roten Armee ohne

Beihilfe des Proletariats, Sozialisierungsprojekte ohne wirkliches Eingreifen der Macht.

Angebliche Siege ohne Kämpfe. Revolutionäre Phrasen ohne revolutionären Inhalt, revolutionäre

Worte ohne revolutionäre Taten.“&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  
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Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

11. April 1919 – Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung werden geschmiedet

Bamberg * Der Kommandant der Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz, arbeitet

gemeinsam mit Ministerpräsident Johannes Hoffmann und dem Minister für militärische

Angelegenheiten, Ernst Schneppenhorst, Pläne für einen Putsch gegen die Räteregierung aus.

Dieser soll - so die Absprache - in der Nacht vom 15. zum 16. April erfolgen.       Ministerpräsident

Hoffmann zögert noch, da er nicht mit Waffengewalt gegen Münchner Arbeiter und Sozialisten

vorgehen möchte.&nbsp;   Militärminister Ernst Schneppenhorst möchte einen „klinischen Putsch“

durchführen. Darunter versteht er den Sturz der Regierung durch eine militärische

Überrumpelung ohne großes Blutvergießen.&nbsp;

11. April 1919 – Die bürgerlichen Pressehäuser werden sozialisiert

München * Die Pressehäuser der bürgerlichen Presse werden sozialisiert und die

Zeitungsbesitzer enteignet. Die Betriebe gehen in die Hände der Arbeiter über.       Die Zeitungen

werden auch weiterhin von den Redaktionen gemacht. Ihnen wird allerdings ein Aufpasser zur

Seite gestellt. Redakteure, die ihre Entlassung einreichen, erhalten eine Lohnfortzahlung für

sechs Monate.&nbsp;   In leitender Funktion arbeitet bei der Zensurbehörde der Schriftsteller Ret

Marut, der später unter seinem Pseudonym B. Traven bekannt wird.&nbsp;

12. April 1919 – Die Räteregierung in Fürth wird abgesetzt

Fürth * Nach lediglich fünf Tagen wird die Räteregierung in Fürth durch Abstimmungen im

Arbeiterrat und bei einer Garnisonsversammlung für abgesetzt erklärt.&nbsp;

13. April 1919 – Soldaten und demonstrierende Arbeiterschaft erklären sich solidarisch

München-Theresienwiese * Auf Massenversammlungen am Vormittag auf der Theresienwiese

haben sich bereits Teile des 1. und 2. Infanterie-Leibregiments mit der demonstrierenden

Arbeiterschaft solidarisch erklärt.&nbsp;
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13. April 1919 – Kommunisten besetzen das Waffendepot in der Ausstellungshalle

München-Ludwigsvorstadt * Kommunistische Arbeiter und Soldaten besetzen das Waffendepot in

der Ausstellungshalle auf der Theresienhöhe.&nbsp;

13. April 1919 – Bewaffnete Arbeitermilizien rücken zum Hauptbahnhof vor

München-Maxvorstadt * Mit Maschinengewehre bewaffnete Arbeitermilizien unter der Führung

des kommunistischen Matrosen Rudolf Egelhofer und des anarchistischen Schriftstellers Josef

Sontheimer rücken am Nachmittag zum Hauptbahnhof vor.    Eine aus drei Personen bestehende

Abordnung wird gebildet, die mit dem Chef der Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz,

verhandeln sollen.    Der Bahnhofskommandant Emil Aschenbrenner lässt die Abgesandten

festnehmen und umgehend erschießen.&nbsp;Spätestens in diesem Moment ist eine friedliche

Lösung ausgeschlossen.&nbsp;

13. April 1919 – Das Luitpold-Gymnasium als Putschisten-Versteck

München-Isarvorstadt * Ein weiterer Teil der Putschisten versteckt sich im Luitpold-Gymnasium

an der Müllerstraße. Sie werden von bewaffneten Arbeitern unter der Leitung von Ernst Toller

zum aufgeben gezwungen.&nbsp;

14. April 1919 – Die Münchner Bürger müssen ihre Waffen abgeben

München * Die Münchner Bürger müssen innerhalb von 12 Stunden jede Art von Waffen bei

der&nbsp;Stadtkommandantur&nbsp;abgeben.&nbsp;Im Weigerungsfall wird mit Erschießung

gedroht.&nbsp;    Andererseits werden die Arbeiter von den neuen Machthabern

bewaffnet.&nbsp;Die Bewaffnung erfolgt in den Betrieben.&nbsp;Die Arbeiter müssen die Waffen

immer bei sich tragen.

15. April 1919 – Truppen der Bamberger Regierung rücken in Dachau ein

Dachau * Als die Truppen der bayerischen Exil-Regierung in Dachau einrücken, wird der

amtierende Arbeiter- und Bauernrat beim zuständigen Major vorstellig und fordert diesen zum

Abzug vom Schlossberg auf, da Dachau sonst beschossen werden könnte.&nbsp;Der Major
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kommt der Aufforderung umgehend nach.&nbsp;

15. April 1919 – Ernst Toller wird Heerführer

München - Karlsfeld * Auch Ernst Toller begibt sich zur Front. In einem Karlsfelder Wirtshaus

haben sich Vertrauensleute der Münchner Arbeiter versammelt. Toller schreibt:    „‚Der Toller soll

die Führung übernehmen!‘ ruft einer. […] Ich sträube mich und versuche zu erklären, dass ein

Heerführer andere Fähigkeiten braucht. ‚Oana muaß sein Kohlrabi herhalten, sonst gibts an

Saustall, und wennst nix verstehst, wirst es lerna, die Hauptsach is, dich kennen wir‘.     Ich weiß

nichts zu erwidern, welche Gründe konnten auch dieses töricht-rührende Vertrauen von Männern,

die eben eine aktive, militärisch geführte Truppe besiegt hatten, erschüttern? So werde ich

Heerführer.“&nbsp;

15. April 1919 – Von der Eichstätter Willibaldsburg ins Zuchthaus Ebrach

Eichstätt - Ebrach * Die von der Republikanischen Schutztruppe im Wittelsbacher Palais

festgenommenen Personen, darunter der Münchner Arbeiterrat Erich Mühsam, werden von der

Eichstätter Willibaldsburg ins Zuchthaus Ebrach gebracht und dort in Isolierhaft verwahrt.&nbsp;

15. April 1919 – 500 Weißgardisten versuchen Dachau zu besetzen

Dachau * 500 Weißgardisten - von Pfaffenhofen kommend - besetzen Dachau, um den Ring um

München zu schließen. In der Stadt werden sie von Arbeiterinnen der Pulver- und Munitionsfabrik

beschimpft und teilweise entwaffnet.&nbsp;

16. April 1919 – Befehlsentgegennahme an bestimmten Plätzen der Stadt

München * Die Stadtkommandantur ruft die Arbeiter auf, sich täglich an bestimmten

Sammelplätzen im Stadtgebiet einzufinden, um Befehle und Instruktionen zu empfangen. 

16. April 1919 – Erich Mühsam tritt in den Hungerstreik

Ebrach * Erich Mühsam tritt im Zuchthaus Ebrach in einen Hungerstreik, um gegen seine
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Verhaftung und die Zustände im Zuchthaus zu protestieren. 

16. April 1919 – Gustav Lanauer distanziert sich von der kommunistischen Räterepublik

München * Gustav Landauer schreibt an den Aktionsausschuss: „Ich habe mich um der Sache

der Befreiung und des schönen Menschenlebens willen der Räterepublik zur Verfügung gestellt;

als der alte Zentralrat von einer Organisation ersetzt worden war, die vom Vertrauen der

Münchner Arbeiterschaft getragen zu sein schien. Sie haben meine Dienste bisher nicht in

Anspruch genommen.     Inzwischen habe ich Sie am Werke gesehen, habe Ihre Aufklärung, Ihre

Art den Kampf zu führen, kennengelernt. Ich habe gesehen, wie im Gegensatz zu dem, was Sie

,Schein-Räte-Republik‘ nennen, Ihre Wirklichkeit aussieht. Ich verstehe unter dem Kampf, der

Zustände schaffen will, die jedem Menschen gestatten, an den Gütern der Erde und der Kultur

teilzunehmen, etwas anderes als Sie.     Ich stelle also fest - was schon vorher kein Geheimnis

war - , dass die Abneigung gegen eine gemeinsame Arbeit gegenseitig ist. Der Sozialismus, der

sich verwirklicht, macht sofort alle schöpferischen Kräfte lebendig; in Ihrem Werke aber sehe ich,

dass Sie auf wirtschaftlichem und geistigem Gebiet […] sich nicht darauf verstehen.     Diese

Mitteilung bleibt von mir streng privat; es liegt mir fern, das schwere Werk der Verteidigung, das

Sie führen, im geringsten zu stören. Aber ich beklage aufs schmerzlichste, daß es nur noch zum

geringsten Teil mein Werk, ein Werk der Wärme und des Aufschwungs, der Kultur und der

Wiedergeburt, ist, das jetzt verteidigt wird.“ 

16. April 1919 – Der einzige Sieg der Räterepublik

Dachau * Die 500 Mann der Regierungstruppen werden von Arbeitern und Soldaten aus

München vertrieben. Es bleibt aber der einzige Sieg der Räterepublik.    Das Kommando der

Roten Armee besteht aus fünf Bataillone. Das zweite Bataillon, in dem 20 Italiener und 80

Russen dienen, ist besonders diszipliniert. Die Männer heben in ihrem Abschnitt nördlich der

Stadt sofort Schützengräben aus, im Unterschied zu bayerischen Genossen, wie der

Kommandeur Erich Wollenberg später berichtet. Die Russen stammen aus dem Lager in

Puchheim. 

16. April 1919 – Bewaffnung und militärische Organisation der Arbeiterschaft

München * Eugen Leviné spricht vor einer Vollversammlung der Räte zur Bewaffnung und der

militärischen Organisation der Arbeiterschaft:    „Es nützt nichts, dass wir die Waffen haben und
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nicht auch gleichzeitig alle anderen Sicherungen treffen, um der Situation gewachsen zu sein.

[…] Was wir jetzt durchleben ist nicht eine Periode des plötzlichen Umschwungs, sondern es

beginnt jetzt ein schwerer Kampf, und deshalb müssen wir verlangen, dass alle Mann an Bord

bleiben.“ 

16. April 1919 – Ernst Toller setzt auf Verhandlungen mit den Angreifern

Dachau * Ernst Toller, der zwischenzeitlich zum Abschnitts-Kommandanten der bei Dachau

stationierten Roten Armee ernannt worden ist, verweigert Rudolf Egelhofers Befehl, die Stadt mit

Artillerie zu beschießen. Toller will mit den Angreifern verhandeln. Nachdem die Verhandlungen

gescheitert sind, gelingt der Roten Armee ein weiterer Sieg über die Regierungstruppen.     

Egelhofers Befehl, die gefangen gesetzten Offiziere standrechtlich zu erschießen, wird von Ernst

Toller erneut verweigert. Er setzt auch weiterhin auf Verhandlungen und die Vernunft beider

Seiten. Damit erreicht er zwar einen Waffenstillstand, der jedoch den Regierungstruppen die

dringend notwendige Atempause verschafft, um sich zu sammeln und um den Gegenschlag

vorzubereiten. Außerdem ersuchen die Weißen in Berlin um Verstärkung nach.     Die Weißen

Truppen haben Dachau bedingungslos übergeben. Der Roten Armee fallen mehrere Millionen

Schuss Infanterie-Munition, 4 Geschütze, 3 Maschinen-Gewehre, Sanitätsfahrzeuge und anderes

Material in die Hände. „Wir machten mehrere Hundert Gefangene, darunter 4 Offiziere. Wir

beklagen 8 Tote und eine Zahl Verwundete. Unsere Arbeiter undTruppen schlugen sich

hervorragend. Unsere Truppen sind über Dachau hinaus vorgestoßen“, heißt es in einem

Flugblatt des Vollzugsrats der Betriebs- und Soldatenräte Münchens vom 17. April. 

17. April 1919 – Ferienkurse für Proletarier an der Universität

München * An der Münchner Universität beginnen Ferienkurse für Proletarier.     Der

national-konservative Josef Hofmiller schreibt dazu in sein Tagebuch: „Ein Plakat kündigt

Ferienkurse für die Arbeiter in der Universität an mit den Worten: ‚Arbeiter, bemächtigt euch der

Kultur!‘. Aber sie bemächtigen sich lieber der Schweinshaxen“. 

17. April 1919 – Offizieller Haftbefehl erlassen und nachgeschoben

München * Gegen die am 13. April im Wittelsbacher Palais festgenommenen Personen, darunter

Erich Mühsam, wird erst jetzt ein offizieller Haftbefehl erlassen.     Eine

schriftliche Haftanordnung des Staatsanwalts lag bis zu diesem Zeitpunkt nicht vor. 
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18. April 1919 – Die Rätebewegung kann sich in Deutschösterreich nicht durchsetzen

Wien * Die österreichischen Kommunisten rufen zum Generalstreik auf, der jedoch von den

Wiener Arbeitern nicht befolgt wird. Die Rätebewegung kann sich in Deutschösterreich nicht

durchsetzen.&nbsp;

18. April 1919 – Verschleppt ins Zuchthaus Ebrach

München - Ebrach&nbsp;* Am Nachmittag erfährt das Mitglied

des&nbsp;Vollzugsrats&nbsp;Wilhelm Karl Duske, dass im&nbsp;Zuchthaus Ebrach&nbsp;die

gewaltsam entführten 13&nbsp;Linken, darunter die acht Mitglieder des&nbsp;Zentralrats, wie

die&nbsp;Volksbeauftragten&nbsp;Dr. Franz Lipp und Fritz Soldmann, sowie

der&nbsp;Wohnungskommissar&nbsp;Dr. Arnold Wadler und

der&nbsp;Münchner&nbsp;Arbeiterrat&nbsp;Erich Mühsam, einsitzen.&nbsp;    Rudolf Egelhofer

erklärt dazu:&nbsp;„Wir können nichts weiter tun, als Hoffmann-Genossen festnehmen“.

19. April 1919 – Arbeiter übernehmen den Sicherheitsdienst

München * Karsamstag und Sechster Tag des&nbsp;Generalstreiks:&nbsp;Die Zivile

Sicherheitswache, bestehend aus organisierten Arbeitern, übernehmen den

Sicherheitsdienst&nbsp;anstelle der suspendierten und entwaffneten Polizeiwachleute.&nbsp;

20. April 1919 – Mit erhobenem Haupte untergehen

München * Eugen Leviné erkennt, dass es für die bedrängte Räterepublik keine Unterstützung

von außen geben wird. Doch wenn die Revolution untergehen soll, dann - so seine Auffassung -

mit erhobenem Haupt:    „Es ist ein Irrtum zu glauben, dass kleinmütige Unterwerfung ein

besserer Weg sei, um Blutvergießen zu vermeiden oder zu verhindern. Im Gegenteil: Nur wenn

die Weißen Garden eine kühn entschlossene Armee vor sich haben und merken, dass der Kampf

auch in ihren Reihen Opfer fordern wird, werden sie bereit sein, Konzessionen zu machen. […]    

Die Weiße Armee wird auf jeden Fall einen Vorwand für ein Blutbad finden. […] Ist Arbeiterblut so

billig, dass man es zur Genugtuung von neugebackenen Pazifisten wehrlos vergießen darf?“.   

Leviné argumentiert damit gegen Ernst Toller und Gustav Klingelhöfer, die mit der Regierung

Hoffmann verhandeln wollen.&nbsp;Doch auch der KPD-Parteiführer in Berlin, Paul Levi,

befürwortet eine bedingungslose Kapitulation, um unnötiges Blutvergießen zu vermeiden.&nbsp;
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22. April 1919 – Augsburg kapituliert

Augsburg * Augsburg kapituliert, nachdem sich die Arbeiter erbittert gewehrt haben. Dadurch

können die Weißen Truppen den strategisch wichtigen Eisenbahnknotenpunkt einnehmen. Eine

für die Eroberung Münchens wichtige Voraussetzung.    Alleine an diesem 22. April kommen zehn

Regierungssoldaten und 34 Einwohner von Augsburg ums Leben, darunter vier Frauen und ein

Kind. Die meisten sind unbeteiligte Zivilisten. 

25. April 1919 – Gewerkschaften bekennen sich zum Mitbestimmungsrecht der Arbeiter

Berlin * Die Spitzen der Gewerkschaft beschließen nahezu einstimmig eine Resolution, in der sie

sich zu einem Mitbestimmungsrecht der Arbeiter bekennen. 

28. April 1919 – Späherberichte zeigen eine deutlich sinkende Stimmung

München * Die Späherberichte zeigen ganz deutlich die Stimmung in der Betriebs- und

Soldatenräte-Versammlung: „Die Reden in der siebenstündigen Versammlung zeigten, dass man

bestrebt ist, so gut es geht den Weg zum Ausgangspunkt zurückzufinden. Das ist die Stellung der

vernünftigen und größeren Mehrheit der Münchner Arbeiter“. 

29. April 1919 – In Kolbermoor regiert ein Revolutionärer Arbeiterrat

Kolbermoor * In Kolbermoor regiert ein Revolutionärer Arbeiterrat. 

29. April 1919 – Die Arbeiter sollen bewaffnet in ihren Betrieben erscheinen

München * Der Vollzugsrat der Betriebs- und Soldatenräte fordert die Arbeiter auf, am nächsten

Tag bewaffnet in ihren Betrieben zu erscheinen.

30. April 1919 – Der Belagerungsring um München wird geschlossen

Dachau * Nach heftigen Gefechten bei Dachau gelingt den Regierungstruppen unter

Generalleutnant Friedrich von Friedeburg - trotz heftiger Gegenwehr der Roten Armee&nbsp;- der
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Durchbruch. Damit kann der Belagerungsring um München durch Regierungssoldaten und

Freikorps geschlossen werden.&nbsp;    Dass Dachau aufgegeben wird, ist für die Kommunisten

ein verhängnisvoller Fehler. „Nachdem auch die Nordfront dem Feinde freiwillig geöffnet war,

brach auch der Kampfwille der Arbeiter zusammen. Jetzt war der Demoralisation, der Feigheit,

dem Verrat, der Panik weit das Tor geöffnet.     Die Massendesertation der Arbeiter setzte ein.

Gewehre wurden zerbrochen, in die Isar geworfen, […] der Zusammenbruch war da. […] Die

weißen Garden konnten ungehindert nach München einmarschieren.“&nbsp;

30. April 1919 – Die KPD wirbt zum Eintritt in die Rote Armee

München&nbsp;* Plakate der&nbsp;Roten Armee&nbsp;fordern die Arbeiter und Soldaten auf,

die&nbsp;„preußische Herrschaft“&nbsp;abzuschütteln und sich bewaffnet dem Feind

entgegenzustellen. Die KPD wirbt in einem Flugblatt zum Eintritt in die&nbsp;Rote Armee,

während sich Eugen Leviné, Max Levien und Towia Axelrod in Sicherheit bringen.&nbsp;

1. Mai 1919 – Lenin rühmt den Kampf der Genossen im Freistaat Bayern

Moskau * Der russische Revolutionsführer Wladimir Iljitsch Lenin rühmt auf der Maiparade auch

den Kampf der Genossen im Freistaat Bayern.    „In allen Ländern haben die Arbeiter den Weg

des Kampfes mit dem Imperialismus betreten. Die Arbeiterklasse, die sich befreit hat, feiert ihren

Tag nicht nur in Sowjetrussland frei und offen, sondern auch in Sowjetungarn und

Sowjetbayern“. 

1. Mai 1919 – Die Betriebs- und Soldatenräte fordern zur waffenlosen Demonstration auf

München * In einem anderen Pakataufruf der Betriebs- und Soldatenräte Münchens wird

aufgefordert „waffenlos“ auf einer Maikundgebung auf der Theresienwiese zu demonstrieren. Die

Räte „protestieren mit Entrüstung gegen die fluchwürdigen Verbrechen jener Elemente, welche

durch ihr Handeln die heilige Sache des Proletariats im Kampf für die Menschlichkeit verraten

haben“. Sie fordern auf:    „Soldaten! Laßt Eure Waffen in den Kasernen!  Arbeiter! Laßt Eure

Waffen in den Betrieben!  Kommt mit den Frauen und Kindern heraus auf alle großen Plätze und

Wiesen!  Ungebeugt wird das Proletariat an diesem Tage seine Räte und den Geist seiner

Räterepublik hochhalten.  Es lebe der Rätegedanke!“ 
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1. Mai 1919 – Die Weißen Truppen müssen sich wieder aus der Innenstadt zurückziehen

München * Nach Bekanntwerden der voreiligen und unabgestimmten Kampfmaßnahmen ergeht

vom leitenden Offizierskorps ein sofortiger Rückzugsbefehl. Einige Befehlshaber ignorieren

diesen Befehl jedoch. Dass es einigen relativ kleinen Einheiten gelingt, ohne größere Verluste bis

in den Stadtkern vorzudringen, ist nur der Beweis für das Nichtvorhandensein einer

schlagkräftigen Gegenwehr.    Bis zum Abend müssen sich die regierungstreuen Weißen

Truppen dennoch wieder aus der Innenstadt zurückziehen oder sie verschanzen sich in der

Residenz. Auch den Hauptbahnhof müssen sie wieder an die Rote Armee und die Arbeiterwehr

übergeben.    Bei den Angehörigen der Roten Armee und der Arbeiterwehr entsteht andererseits

der Eindruck, dass die Weißen durchaus besiegbar sind. Sie wissen freilich nicht, dass sie nur

gegen einige befehlswidrig vorgerückte Einzelgruppen gekämpft haben und ihnen nicht die

eigentliche Streitmacht gegenübersteht. 

3. Mai 1919 – Oskar Maria Graf übernimmt die Chronistentätigkeit am Ostfriedhof

München-Ostfriedhof * Oskar Maria Graf übernimmt die Chronistenpflicht und beschreibt, welche

Eindrücke er vom Ostfriedhof mitnimmt, wo die Freunde und Angehörigen der Toten sie noch

einmal sehen dürfen oder sie identifizieren müssen:    „Im Leichenhaus lagen blumenüberdeckt,

mit vielen Bändern geziert die gefallenen Regierungssoldaten. Alle gingen vorbei, fast keiner sah

hin. […]      Mit diesen Trauernden und Suchenden kam ich in einen langen, kellerdumpfen

Schuppen mit Seitenfenstern. Auf dem schmutzigen Pflaster lagen die toten Arbeiter.

Hingeschmissen, gerade, schief auf dem Rücken oder auf der Seite. Nur die Füße bildeten eine

gerade Linie mit der Wand. Es roch gräßlich nach Blut und Leichen.     Man schlurfte auf den

rotgefärbten Sägespänen dahin von Mann zu Mann. Um mich herum flüsterten, weinten, klagten

und wimmerten die Leute und beugten sich ab und zu nieder auf die Toten, an die man

Paketadressen oder kleine Pappendeckel geheftet hatte. Darauf stand der Name oder eine

Nummer. […]     Die meisten Toten waren zerfetzt, der lag im blutigen Hemd da, dem hing aus

einer trichterförmigen Halswunde ein Stück Schlagader, dem fehlte der Unterkiefer, diesem die

Nase, zwei, drei und mehr Schüsse hatten den ausgelöscht, dort lag einer mit überdecktem

Haupt, daneben einer mit halben Kopf mit ausgelaufenen Hirn, nur ein kleines Stück Wand vom

Hinterschädel war noch zu sehen. Dem hatte man die Paketadresse an die Zehe gebunden, weil

alles an ihm zerrissen war, alles nur Blut.     Das Weinen und Jammern verstärkte sich. Furchtbar

sind die Blicke der Suchenden, der Gehetzten! Als ich herauskam, schien mir, als rieche die

ganze Stadt nach Leichen“. 
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3. Mai 1919 – Die Truppen der Regierung Hoffmann kommen nicht als Feinde

München * Die SPD lässt folgende Erklärung in den Münchner Zeitungen veröffentlichen:    „Jene

wahnwitzige Politik des Terrors und der Gewalt, die München in Gegensatz stellte zum ganzen

Land, die den Bürgerkrieg in Bayern entbrennen ließ, hat das schlimme Ende gefunden, das

vorauszusehen war. [...]     Die Truppen der sozialistischen Regierung Hoffmann kommen nicht

als Feinde der Arbeiterschaft, nicht als ‚Weiße Garde‘, sondern als Schützer der öffentlichen

Ruhe und Sicherheit, ohne die ein Neuaufbau im sozialistischen Sinne nicht möglich ist. Arbeiter,

helft den Soldaten bei ihrer schweren Aufgabe!“

3. Mai 1919 – Jetzt beginnt „die Reinigung von dem roten Gesindel“

München * Jetzt beginnt „die Reinigung von dem roten Gesindel“, wie es eine Zeitung formuliert.

Nicht Befreiung, sondern Terror einer grausamen Soldateska müssen die Münchner in den

nächsten Tagen erleben. Willkürliche Erschießungen, furchtbare Folterungen und Morde werden

begangen.    Oskar Maria Graf schreibt: „Überall zogen lange Reihen verhafteter, zerschundener,

blutig geschlagener Arbeiter mit hochgehaltenen Armen. Seitlich, hinten und vorne marschierten

Soldaten, brüllten, wenn ein erlahmter Arm niedersinken wollte, stießen mit Gewehrkolben in die

Rippen, schlugen mit Fäusten auf die Zitternden ein. [...]  Das sind alle meine Brüder, dachte ich

zerknirscht. [...]  Sie sind alle Hunde gewesen wie ich, haben ihr Leben lang kuschen und sich

ducken müssen, und jetzt, weil sie beißen wollten, schlägt man sie tot. [...]  Tage hindurch hörte

man nichts mehr als Verhaftungen und Erschießungen. [...]  Die Räterepublik war zu Ende. Die

Revolution war besiegt. Das Standgericht arbeitete emsig“. 

4. Mai 1919 – Josef Sontheimer wird im Franziskaner-Keller hinterrücks ermordet

München-Au * Josef Sontheimer wird von einer Abteilung des aus Thule-Kampfbündlern

bestehenden Freikorps Oberland verhaftet und im Franziskaner-Keller hinterrücks ermordet,

nachdem man ihm zuvor - scheinheilig - die Möglichkeit zur Flucht gegeben hat. Sontheimer war

ein führendes Mitglied der Münchner Arbeiter- und Soldatenräte. 

4. Mai 1919 – Die Perlacher Pastoren-Ehefrau fühlte sich von Kommunisten bedroht

Perlach * Am Abend erklärt Korpskommandeur Hans von Lützow Major Walter Schulz, dass er

einen telefonischen Hilferuf von Frau Betty Hell, der Ehefrau des evangelischen Pfarrers von
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Perlach, erhalten habe. Die Pastorenfrau fühlte sich von Perlacher Kommunisten bedroht.    Die

Bedrohung beruhte darauf, dass die genannten Rotgardisten Kartoffeln beschlagnahmten, die

ursprünglich für die Herstellung von Schnaps in der Schnapsfabrik Wolfram vorgesehen waren.   

Bei den sogenannten Rotgardisten handelt es sich zum Teil um Mitglieder des Perlacher

Arbeiterrates, der sich auch um Versorgnungs- und Wohnungsfragen kümmerte oder zur

Überwachung des Personen- und Warenverkehrs, auch zur Eindämmung des Schwarzmarktes,

Reisende am Bahnhof kontrollierte. Das Verbrechen bestand demzufolge darin, dass sie die

Kartoffeln zur Ernährung und nicht zur Herstellung von Spirituosen verwenden wollten.    Schulz

beauftragt den als „energischen Mann“ bekannten Leutnant Georg Pölzing mit der Durchführung

der Hilfeleistung. Dieser rückte sofort mit zwei Lastwagen und etwa vierzig Mann aus. Leutnant

Pölzing ist im Besitz einer Liste, auf der die „gefährlichen Kommunisten“ aufgeführt sind. 

4. Mai 1919 – Das Freikorp Lützow holt 13  Perlacher Arbeiter aus ihren Wohnungen

Perlach * Noch in der Nacht zum 5. Mai holen Angehörige des Freikorps Lützow dreizehn

Perlacher Arbeiter aus ihren Wohnungen und misshandeln diese bereits auf dem Weg zum

Hofbräukeller auf bestialische Art und Weise.    Die Gefangenen werden noch in Perlach an die

Wand gestellt, worauf ein Feldwebel das Kommando zum Entsichern gibt. In der Perlacher

Wirtschaft Zur Post, wohin man die Verhafteten dann führt, werden sie wieder an die Wand

gestellt. Als ihnen der Gastwirt Kaffee geben will, erwidern die Soldaten: „Die brauchen keinen

Kaffee mehr“. Die Ermordung der Verhafteten ist von Anfang an geplant, die Vernehmung eine

reine Farce. 

5. Mai 1919 – 12 Perlacher Arbeiter werden im Hofbräukeller hingerichtet

München-Haidhausen * Der 19-jährige Konrad Zeller sagt als Zeuge der Erschießungen im

Hofbräukeller folgendes aus: „Gleich nach unserer Ankunft im Hofbräukeller mussten wir in Reihe

antreten. Jemand, wer weiß ich nicht, gab den Befehl: ‚Ludwig raus‘. Ludwig wurde von 2

Soldaten hinter das Auto geführt. Gleich darauf krachte es 2 oder 3 mal. Ich glaube, dass Ludwig

sofort erschossen worden ist“.    Gegen Mittag werden die übrigen elf Perlacher von

Erschießungskommandos hingerichtet. Bei den Ermordeten handelt es sich um den bereits

erwähnten Hafnermeister Josef Ludwig sowie die Hilfsarbeiter Artur Koch, Johann Keil, Sebastian

Hufnagel, Albert Dengler, sowie den Arbeiter Albert Krebs, der Schweizer Staatsbürger war,

weiters um den Schreiner Georg Jakob, den Maurer Josef Jakob, den Eisenbahnarbeiter Georg

Eichner, den Arbeiter Konrad Zeller, den Korbmacher August Stöber und den Former Johann

Fichtl.    Josef Ludwig ist Vorsitzender des Perlacher Arbeitersrats, dem aus dem Kreis der
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Ermordeten noch Josef Jakob und August Stöber angehören. Außerdem ist Ludwig Mitglied im

Gemeindeausschuss und steht dem wichtigen Lebensmittelausschuss vor.     Von den zwölf

Ermordeten sind zehn Mitglieder der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands -

USPD. Zwei der Getöteten sind Junggesellen; insgesamt werden zehn Frauen zu Witwen, die

sich um 46, davon 35 minderjährige Kinder [!], sorgen müssen. 

15. August 1919 – Eintritt in die Deutsche Arbeiterpartei - DAP

München * Eintritt des Kreises um den völkischen Dichter Dietrich Eckart in die Deutsche

Arbeiterpartei - DAP.

12. September 1919 – Adolf Hitler als Reichswehr-Spitzel im Sterneckerbräu

München-Angerviertel * Der arbeitslose Gefreite Adolf Hitler erhält von Hauptmann Karl Mayr den

Befehl, als Spitzel der Reichswehr eine Versammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP im

Sterneckerbräu im Tal zu besuchen, Informationen zu sammeln und Kontakt mit der Partei

aufzunehmen. Die neue Partei gehört zwar der völkischen Bewegung an, doch der Namensteil

Arbeiter lässt in nationalistischen Kreisen Verdacht aufkommen.  Auf der Versammlung referiert

Gottfried Feder im Leiberzimmer über das Thema: „Wie und mit welchen Mitteln beseitigt man

den Kapitalismus?“. Feder ist Mitglied der Thule-Gesellschaft und steigt später zum

Parteiideologen der NSDAP auf. Anwesend sind 43 Personen, darunter als Begleiter Hitlers der

Feldwebel Alois Grillmeier und zwei Propagandamänner des Gruko. Hinter diesem Kürzel verbirgt

sich das Bayerische Reichswehr Gruppenkommando Nr. 4 - Gruko, das unter der Führung des

Generalmajors Arnold von Möhl steht.  Als am Ende der Diskussion ein Teilnehmer bemerkt, dass

sich Bayern vom Reich lösen sollte, schreitet Adolf Hitler ein. Noch am gleichen Abend bietet ihm

der DAP-Vorsitzende Anton Drexler den Parteieintritt an. 

17. September 1919 – Adolf Hitler wird Mitglied der Deutschen Arbeiterpartei - DAP

München * Adolf Hitler wird in der Gaststätte Altes Rosenbad als Mitglied in die Deutsche

Arbeiterpartei - DAP aufgenommen, zum Werbeobmann der Partei ernannt und gehört als siebtes

Mitglied dem Arbeitsausschuss an. Vermutlich hat Hauptmann Karl Mayr dem Gefreiten Hitler zu

diesem Schritt geraten.    Hauptmann Mayr, der Leiter der Nachrichtenabteilung Ib/P, der

Propaganda- und Presseabteilung des Bayerischen Reichswehr Gruppenkommandos Nr. 4 -

Gruko, unterstützt den Reichswehrsoldaten Hitler bei seiner weiteren politischen Agitation in der
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Deutschen Arbeiterpartei großzügig. 

1920 – Ganz langsam geht es wieder aufwärts mit dem Vereinsleben

Gronsdorf * Ganz langsam geht es wieder aufwärts mit dem Vereinsleben des TSV

München-Ost. Und auf dem Waldsportplatz in Gronsdorf erblüht zaghaft neues Leben, sodass

der TSV München-Ost im Jahr 1920 bereits wieder 1.088 Mitglieder zählt. Auch erste größere

sportliche Erfolge stellten sich wieder ein.    Gleichzeitig erlebte das Spiel mit dem Fußball nach

dem verlorenen Weltkrieg und der alles verändernden Revolution im Rahmen des Arbeitersports

ihren ersten großen Aufschwung.

5. Januar 1920 – Soll die Deutsche Arbeiterpartei Loge oder Kampfpartei sein?

München * Karl Harrer verlässt die Deutsche Arbeiterpartei - DAP, in der er als

Reichsvorsitzender über eineinviertel Jahre amtiert hat. Er scheitert an der von Adolf Hitler

angestoßenen Diskussion, ob die Deutsche Arbeiterpartei - DAP eine „Loge oder Kampfpartei“

sein soll.    Hitler verlangt für den damals noch nach demokratischen Regeln tätigen

DAP-Arbeitsausschuss eine straffere Organisation und eine gewisse Autorität, was „jede Form

einer Bevormundung [durch eine] Über- oder Nebenregierung, sei es als Zirkel oder Loge, ein für

allemal“ ausschließt. 

2. Februar 1920 – Nummerierte Mitgliederlisten der Deutschen Arbeiterpartei

München * Erst ab jetzt hat die Deutsche Arbeiterpartei - DAP nummerierte Mitgliederlisten. Hitler

erhält die Nummer 555, wobei man aus propagandistischen Gründen mit 501 zu zählen anfängt.

Der auf Militärkosten ausgebildete Propagandamann ist innerhalb kürzester Zeit zum

Parteifunktionär und Politiker geworden.&nbsp;

20. Februar 1920 – Die DAP wird in NSDAP umbenannt

München * Die Deutsche Arbeiterpartei - DAP wird in Nationalsozialistische Deutsche

Arbeiterpartei - NSDAP umbenannt. Das Kürzel NS soll die Besonderheit der Partei hervorheben

und wird von Adolf Hitler, Dietrich Eckart, Hermann Esser, Rudolf Heß, Ernst Röhm und Gottfried

Feder an der Parteiführung vorbei eingeführt.&nbsp;

Münchner Zeitensprünge Seite 143/158



24. Februar 1920 – Die erste Massenversammlung der NSDAP im Hofbräuhaus-Festsaal

München-Graggenau * Für den 24. Februar 1920 setzt Adolf Hitler gegen Bedenken von Anton

Drexler die erste Massenversammlung der Deutschen Arbeiterpartei - DAP unter dem Motto „Was

uns Not tut!“ an. Als Ankündigungsmittel werden rote Plakate geklebt, um die linken

Arbeiterparteien zu provozieren. Veranstaltungsort ist der Festsaal des Hofbräuhauses am Platzl.

Es erscheinen 2.000 Menschen.    Zusätzlich zum Redner Hitler erlebten sie erstmals auch eine

vollkommen neue Art der Versammlung. Es gilt, strikte Disziplin zu wahren, die Abläufe sind klar

vorgezeichnet und erstmals schützten junge Parteimitglieder und -sympathisanten den Saal vor

Störungen. Aus diesem Saalschutz wird schon wenig später die SA hervorgehen.    An diesem

Abend wird die Bezeichnung NSDAP von Hitler etabliert. 

16. März 1920 – Gustav Ritter von Kahr wird bayerischer Ministerpräsident

München * Nach dem Kapp-Lüttwitz-Putsch wird der evangelische Monarchist Gustav Ritter von

Kahr zum Nachfolger von Johannes Hoffmann zum bayerischen Ministerpräsidenten gewählt.   

Kahr steht einer bürgerlichen Rechtsregierung vor und betreibt eine eigenständige Stellung

Bayerns innerhalb des Deutschen Reiches. Gestützt auf seine Einwohnerwehr lässt er die

Arbeiter- und Soldatenräte auflösen und begründet den Ruf Bayerns als „Ordnungszelle des

Reiches“.&nbsp;

21. Mai 1920 – Die Arbeiter- und Bauernräte werden abgeschafft

München * Der Bayerische Landtag beschließt das Gesetz über die Aufhebung der Arbeiterräte.

Damit werden die Richtlinien für die Bauernräte vom 26. November 1918 und die Bestimmungen

für die Arbeiterräte vom 17. Dezember 1918, die die rechtlichen Grundlagen für die Arbeit der

Bauern- und Arbeiterräte bildeten, abgeschafft. 

Oktober 1921 – Die Volkshochschule München will ins Isartor

München-Graggenau * Die Volkshochschule München Akademische Arbeiterkurse e.V. nimmt

Verhandlungen mit dem Münchner Stadtrat auf, um im lsartor ein festes Zentrum einrichten zu

können. 

1922 – Eine Beschreibung des „sprichwörtlichen Giesingers“
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München-Giesing&nbsp;* Der München-Führer „Rund um die Frauentürme“ beschreibt den

„sprichwörtlichen Giesinger“ so:    „Hochgelegen, gesunde Luft, gesunde oder auch runde

Bevölkerung. Im allgemeinen wie jeder Münchner gutmütig, ist der Giesinger in gereiztem

Zustand in einer ziemlich gefährlichen Körper- und Geistestesverfassung. Die Giesinger sind in

der Regel nicht in politisch konservativen Parteien zu suchen, sondern von Natur aus

revolutionär“.    In Giesing wohnen viele Arbeiter mit entsprechend ausgeprägtem

Klassenbewusstein. Weit über sechzig Prozent wählen „rote Parteien“. Demzufolge sind die

Nazis lange Jahre hier völlig chancenlos.

1923 – Die Volkshochschule München e.V. wird gegründet

München * Der Volks-HochschuI-Verein München e. V. und der Verein Akademische

Arbeiterkurse e.V. vereinigen sich zur Volkshochschule München e.V.. 

13. Januar 1926 – Die Mörder werden durch ein Münchner Schwurgericht freigesprochen

München * Die beiden Hauptverantwortlichen der Perlacher Arbeitermorde im Hofbräukeller,

Leutnant Georg Pölzing und Vizewachtmeister Erich Prüfert, werden durch ein Münchner

Schwurgericht freigesprochen. 

1. Mai 1926 – Umbenennung in Soziales Landesmuseum in München

München-Lehel * Umbenennung des Königlich Bayerischen Arbeitermuseums in Soziales

Landesmuseum in München.

7. August 1926 – Das Reichsgericht in Berlin bestätigt die Freisprüche

Berlin * Das Reichsgericht&nbsp;in Berlin bestätigt die Freisprüche&nbsp;der beiden

Hauptverantwortlichen der Perlacher Arbeitermorde&nbsp;im Hofbräukeller,

Leutnant&nbsp;Georg Pölzing und Vizewachtmeister&nbsp;Erich Prüfert.&nbsp;

28. November 1926 – Das Vereinsheim und die Turnhalle des TSV München-Ost sind fertig
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München-Obergiesing * Das Vereinsheim und die Turnhalle kann an die Vereinsleitung des TSV

München-Ost übergeben werden. Für einige Jahre wird es mit dem Turn- und Sportverein

München-Ost noch aufwärtsgehen, doch mit den beginnenden 1930er-Jahren kommt die

Wirtschaftskrise und damit verbunden eine hohe Arbeitslosigkeit, die auch die Mitglieder des

Sportvereins trifft.     Die dadurch sinkenden Beitragszahlungen machen die Rückzahlung der

Bauschulden und die Begleichung der laufenden Kosten immer schwieriger. Die größte Gefahr

für den Arbeiterverein kam jedoch von den Nationalsozialisten. 

Februar 1928 – Parlamentarischer Disput über Josephine Bakers Auftritt

Wien * Als Josephine Baker für Februar 1928 einen Auftritt im Wiener Ronacher ankündigt,

gehen die Wogen hoch. Eine fast nackte, dunkelhäutige Frau ist für das Wien der 1920er-Jahre

zu viel. Die &nbsp;konservativen und katholischen Kreise protestieren, organisieren Aufmärsche

und warnen, dass „der schwarze Teufel kommt“.    Tageszeitungen sprechen vom

„Negerskandal“, Vertreter der katholischen Kirche organisieren Sondergottesdienste zur Buße

gegen Bakers „schwere Verstöße gegen die Moral“, die Nationalsozialistische Deutsche

Arbeiterpartei - NSDAP - Wiens protestiert gegen ihre „obszönen“ Auftritte und fordert ein

Auftrittsverbot.    Es wird öffentlich und sogar im Parlament diskutiert, ob man ihren Auftritt nicht

verbieten sollte. Ein christsozialer Abgeordneter meint, dass Josephine Baker eine Gefährdung

der öffentlichen Moral sei. „Wir können keine pornografischen Tanzaufführungen zulassen.“

Worauf ein liberaler Abgeordneter kontert: „Gott hat die Menschen nackt erschaffen. Wenn wir

Nacktheit verbieten, kommt das Blasphemie gleich.“

5. Februar 1933 – SA- und SS-Horden ziehen in einem Triumphzug durch die Arbeiterviertel

München-Giesing * Giesing gilt den Nazis als ein zu brechendes Symbol der Opposition. Schon

eine Woche nach Hitlers Machtergreifung ziehen die braunen SA- und SS-Horden in einem

Triumphzug durch die Arbeiterviertel, um sich als Sieger und Träger der Staatsgewalt zu

präsentieren.&nbsp;    Mit diesem Propagandamarsch durch Giesing und Haidhausen - geschützt

durch Polizei und Staatsgewalt - wollen sie ihren Herrschaftsanspruch demonstrieren.&nbsp;

29. März 1933 – Ein Ministerialerlass mit Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine

Berlin * Ein Ministerialerlass&nbsp;- „betr. Verbot marxistischer Organisationen“ -

ergeht.&nbsp;Er hat auch Auswirkungen auf die Arbeiter-Sportvereine.&nbsp;
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April 1933 – Gleichschaltung und Anpassung der Kammerspiele

München-Graggenau * Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 geraten

auch die Münchner Kammerspiele unter den Einfluss der neuen Kulturpolitik. Wie alle

bedeutenden Theaterinstitutionen werden sie schrittweise gleichgeschaltet. Jüdische

Künstlerinnen und Künstler sowie politisch missliebige Mitarbeiter müssen das Haus verlassen,

während die Spielpläne zunehmend staatlicher Kontrolle unterliegen.  Trotz dieser Anpassung

entwickeln sich die Kammerspiele jedoch nicht zu einem Vorzeigetheater nationalsozialistischer

Propaganda. Im Vergleich zu anderen Bühnen werden offen ideologische Propagandastücke hier

nur selten aufgeführt. Stattdessen prägen vor allem Klassiker, literarische Werke und weitgehend

unpolitische Stoffe das Programm. Die Kammerspiele bewegen sich damit in einem

Spannungsfeld zwischen politischer Anpassung, institutionellem Fortbestand und dem Bemühen,

wesentliche Teile ihres künstlerischen Profils zu bewahren.

26. April 1933 – Die SPD protestiert gegen die Ernennung Hitlers zum Ehrenbürger

München-Graggenau * Die SPD protestiert gegen die Ernennung des Reichskanzlers Adolf Hitler

und des Reichsstatthalters Franz Ritter von Epp zu Münchner Ehrenbürgern. Das ist der Anlass,

weshalb die NSDAP-Stadträte die SPDler bei der nächsten Sitzung aus dem Sitzungssaal

prügeln werden.      In einer Erklärung lehnt die NSDAP „jede weitere Zusammenarbeit mit den

marxistischen Arbeiterverrätern“ ab. Die SPD-Stadträte fordert sie auf, „sofort und ein für allemal

aus der Gemeindevertretung zu verschwinden“. 

12. Mai 1933 – Oskar Maria Graf veröffentlicht: „Verbrennt mich! - Ein Protest“

Wien * Oskar Maria Graf veröffentlicht in der marxistischen Wiener Arbeiter-Zeitung unter der

Überschrift „Verbrennt mich! - Ein Protest“ seine Nachverbrennung.      „Laut ‚Berliner

Börsencourier‘ stehe ich auf der ‚weißen Autorenliste‘ des neuen Deutschlands, und alle meine

Bücher, mit Ausnahme meines Hauptwerkes ‚Wir sind Gefangene‘, werden empfohlen:  Ich bin

also dazu berufen, einer der Exponenten des ‚neuen‘ deutschen Geistes zu sein!    Vergebens

frage ich mich: Womit habe ich diese Schmach verdient?     [...] Nach meinem ganzen Leben und

nach meinem ganzen Schreiben habe ich das Recht zu verlangen, dass meine Bücher der reinen

Flamme des Scheiterhaufens überantwortet werden und nicht in die blutigen Hände und die

verdorbenen Hirne der braunen Mordbanden gelangen.  Verbrennt die Werke des deutschen

Geistes!  Er selbst wird unauslöschlich sein wie eure Schmach!“     Oskar Maria Graf
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19. Mai 1933 – Der Turn- und Sportverein München-Ost wird aufgelöst

München-Obergiesing * Der Turn- und Sportverein München-Ost wird durch das NS-Regime

aufgelöst.       Das gesamte Vereinsvermögen wird beschlagnahmt,   das Vereinsheim in das

SA-Heim Georg Hirschmann umfunktioniert. 

8. Juni 1933 – Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung Selbstmord

München-Maxvorstadt * Toni Pfülf begeht in ihrer Wohnung im Gartenhaus der Kaulbachstraße

12 Selbstmord. Nach den Reichstagswahlen im März 1933 wurden viele Sozialdemokratinnen

und Sozialdemokraten in Schutzhaft genommen. Auch Toni Pfülf war vorübergehend wegen

„Aufforderung der Arbeiterschaft zum Widerstand gegen das NS-Regimes“ verhaftet worden.

September 1933 – Juden werden für das Oktoberfest nicht mehr zugelassen

München-Theresienwiese * Personen jüdischer Abstammung werden „im Interesse der

Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ zur Verabreichung von Speisen und

Getränken und zur „Veranstaltung von Lustbarkeiten“ nicht mehr auf dem „Oktoberfest“

zugelassen. Dies gilt auch für Angestellte, Mitarbeiter, Gehilfen oder Mitspieler.

21. März 1934 – Ein durchinszenierter Auftritt an der Autobahn-Baustelle

Unterhaching * Der Tag soll nach dem Willen der Nationalsozialisten als „Großkampftag der

Arbeitsschlacht“ in die Annalen eingehen. Es wird das Bild einer zupackenden NS-Herrschaft

vermittelt, die Menschen mit dem Bau der „Straßen des Führers“ schnell in Arbeit bringt.    Der

durchinszenierte Auftritt, bei dem Adolf Hitler auf der Reichsautobahn-Baustelle den Beginn der

„Arbeitsschlacht“ gegen die Arbeitslosigkeit verkündet, erzielt die gewollte Wirkung. Das Ereignis

bei Unterhaching begründet den Mythos vom Wirtschaftswunder und von den Autobahnen, die

dem NS-Regime zu verdanken seien.    Die Propaganda-Schau soll über den Ort hinauswirken.

Man hat Tausende Arbeiter herangekarrt und lässt diese mit geschulterten Spaten antreten. Im

gesamten Land ruht die Arbeit. In Behörden, Betrieben und Schulen sind auf Anordnung

Radiogeräte anzuschalten. 180 Journalisten ausländischer Zeitungen sind anwesend. 

30. Dezember 1936 – Das ehemalige Vereinsheim des TSV München-Ost wird verkauft
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München-Obergiesing * Die NS-Stadtverwaltung verkauft das ehemalige Vereinsheim des Turn-

und Sportvereins München-Ost mit allem Grund und Boden an die Optischen Werke C.A.

Steinheil Söhne GmbH München, die in unmittelbarer Nähe eine Rüstungsfabrik betreibt. 

1937 – Die Firma Rohde & Schwarz lässt sich am Tassiloplatz nieder

München-Au * Die Firma Rohde & Schwarz lässt sich mit seinen inzwischen 35 Mitarbeiterinnen

und Mitarbeitern am Tassiloplatz, auf dem ehemaligen Konsumgelände nieder. 

22. Juni 1940 – Josephine Baker im Widerstand

Paris • Nach dem Waffenstillstand von Compiègne vom 22. Juni 1940 arbeitet Josephine Baker

für die Résistance, der Widerstandbewegung gegen die nationalsozialistische Herrschaft in

Frankreich. Auf ihrem Schloss Les Milandes, das einige Zeit in der unbesetzten Zone lag,

versteckt sie Flüchtlinge, die von den Nationalsozialisten gesucht werden: Mitglieder der

Résistance und Juden.    Zudem wird sie Mitarbeiterin des französischen Nachrichtendienstes,

wo sie als Kurier zum Einsatz kommt. Um die transportierten Geheiminformationen zu

verstecken, werden diese zum Teil in unsichtbarer Tinte auf den Partituren Bakers notiert. Einige

Dokumente versteckt sie auch in ihrer Unterwäsche, da ihr als Berühmtheit nicht die Gefahr einer

Leibesvisitation droht.&nbsp;

13. September 1941 – Straßenbahn-Nutzungsverbot für Juden

München * Die Rassenpolitik der Nazis macht selbst vor der Straßenbahn nicht halt. Juden

dürfen die öffentlichen Verkehrsmittel nicht mehr benutzen und die sogenannten Ostarbeiter

müssen ihren Sitzplatz in der Trambahn für die deutschen „Herrenmenschen“ frei machen. 

Februar 1942 – Alfred Delp nimmt Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf

München-Bogenhausen * Im Auftrag des Jesuiten-Ordensprovinzials August Rösch nimmt Alfred

Delp -  als Experte für Fragen der Katholischen Soziallehre, insbesondere der Arbeiterfrage -

Verbindungen zum Kreisauer-Kreis auf, um die Erneuerung des Staates auf der Grundlage der

christlichen Soziallehre nach dem absehbaren Zusammenbruch des Dritten Reiches zu

bewirken. Die Gruppierung um Graf James von Moltke gewinnt bis 1944 an Breite.     Neben
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Priestern beiderlei Konfession, Offizieren, Adeligen und meist konservativen Politikern arbeiten

auch Sozialdemokraten mit.

Mai 1942 – Das Ludwig II.-Denkmal wird eingeschmolzen

München-Au - München-Isarvorstadt * Aufgrund des Erlasses des Reichsministerium des Innern

vom 3. Mai 1942 wird das König- Ludwig II.-Denkmal demontiert und als Metallreserve für die

Roh­stoffversorgung des Reiches nach Hamburg gebracht werden. Nur der Kopf entgeht - durch

Rettung der Hafenarbeiter - der Einschmelzung.   Der Deutsche-Eiche-Wirt Dietmar Holzapfel

stellt sich die Frage: Warum ist Ludwig II. der einzige König, der von den Nazis eingeschmolzen

wurde? Und: Hat das was mit der Verschärfung des Paragrafen 175 durch Hitler im Jahr 1935 zu

tun? Immerhin stellte der Paragraf 175 des Strafgesetzbuches bis zum Jahr 1994 sexuelle

Handlungen zwischen Männern unter Strafe.

18. Dezember 1942 – Der Lebensborn in der Bürgermeistervilla

München-Bogenhausen * Dr. med. Gregor Ebner, der Geschäftsführende Vorstand des

Lebensborn e.V. und ärztlicher Leiter sämtlicher Lebensborn-Heime, wohnt mit seiner Frau und

den beiden jüngeren Töchtern bis zum 4. April 1943 im ersten Obergeschoss der Villa an der

Ismaninger Straße 95.     Weitere Bewohner der Villa sind die

Lebensborn-Mitarbeiter Ueberschaar, Taubenheim und Pröll. Die Erdgeschosswohnung nutzt der

Leiter der Rechtsabteilung des Lebensborn e.V., Günther Tesch.

November 1944 – Bomben zerstören das Gebäude des Marianums

München-Untergiesing * Bomben zerstören das Gebäude des Marianums bis auf die

Grundmauern. Ein Teil der Arbeiterinnen kommen nach Zell bei Ebenhausen. Die Zentrale bleibt

im Keller des ausgebombten Gebäudes. Deshalb muss der Transport der Waren und

Nahrungsmittel ins 22 Kilometer entfernte Zell täglich zu Fuß mit dem Leiterwagen erfolgen.

12. Oktober 1949 – Der Gründungskongress des Deutschen Gewerkschaftsbundes

München-Isarvorstadt - Museumsinsel * Mit einem Gründungskongress im Deutschen

Museum wird der Deutsche Gewerkschaftsbund - DGB von 16 Branchengewerkschaften ins
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Leben gerufen. Der Bayerische Gewerkschaftsbund - BGB löst sich zuvor als Landesorganisation

auf und geht in den DGB-Bezirk Bayern über. Das „Parlament der Arbeit“ wählt den 74-jährigen

Hans Böckler zu seinen Vorsitzenden.    Mit der Gründung des DGB wird auch die politische

Spaltung der Arbeiterbewegung aus der Weimarer Republik überwunden. Nun gilt das Prinzip der

Einheitsgewerkschaft, also einer parteipolitisch neutralen Organisation, die sich ausschließlich

um Fragen der Arbeitnehmer*innen widmet. 

8. Juli 1952 – Der erste Zebrastreifen Deutschlands in der Neuhauser Straße

München-Kreuzviertel * Straßenarbeiter bringen in der Neuhauser Straße den ersten

Zebrastreifen Deutschlands auf die Fahrbahn.

1954 – Oberpollinger: „Außen im vertrauten Kleid - Innen nach der neuen Zeit“

München-Kreuzviertel * 2.000 Mitarbeiter kümmern sich im neugestalteten und renovierten

Kaufhaus Oberpollinger um die Kundschaft.  Der Werbeslogan bringt es auf den Punkt: „Außen

im vertrauten Kleid - Innen nach der neuen Zeit“. 

April 1954 – Die Arbeiten am Sylvensteinspeicher beginnen

Sylvensteinspeicher * Die Arbeiten am Sylvensteinspeicher beginnen. Der schnelle Start hängt

direkt mit dem schweren Hochwasserjahr von 1954 zusammen. Der Hochwasserschutz hat

politische Priorität.  Die Arbeiten beginnen mit der Einrichtung der Baustelle im Tal bei Fall. Die

Zufahrtsstraßen und Arbeiterunterkünfte müssen errichtet werden, dann beginnen die Erdarbeiten

und die Vorbereitung der Fundamente. Die Isar muss für den späteren Dammbau umgeleitet

werden. Ein Hochwasser führt dazu, dass der Damm um zwei Meter höher ausgeführt wird, als

ursprünglich geplant. Die Arbeiten dauern bis 1958 an.

1955 – Der 1. Mai als Festtag „Joseph der Arbeiter“

Rom-Vatikan * Papst Pius XII. bestimmt den 1. Mai als Festtag „Joseph der Arbeiter“ und gibt

damit dem Tag der Arbeit seine christliche Weihe.

21. Dezember 1955 – Die ersten Italiener treffen als Gastarbeiter am Hauptbahnhof ein
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München * Die ersten Italiener treffen als Gastarbeiter auf Gleis 11 am Münchner Hauptbahnhof

ein. In einem ehemaligen Luftschutzbunker befindet sich die „Weiterleitungsstelle“.    Die

Neuankömmlinge sollen „möglichst schnell vom Bahnsteig verschwinden, um nicht den Eindruck

des Sklavenhandels“ entstehen zu lassen. 

16. Dezember 1963 – Ein Anwerbeabkommen mit [Süd-] Korea abgeschlossen

Bundesrepublik Deutschland - Seoul * Zwischen [Süd-] Korea und der Bundesrepublik

Deutschland wird ein Abkommen zur Anwerbung koreanischer Arbeitskräfte für den deutschen

Arbeitsmarkt abgeschlossen. In der Vereinbarung wird die vorübergehende Beschäftigung von

koreanischen Bergarbeitern im westdeutschen Steinkohlenbergbau geregelt.    Ziel der

Beschäftigung ist es, „die beruflichen Kenntnisse der koreanischen Bergarbeiter zu erweitern und

zu vervollkommnen“. 

16. März 1965 – „Beatles-Häuptling John Lennon stochert in seinen Zähnen“

Österreich * Die „Arbeiter-Zeitung“ schreibt im Zusammenhang mit einem in Obertauern

aufgenommenen Foto von John Lennon: „Beatles-Häuptling John Lennon stochert in seinen

Zähnen. Das und Nasenbohren sind die Lieblingsbeschäftigungen der Beatles in Obertauern.

Womit man Millionen verdient.“ Da war die Rede von „Zottelköpfen“, von „komischen

ungepflegten Frisuren dieser Paradeidole“ oder von den „Schreihälsen aus Liverpool“.&nbsp;

7. April 1968 – Rainer Werner Fassbinders Drama „Katzelmacher“ wird uraufgeführt

München-Isarvorstadt * Im Münchner „Action-Theater“&nbsp;in der Müllerstraße wird Rainer

Werner Fassbinders sozialkritisches Drama „Katzelmacher“ uraufgeführt. Im Mittelpunkt steht ein

griechischer Gastarbeiter in einem bayerischen Dorf.&nbsp;

23. Februar 1969 – Brand in der U-Bahn-Baustelle am Marienplatz. Drei Tote

München * Bei einem Brand der Baustelle im Tunnel der U-Bahn unter dem Marienplatz kommen

drei Arbeiter ums Leben. 

1. Januar 1970 – Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für Arbeiter wird eingeführt
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Bundesrepublik Deutschland • Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall für Arbeiter wird

eingeführt.&nbsp;

1. April 1971 – Neues Programm für den Bayerischen Rundfunk

München * Der Bayerische Rundfunk startet seines neues Programm „Bayern 3“.&nbsp;Es ist

Deutschlands erste Servicewelle, die auf der Frequenz des früheren Gastarbeiterprogramms

gesendet wird.

6. Mai 1974 – Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler

Bonn * Willy Brandt erklärt seinen Rücktritt als Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland.

Der Grund ist die Enttarnung des DDR-Spions Günter Guillaume, der als Referent für

Parteiangelegenheiten einer der engsten Mitarbeiter von Willy Brandt gewesen ist.     Dies ist auf

eine Fahrlässigkeit innerhalb der Bundesregierung zurückzuführen. Denn Guillaume stand bereits

seit über einem Jahr im Verdacht, Spionage zu betreiben. 

1981 – Skandal um Rosie

München * Die bayerische Rock‘n‘Roll-Band Spider Murphy Gang verarbeitet die Situation der

Sperrbezirks-Verordnung und der Verdrängung der Prostitution an den Stadtrand in ihrem Album

„Dolce Vita“. Der ausgekoppelte Song „Skandal um Rosie“ verkauft sich über 750.000 Mal und ist

der einzige Nummer-Eins-Hit der Band. Das Lied handelt von einer fiktiven Münchner

Sexarbeiterin namens Rosie, die den Prostituierten außerhalb des Münchner Sperrbezirks die

Freier wegnimmt.     Der Bayerische Rundfunk boykottiert das Lied, da im Refrain „Und draußen

vor der großen Stadt, steh‘n die Nutten sich die Füße platt“, das Wort „Nutten“ vorkommt.   Auch

in der ZDF-Hitparade wird der Song nicht gespielt, da Dieter Thomas Heck dies nicht will. Das

Lied ist ihm „zu heiß“. Im Gegensatz dazu nehmen die Sender außerhalb von Bayern keinen

Anstoß daran. 

1982 – Die Feldmüller-Siedlung als denkmalgeschütztes Ensemble erfasst

München-Obergiesing * Die Häuser der Feldmüller-Siedlung werden als denkmalgeschütztes

Ensemble erfasst und aufgenommen.    Diese Maßnahme ist die Rettung in letzter Minute, denn
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es hatten sich bereits einige Betonklötze, darunter das Kaufhaus „kepa“, später „Karstadt“, als

Fremdkörper in die Arbeitersiedlung eingenistet.  Das Kaufhaus erwarb einige historische Häuser

und benutzte sie als Lager oder ließ sie bewusst leer stehen und verkommen, um nach einem

Abbruch das Warenhaus erweitern zu können.    Bei der Feldmüller-Siedlung handelt es sich

nicht nur um ein Ensemble von interessanter städtebaulicher und siedlungsgeschichtlicher

Besonderheit, sondern auch um eines von großer sozialgeschichtlicher Bedeutung.    Die

ungewöhnlich frühe Arbeitersiedlung im Vorstadtbereich ist zu ihrem Entstehungszeitpunkt

äußerst modern und fortschrittlich und dokumentiert den sozialen Aufstieg von Tagelöhnern, die

sich aus ihren bescheidenen Zimmerunterkünften in den Herbergshäusern ins Kleineigentum

heraufgearbeitet haben.    Bebaut werden die Grundstücke mit erdgeschossigen

Satteldachhäusern, in biedermeierlicher Traufenstellung an die vorderste Baulinie gerückt und

zusammengefasst zu Zwei- und Dreispännern.  Hinterm Haus befinden sich kleine

Gartenparzellen, auf denen bald Rück- und Nebengebäude entstehen, die meist gewerblichen

Zwecken dienen. Damit wird hier in kleinem Maßstab ein Siedlungstyp vorweggenommen, der

sich im großen Umfang erst nach dem Ersten Weltkrieg entwickeln kann.    Heute ist die

Feldmüller-Siedlung die größte und bestandsmäßig am besten überlieferte Vorstadtsiedlung

Münchens aus der Mitte des 19. Jahrhunderts.

1984 – Die Fachakademie für Sozialpädagogik zieht nach Obergiesing um

München-Obergiesing - München-Bogenhausen * Die Fachakademie für Sozialpädagogik zieht in

das Anton-Fingerle-Zentrum in Giesing um. In den aufgelassenen Räumen in Bogenhausen

findet  die Berufsschule für Jungarbeiterinnen und Jungarbeiter Unterkunft.

2. Februar 1989 – Untersuchungsausschuss zu den WAA-Gutachten

München-Haidhausen * Der Bayerische Landtag setzt einen Untersuchungsausschuss ein, der

mögliche Manipulationen und politische Einflussnahmen auf wissenschaftliche Gutachten zur

Wiederaufarbeitungsanlage klären soll. Im Mittelpunkt stehen Untersuchungen der Bayerischen

Landesanstalt für Bodenkultur und Pflanzenbau sowie der Verdacht, Mitarbeiter des

Umweltministeriums hätten auf die Bewertung von Messdaten eingewirkt.   Der Ausschuss geht

auf einen Antrag von SPD und Grünen vom 28. September 1988 zurück. Seine Arbeit führt später

zu gegensätzlichen Bewertungen durch die CSU-Mehrheit und die oppositionelle Minderheit. 

8. November 1993 – Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich beim Festakt
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München * Der CSU-Vorsitzende Theo Waigel drückt sich am 75. Jahrestag der Revolution und

der Freistaatgründung an der Teilnahme eines Festaktes, da er „die Geburtsstunde des

demokratisch verfassten Bayern nicht mit der Ausrufung der Räterepublik durch Kurt Eisner in

Verbindung zu bringen vermag“.  Zur Ausrufung der Räterepublik kam es allerdings erst nach

einer verlorenen Wahl und der Ermordung Kurt Eisners durch den rechtsradikalen Anton Graf

Arco auf Valley. Unter Eisners Revolutionsregierung gab es lediglich provisorische Arbeiter-,

Soldaten- und Bauernräte. 

16. November 1993 – „... Bayern einen Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt“

München * Klaus Warnecke, Landtagsabgeordneter der SPD schreibt in der Süddeutschen

Zeitung einen Leserbrief und bringt darin folgende Meinung zum Ausdruck:    „[...] Die

Hindenburgs, Ludendorffs und ihre monarchistischen Attrappen hatten das Volk im

Reichsdurchschnitt im Herbst 1918 auf 500 bis 600 Kalorien pro Tag und Nase

heruntergehungert. [...] 200.000 bayerische Soldaten waren gefallen. [...]      Während sich die

Monarchie von dannen stahl und die Generäle an der Dolchstoß-Legende zu stricken begannen,

gab es in München eine einzige Kraft, die halbwegs Ordnung in das Chaos zu bringen versuchte

und den Umständen entsprechend auch brachte: die von den Konservativen und Reaktionären

aller Richtungen bisher aus jeder politischen Verantwortung ferngehaltenen Sozialdemokraten

und deren linkspazifistische Absplitterung die USPD mit Eisner an der Spitze. [...]      Der totale

politisch/militärisch/soziale Scherbenhaufen des Winters 1918/19 war das Erbe des

Großmachtwahns der Feldmarschälle und Monarchen.     Das Kabinett unter Ministerpräsident

Kurt Eisner mit dem Innenminister Erhard Auer und Albert Roßhaupter, die sich auf den

eigentlichen Ordnungsfaktor in München, die Arbeiterräte, stützen konnte, hat Bayern einen

Winter lang vor dem totalen Chaos bewahrt.     Das wahre Chaos begann erst, als der

rechtsradikale Offizier Graf Arco den Pazifisten Kurt Eisner am 21. Februar 1919 auf offener

Straße ermordete. [...].“

August 1996 – Bürgermeister Hep Monatzeder enthüllt eine Gedenktafel

München-Haidhausen * Bürgermeister Hep Monatzeder enthüllt gemeinsam mit dem

Hofbräukeller-Wirt Günter Steinberg und den Enkeln der zwölf am 5. Mai 1919 im Garten des

Hofbräukellers ermordeten Perlacher Arbeiter eine Gedenktafel, die an die Vorgänge erinnern

soll. Damit will die Landeshauptstadt München verhindern, dass die Opfer der Niederschlagung

der Münchner Räterepublik in Vergessenheit geraten.    Hep Monatzeder betont dies bei der

Enthüllung der Gedenktafel und sagte weiter: „Sie soll aber auch zur Wachsamkeit und zum
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Widerstand mahnen gegen jedes neue Aufflammen von Rechtsextremismus, Fanatismus und

Intoleranz.“ 

September 2008 – 6.483 Lebensmittel- und Hygienekontrollen auf dem Oktoberfest

München-Theresienwiese * 6.483 Lebensmittel- und Hygienekontrollen werden von sieben

Mitarbeitern des Kreisverwaltungsreferats durchgeführt. Es geht um die Einhaltung der

einschlägigen Lebensmittelvorschriften und -vorgaben. 703 Beanstandungen werden verzeichnet.

2009 – Die Josef Bernbacher & Sohn GmbH & Co KG

München-Au * Die Josef Bernbacher & Sohn GmbH & Co KG ist einer der größten

Nudelhersteller in Deutschland. 30.000 Tonnen Nudeln werden pro Jahr in der Fabrik am

Tassiloplatz hergestellt. Rund 50 Millionen Umsatz Euro macht die Firma.       Die Wirtschaftskrise

hat dem Unternehmen, das 130 Mitarbeiter hat, nicht geschadet. Im Gegenteil: „Viele, die sich

nicht mehr so oft Fleisch leisten wollen, essen jetzt öfters mal Nudeln“.   Mehr als Dreiviertel der

Produktion wird in Bayern verkauft. Diese Beschränkung auf den regionalen Markt ist eines der

Erfolgsrezepte von Bernbacher.

16. Juli 2012 – Die Aufbauarbeiten für das 179. Oktoberfest beginnen

München-Theresienwiese * Die Aufbauarbeiten für das 179. Oktoberfest beginnen. Zunächst sind

rund 150 Arbeiter mit dem Aufbau beschäftigt. Ihre Zahl steigert sich im Laufe der Zeit auf 800.

1. Mai 2014 – Oberbürgermeister Dieter Reiters erster Arbeitstag

München-Graggenau * Seinen ersten Arbeitstag beginnt der neue Münchner

Oberbürgermeister Dieter Reiter auf der Kundgebung des DGB auf dem Marienplatz. Weil er im

Zusammenhang mit den städtischen Kliniken auch von Personalabbau spricht, erntet er bei den

anwesenden Gewerkschaftern Buh-Rufe und Pfiffe.      Ob er sich jetzt den Schlegel zur Hand

herbei gewünscht hat, dem ihm zuvor seine Mitarbeiter - verbunden mit dem Wunsch für einen

„guten Start und einer glücklichen Hand - auch beim Anzapfen“ - geschenkt haben, ist nicht

bekannt. 
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23. Juni 2014 – Schärfere Regelungen für die etwa 1.000 Wiesn-Ordner

München-Theresienwiese * Das Kreisverwaltungsreferat - KVR will für die etwa 1.000

Wiesn-Ordner schärfere Regeln einführen. Jeder muss gut sichtbar einen Ausweis mit dem

Namen des Ordners, Foto, Ordnernummer, Name der Sicherheitsfirma und dem amtlichen Siegel

der Stadt tragen. Bei Verstößen drohen hohe Bußgelder.    Außerdem werden die

Security-Firmen verdonnert, nur Mitarbeiter auf die Wiesn zu schicken, „die in rechtlicher und

fachlicher Hinsicht geschult, körperlich geeignet sowie der deutschen Sprache mächtig sind“. Die

Schulungen müssen speziell auf den Wiesn-Einsatz zugeschnitten sein und ihren Schwerpunkt

im Bereich Deeskalation und Gewaltprävention haben. 

2019 – 2,72 Menschen besuchen den Tierpark Hellabrunn

München-Giesing * 2,72 Millionen Menschen kommen in den Geo-Zoo in Hellabrunn. Bei der

Inventur zählten die Zoo-Mitarbeiter rund 19.000 Tiere in insgesamt 714 verschiedenen Arten.

Die meisten davon sind Fische. Aber auch 88 Arten von Säugetieren sind im Zoo an der Isar

beheimatet. 

November 2019 – Vorarbeiten für die Sanierung der Ludwigsbrücken

München * Bauarbeiter rücken an, um mit den Vorarbeiten für die im März 2020 beginnende

dringende Sanierung der Ludwigsbrücke anzufangen. Sie errichteten die temporären Stützen für

eine Behelfsbrücke, auf der die Fußgänger und der Radverkehr während der Bauphase die Isar

überqueren können.   Dafür mussten die Isar-Ufermauer östlich des Vater-Rhein-Brunnens

verstärkt, Gehwege verlegt und Bäume gefällt oder gestutzt werden.   Die Sanierung soll bis

Ende 2021 abgeschlossen sein - es wird bis 2025 dauern. 

April 2022 – Erinnerung an die verfolgten und ermordeten Mitarbeiter

München-Graggenau * Eine Gedenktafel am Eingang des Schauspielhauses wird enthüllt. Sie

erinnert an 28 ehemalige Angehörige des Hauses, die zwischen 1911 und 1943 an den

Kammerspielen wirkten und Opfer von Verfolgung, Entrechtung, Flucht oder Ermordung wurden. 

Die Tafel ergänzt die bereits 2020 angebrachten Erinnerungszeichen für fünf ermordete

Mitarbeiter. Sie steht für eine aktive Erinnerungskultur, mit der die Kammerspiele ihre eigene

Geschichte aufarbeiten und das Gedenken dauerhaft im Haus verankern. Alles aufgearbeitet ist
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mit diesen 28 Namen noch lange nicht.
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